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Von  Verbrechen  und  Strafe. 

Der  Grundgedanke  des  Dokuments  von  Versailles  ist 
in  dem  Artikel  231  ausgesprochen,  der  besagt: 

Die  alliierten  und  assoziierten  Regierungen  erklären,  und 
Deutschland  erkennt  an.  daß  Deutschiand  und  seine  Verbün- 
deten als  Urheber  für  alle  Verluste  und  Schäden  verantwort- 
lich sind,  die  die  alliierten  und  assoziierten  Regierungen  und 
ihre  Staatsangehörigen  infolge  des  Krieges,  der  ihnen  durch  den 
Angriff  Deutschlands  und  seiner  Verbündeten  aufgezwungen 
wurde,  erlitten  haben. 

Diesem  Grundgedanken  entsprechend  wird  der  ganze 
Intialt  des  Dokuments  äußerlich  durch  juristische  und  mo- 
ralische Erwägungen  bestimmt  derart,  daß  das  deutsche 
Volk  für  die  von  ihm  begangenen  Verbrechen  bestraft  und 
für  alle  Schäden,  die  den  anderen  Völkern  aus  dem  Welt- 
krieg erwuchsen,  haftbar  gemacht  wird. 

Die  Konstruktion  ist  ungemein  einfach:  Auf  der  einen 
Seite  stehen  die  besiegten  Staaten,  die  den  andern  unrecht- 
mäßiger Weise  Schaden  zugefügt  haben:  Deutschland, 
Österreich-Ungarn,  Bulgarien  und  die  Türkei.  Auf  der 
anderen  Seite  stehen  die  siegreichen  Staaten,  die  unge- 
rechter Weise  Schaden  erlitten  haben:  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  England,  Frankreich,  Italien,  Japan, 
Belgien,  Bolivien,  Brasilien,^  China,  Cuba,  Ecuador,  Grie- 
chenland, Guatemala,  Haiti,  Hedschas,  Honduras,  Liberia, 
Nicaragua,  Panama,  Peru,  Polen,  Portugal,  Rumänien,  Ser- 
bien-Kroatien-Slawonien, Siam,  die  Tschechoslowakei  und 
Uruguay. 

Es  springt  in  die  Augen,  daß  von  einem  großen  Teil  der 
alliierten  und  assoziierten  Länder  ernstlich  gar  nicht  be- 
hauptet werden  kann,  daß  sie  von  Deutschland  angegriffen 
worden  wären.  Sie  haben  in  den  Krieg  eingegriffen,  weil 
sie  in  ihm  eine  Gelegenheit  erblickten,  ihre  nationnieti 
Aspirationen  zu  befriedigen.  Das  gilt  z.  B.  für  Italien, 
Japan  und  Rumänien,  von  einem  Krieg,  der  ihnen  durch 
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den  Angriff  DetitscfitaiKis  aiifg"czwüTi'2:en  wurde,  kaira  ^r 
nicht  die  Rede  sein.  Andere  Länder  haben  sich  aus  poli- 
.tischen  Erwägungen,  den  gegebenen  Alachtverhältnissen 
folgend,  auf  die  Seite  der  Alliierten  und  Assoziierten  ge- 
schlagen; das  gilt  für  die  meisten  nichteuropäischen 
Staaten,  die  während  des  Krieges  einer  nach  dem  andern 
in  die  Koalition  eintraten,  zu  einer  Zeit,  da  Deutschland 
schon  jede  physische  Möglichkeit  eines  Angriffs  auf  sie 
fehlte.  Eine  dritte  Gruppe  der  assoziierten  Staaten  ist 
schließlich  erst  währen-d  des  Krieges  oder  nach  ihm  aus 
den  Trümmern  der  besiegten  Staaten  entstanden:  Polen, 
die  Tschechoslov/akei  und  Medschas,  Die  Völker  dieser 
Länder  sind  dabei  in  der  eigentümlichen  Lage,  auf  beiden 
Seiten  zugleich  zu  figurieren,  sowohl  auf  der  Seite,  die  den 
andern  den  Krieg  aufzwang,  als  auch  auf  jener,  der  der 
Krieg  aufgezwiiogen  wurde. 

Beispielsweise  zählte  ein  großer  Teil  der  Polen  bei  Kriegs- 
beginn zu  den  aktivsten  Elementen  auf  der  deutschen  Seite, 
weil  er  von  der  Niederlage  des  Enientegenossen  Rußland 
die  Befreiung  seines  Landes  erwartete.  Trotzdem  gelang 
es  Polen,  sich  noch  rechtzeitig  in  das  Lager  der  Gerechten 
zu  retten  und  mit  diesen  gemeinsam  über  die  Ungerechten 
zu  Gericht  zu  sitzen.  Man  karm  den  Polen  zu  der  Geschick- 
lichkeit, mit  der  sie  durch  den  Sturm  der  Ereignisse  zu 
ihrem  Ziele  steuerten,  nur  Glück  wünschen,  aber  man  tut 
ihnen  kein  Unrecht  und  fügt  ihnen  keine  Beleidigung  zu, 
wenn  man  bemerkt,  daß  ihr  nationales  Interesse  und  nicht 
der  Sieg  der  Tugend  über  das  Laster  der  Leitstern  ihres 
politischen  Handelns  ist. 

Unter  den  alliierten  Regierungen  befindet  sich  z.  B.  aodi 
die  von  Siam.  Nach  einem  Geheimbericht  von  Loris  Meli- 
kow  vom  24.  September  1917,  der  von  der  „Iswcstija'* 
nach  der  russischen  Revolution  veröffentlicht  wurde, 
fürchtete  Siam  mit  Grund  seine  Aufteilung  zwischen  Frank- 
reich und  England.  Es  schlo"  sich  den  Verbündeten  an, 
um  seine  selbständige  Stellung  zu  behaupten  —  gegen  den 
Wunsch  der  Engländer,  die  ihm  von  der  Beteiligung  ab- 
rieten! Auf  diese  Weise  wurde  Siam  Mitglied  des  Völker- 
bundes, dem  Deutschland  ferngehalten  "/ird! 

SüiUen  nicht  ähnliche  Gründe  auch  für  andere  alliierte 
Staaten  maßgebend  gewesen  sein? 


7 

Politik  darf  nidii  ^eio!ibe<IeuteT>d  sein  m?t  moraTischem 
Nihilismus.  Aber  dieser  moralische  Nihilismus,  mit  dem 
das  kaiserlictie  Deutschland  m  den  Krieg  gegangen  ist, 
feiert  in  dern  Dokument  von  Versailles  Triumphe  durch  die 
Art,  wie  hier  die  Moral  zum  bloßen  Vorwand  für  politische 
Absichten  genommen  wird.  Dieses  Dokument  zeigt  die 
brutale  Macht  auf  der  Höhe  ihrer  Vollendung,  auf  der  ihr 
sogar  erlaubt  ist,  sich  selber  moralisch  hejüg  zu  sprechen, 
den  Unterlegenen  aber  zur  Anerkennung  seiner  moralischen 
Minderwertigkeit  gegen  sein  besseres  Wissen  zu  zwingen. 

Das  Konzil  von  Versailles  hat  ein  moralisches  Dogma 
aufgestellt  und  seine  Anerkennung  durch  Drohung  und 
Gewalt  erzwungen.  Es  hat  den  Versuch  gemacht,  den 
unterliegenden  Gegner  nicht  nur  zu  Handlungen  sondern 
auch  zu  Überzeugungen  zu  zwingen.  Es  ist  selbstver- 
ständlich, daß  ein  solcher  Versuch  ohnmächtig  bleiben  muß, 
daß  er  aber  auch  gefährlich  ist  durch  die  Rückwirkungen, 
die  er  ausübt.  Das  deutsche  Volk  ist  in  eine  gründliche 
Untersuchung  der  Kriegs  Ursachen  vom  rechtlichen  Stand- 
punkt aus  ein-ge treten  und  zeigt  keine  Neigung,  seine  frü- 
heren Machthaber  oder  sich  selbst,  das  die  unkontrollierte 
Herrschaft  dieser  Machthaber  ertrug,  freizusprechen.  Es 
will  in  Zukunft  seine  Politik  in  höherem  Qrade  den  Ge- 
setzen der  internationalen  Moral  anpassen,  als  dies  bisher 
durch  irgendein  Volle  der  Welt  geschah.  In  diesem  Augen- 
blick erhält  es  aber  von  seinen  Besiegem  ein  Beispiel  da- 
für, wie  die  Moral  zum  bloßen  Werkzeug  benutzt  wird, 
um  mit  ihrer  Hilfe  alle  Bedürfnisse  eines  ungezügelten 
politischen  Machtstrebens  zu  befriedigen.  Dadurch  wird 
dem  deutschen  Volke  aufs  Neue  die  gefährliche  Meinung 
nahegelegt,  Moral  bedeute  im  Völkerlebcn  in  Wahrheit 
nichts,  klug  zusammengeraffte  Macht  alles. 

Die  Revision  des  Dokuments  von  Versailles  durch  die 
friedliche  Macht  des  Geistes  wird  bei  dem  Artikel  231 
beginnen.  Sie  wird  ergeben,  daß  der  deutsche  Imperia- 
lismus, plumper,  ungeschlachter  und  dümmer  als  jeder 
andere,  im  Jahre  1914  in  die  Spieße  hineingelaufen  ist,  an 
denen  er  verenden  sollte.  Aber  sie  wird  die  Legende  zer- 
stören, daß  die  gegen  Deutschland  zusammengeschlos- 
sene Koalition  —  mit  dem  zaristischen  f^ußland  an  der 
Spitze  —  aus  Lämmern  bestanden  habe,  über  die  der  deut-« 
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sehe  Wolf  Herfiel.  Un<l  wenn  sie  dem  deutschen  Volk  nicht 
das  BüBeriiemd  abn-ehmen  wird,  in  dem  es  jetzt  vor  aller 
Welt  dasteht,  so  wird  sie  den  Siegern  den  Richtermantel, 
in  den  sie  sich  selbstherrlich  hüllten,  von  den  Schultern 
reißen.  Dieser  Ausgleich  ist  notwendig,  um  die  Beziehun- 
gen der  Völker  zueinander  auf  den  Boden  des  Rechts  und 
der  internationalen  Moral  zu  stellen. 

Der  unmittelbare  Anlaß  zum  Ausbruch  des  Weltkrieges 
ist  durch  die  dokumentarischen  Veröifentlichungen  von 
Wien  und  Berlin  ziemlich  klar  aufgedeckt.  Aus  ihnen 
ergibt  sich,  daß  man  dort  für  die  serbisch-nationalistischen 
Strömungen,  die  zur  Ermordung  des  österreichischen 
llironfolgers  führten,  die  serbische  Regierung  verantwort- 
lich machte.  Die  Reizbarkeit  der  leitenden  Stellen  war  dort 
um  so  größer,  als  man  in  der  Ermordung  eines  Fürsten  ein 
besonders  schweres  Verbrechen  erblickte  und  der  fast  ab- 
solutistische Lenker  der  deutschen  Politik  mit  dem  Ermor- 
deten persönlich  befreundet  war.  Man  glaubte,  die  übrigen 
Großmächte  Europas  würden  einer  „Züchtigung"  Serbiens 
•  nicht  in  den  Weg  treten,  weil  auch  ihre  Lenker  gleichen 
Abscheu  vor  den  „serbischen  Fürstenmördern"  empfinden 
und  einen  europäischen  Krieg  nicht  riskieren  würden.  Man 
war  aber  auch  bereit,  das  Risiko  eines  solchen  Krieges  auf 
sich  zu  nehmen  in  der  Hoffnung,  ihn  schließlich  doch  durch 
Einschüchterung  verhindern  zu  können.  Auf  diesem  fal- 
schen Gleis  wurde  der  Zug  der  deutschen  Politik  soweit 
geführt,  daß  schließlich  die  Kopflosigkeit  der  Führer  den 
Zusammenstoß  unvermeidlich  machte. 

Die  eigentlichen  Ursachen  des  Krieges  liegen  tiefer.  Sie 
liegen  vor  allem  in  der  Tatsache,  daß  die  menschliche  Ge- 
schichte von  Anbegiim  eine  Kette  von  Brudermorden  ist, 
daß  der  blutige  Kampf  zu  den  feststehenden  Einrichtungen 
der  Völkergesellschaft  gehörte.  Die  sozialistisch-pazifisti- 
sche Auffassung,  daß  der  Krieg  unter  allen  Umständen 
ein  Verbrechen  sei,  wurde  von  keiner  offiziellen  Macht 
theoretisch  anerkannt  oder  gar  zum  Gnmdsatz  ihres  poli- 
tischen Handelns  erhoben.  In  der  Zeit  nach. dem  deutsch- 
französischen Kriege  von  1870/71  bis  zum  Ausbruch  des 
Weltkrieges,  also  in  einem  Zeitraum  von  43  Jahren,  hatten 
Rußland  gegen  die  Türkei,  Amerika  gegen  Spanien,  Eng- 
land gegen  die  Buren,  Japan  gegen  Rußland,  Italien  gegen 
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die  Türkei  gekämpft,  und  die  Balkanstaaten  waren  in  fast 
fortdauernde  blutige  Händel  miteinander  verwickelt  ge- 
wesen. Daneben  gingen  die  Kolonialkriege  Frankreichs  in 
Marokko,  Deutschlands  in  Südwestafrika.  Weder  diese 
Tatsachen  noch  der  Stand  der  allenthalben  fieberhaft 
gesteigerten  Rüstungen  gab  Anlaß  zu  der  Vermutung,  daß 
irgendeine  Macht  der  Welt  grundsätzlich  darauf  verzichtet 
hätte,  die  Ziele  ihrer  Politik  unter  Umständen  mit  Gewalt 
durchzusetzen.  Man  kann  mit  Recht  behaupten,  daß  das 
alte  Deutschland  durch  die  Schärfe  seines  militaristischen 
Dogmas,  durch  die  schlechten  Manieren  seiner  Machthaber 
und  durdi  die  Unberechenbarkeit  seiner  von  persönlichen 
Herrscherlaunen  angetriebenen  Politik  für  Europa  ein  Herd 
der  Unruhe  war.  Man  kann  nicht  behaupten,  die  Welt 
sei  bis  1914  mit  Ausnaiime  Deutschlands  pazifistisdi  ge- 
wesen, dem  grundsätzlichen  Friedenswillen  auf  der  einen 
Seite  hätte  eine  grundsätzliche  Kriegslust  auf  der  anderen 
gegenübergestanden. 

Der  Krieg  ist  vielleicht  nicht  der  Vater  aller  Dinge,  wie 
Heraklit  meint,  aber  sicher  ist  er  der  Vater  aller  Kriege. 
So  kann  auch  der  Weltkrieg  seine  Ahnenreihe  weit  zurück- 
verfolgen. Auf  seinen  Schauplätzen  wurden  alle  Schlachten 
der  Vergangenheit  von  neuem  ausgekämpft.  Immer  war 
es  der  Krieg  gewesen,  der  das  äußere  Sc'nicksal  der  Staaten 
gestaltete,  und  nie  hatte  er  Zustände  geschaffen,  die  alle 
befriedigten.  Entweder  hatte  er  Verluste  gebracht,  die 
nicht  verschmerzt  werden  konnten,  oder  er  hatte  die 
Staaten  nahe  an  Ziele  herangeführt,  die  nicht  erreicht 
wurden,  die  aber  doch  nicht  aufhörten  zu  locken.  Da  war 
das  Problem  des  größeren  Serbien,  und  als  es  einmal  blutig 
angeschnitten  war,  rollten  sich  an  ihm  alle  andern  auto- 
matisch auf:  Elsaß- Lothringen  und  das  Unke  Rheinufer, 
Polen,  das  böhmische  Staatsrecht,  das  größere  Italien  und 
das  größere  Rumänien.  Rußlands  freie  Dardanellendiirch- 
fahrt^  Englands  Streben  nach  dem  trockenen  Weg  von 
Kapland  nach  Ägypten  und  Indien. 

Es  ist  sehr  auffallend,  daß  die  reine  Gerechtigkeit  der 
Pariser  Friedensschlüsse  allen  Gegnern  Deutschlands — Ruß- 
land ausgenommen  —  die  Erfüllung  fast  aller  jener  Wünsche 
gebracht  hat,  die  vordem  von  ihren  eigenen  Sozialisten  als 
nationalistisch  und  imperialistisch  gebrandmarkt    wurden. 


10 

Diese  WünscTie  waren  nicht  erst  wSlirend  des  Krieges  ent- 
standen, sondern  schon  lange  vor  ihm  da,  zum  Teil  schon 
Jahrhunderte  alt  rhre  Erfüllung  war  durch  kein  anderes 
Mittel  möglich  als  durch  Qewalt,  Die  Besonnenheit  der 
Führer  konnte  eines  Tages  von  einer  nationalistischen  Welle 
über  den  Haufen  gerannt  werden  —  und  dann  war  der 
Krieg  da  auch  ohne  die  Unbesonnenheit  der  deutschen  Füh- 
rung. Die  Entente  hat  die  Entscheidung  nicht  gesucht,  als 
sie  ihr  aber  vom  Wahnwitz  der  deutschen  Regierung  ange- 
boten wurde,  hat  sie  sie  angenommen  und  bis  zu  ihren  Zie- 
len durchgeführt. 

Hätte  das  deutsche  Vofk  vor  dem  Kriege  an  die  unbe- 
dingte Friedensliebe  seiner  Nachbarn  geglaubt,  so  hätte  es 
keine  Macht  der  Welt  in  den  Krieg  treiben  können.  Dieser 
Glaube  hat  aber  dem  deutschen  Volke  gefehlt,  and  dem 
objektiven  ausländischen  Beurteiler  bleibe  Oberlassen,  dar- 
über nachzudenken,  ob  er  überhaupt  vorhanden  sein  konnte. 

Deutschland,  durch  die  dilettantische  Politik  seiner  Füh- 
rer auf  das  Bündnis  mit  dem  altersschwachen  Oesierreicli 
angewiesen,  sah  in  der  Erhaltung  dieses  Staates  seine  ein- 
zige Rettung,  an  seinem  morschen  Bau  rüttelte  aber  die 
großserbische  Bewegung.  Serbien  war  mit  Rußland  ver- 
bündet, Rußland  mit  Frankreich.  Rußland  mußte  für  Ser- 
bien eintreten,  wenn  Oesrerreich  den  Bogen  überspannte. 
Deutschland  glaubte  für  Oesterreich  eintreten  zu  müssen 
und  geriet  dadurch  in  Gegensatz  zu  Rußland,  der  Krieg 
zwischen  den  Zentralmächten  and  Rußland  mußte  auch 
Frankreich  auf  den  Plan  führen,  auch  wenn  sich  die  deut- 
schen Machthaber  mit  ihrer  Kriegserklärung  weniger  beeilt 
hätten.  An  der  Kette  der  Bündnisse  wurde  ein  Volk  nach 
dem  andern  in  den  blutigen  Tanz  gezogen.  Rußland  aber 
war  der  Hort  der  Reaktion,  und  man  wird  es  heute  viel- 
leicht im  Auslande  begreifen,  daß  das  deutsche  Volk  „die 
russische  Dampfwalze"  nicht  widerstandslos  über  seinen 
Leib  rollen  lassen  wollte.  Der  Kampf  gegen  den  Zarismus 
gehörte  zum  Programm  der  deutschen  Sozialdemokratie, 
niemand  hatte  ihn  feuriger  gepredigt  als  Karl  Liebknecht 
und  Rosa  Luxemberg.  Kann  man  sich  danach  wundern, 
daß  die  deutsche  Sozialdemokratie  nach  Ausbruch  des 
Krieges,  den  sie  vergebens  zu  verhindern  versucht  hatte, 
keine  Neigung  zeigte,  den  Sieg  des  Zarismus  zu  fördern? 
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Kann  man  s'idi  wtimiem,  daß  man  in  Dctrtschtand  nfdit  an 
cüe  unbedingte  Moralität  einer  Mächtegruppe  glaubte,  an 
deren  Spitze  man  Rußland  erblickte? 

Von  dem  Tage  des  Kriegsaaisbruchs  an  Irerrschte  aber 
die  militärische  Maschine,  sie  machte  das  Volk  hVmd  und 
stumm.  Die  Ausschreitungen  der  deutschen  Kriegsführung 
wurden  ihm  zum  Teil  nicht  bekannt,  zum  Teil  in  einer 
Weise  dargestellt,  die  ihre  scheinbare  Rec'htfertigung  in 
sich  einschloß.  Am  stärksten  wirkte  das  Argument,  daß  die 
Hungerqualen,  an  denen  das  Volk  litt,  durch  eine  völker- 
rechtswidrige Blockade  verursacht  seien,  die  zur  schärf- 
sten Abwehr  berechtigte. 

Der  Aktivität  der  Sozialdemokratie  waren  die  engsten 
Grenzen  gezogen,  teils  durch  die  äußeren  Umstände,  teils 
durch  die  Erwägung,  daß  es  nicht  Sache  der  Partei  sein 
konme,  den  Niederbnich  des  eigenen  Volkes  zu  beschleu- 
nigen. Noch  ehe  der  Zarismus  gestürzt  war,  hatte  die 
Entente  in  ihrer  Antwort  an  Wilson  ihre  Friedensziele 
dargelegt,  es  waren  eben  dieselben,  die  jetzt  durch  die 
Pariser  Friedensschlüsse  verwirkhcht  worden  sind.  So  blieb 
der  Sozialdemokratie  ein  sehr  enger  Raum,  innerhalb  des- 
sen sie  ihren  Kampf  gegen  Militarismus  und  Imperialismus 
führen  konnte,  sie  hat  ihn  bis  zu  dem  Punkte  geführt,  an 
dem  man  —  im  Januar  1918  —  ihr  Zentralorgan,  den  „Vor- 
wärts", nach  ungezählten  Verboten  mit  einem  Prozeß  we- 
gen Landesverrats  bedrohte  und  die  alldeutsche  Presse  die 
Erschießung  Eberts  und  Scheidemanns  forderte. 

Heute  führt  man  in  Deutschland  den  nationalistischen 
Kampf  gegen  die  Sozialdemokratie  mit  dem  Argument,  die 
Sozialdemokratie  trage  die  Schuld  an  dem  Sieg  der  Gegner 
und  an  dem  Frieden  von  Versailles,  während  die  ausländi- 
schen Nationalisten  und  ihre  unbewußte  Gefolgschaft  noch 
immer  versichern,  die  deutsche  Sozialdemokratie  sei  die 
ergebene  Dienerin  des  Kaisers  und  die  beste  Stütze  des 
Militarismus  gewesen.  Die  eine  Behauptung  ist  ebenso  un- 
sinnig wie  die  analere.  Die  deutsche  Sozialdemokratie  hat 
in  furchtbarer  Bedrängnis  immer  den  rechten  Weg  gesucht, 
wenn  auch  vielleicht  nicht  immer  gefunden.  Sie  hat  stets 
den  Frieden,  nie  die  Niederlage  Deutschlands,  stets  die 
Verteidigung,  nie  den  Angriff  und  die  militaristische  Aus- 
schreitung, stets  die  Demokratie,  nie  den  Bürgerkrieg,  stets 
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den  Sozialismus,  nie  eine  Verschlimmerung  der  wirtscTiaft- 
lichen  Notlage  gewollt.  So  blieb  ihre  Fahrt  durch  den 
Sturm  der  letzten  sechs  Jahre  eine  ewige  Klippeniahrt  mit 
vorsichtiger  Steuerung,  und  die  Aufgabe  des  Odysseus,  der 
nur  zwischen  einer  Scylla  und  einer  Charybdis  seinen  Weg 
zu  suchen  hatte,  schien  ihr  beneidenswert  leicht. 

Am  28.  Juni  1919  unterzeichnete  der  deutsche  Sozial- 
demokrat Hermann  Müller  in  Versailles  mit  seinem  Füll- 
federhalter das  moralische  Verdammungsurteil  gegen  das 
deutsche  Volk.  Er  bestätigte  mit  semer  Unterschrift,  daß 
Deutschland  allem  alle  Schuld  trage  und  daß  den  Un- 
schuldsspiegel der  andern  auch  nicht  der  leiseste  Hauch 
trübe,  daß  Deutschland  für  seine  Sünde  jede  Buße,  für  den 
angerichteten  Schaden  jeden  Ersatz  zu  leisten  habe  und 
daß  es  moralisch  nicht  würdig  sei,  Kolonien  zu  verwalten 
oder  in  den  Völkerbund  aufgenommen  zu  werden  Kein 
Deutscher  hätte  sich  jemals  dazu  verstanden,  diese  Un- 
wahrheiten zu  unterschreiben,  wenn  er  nicht  durch  die  Dro- 
hung mit  dem  militärischen  Einmarsch  dazu  gezwungen 
worden  wäre. 

Urteil  oder  Vertrag? 

Hat  Deutschland,  indem  es  unter  das  Dokument  von  Ver- 
sailles seine  Unterschrift  setzte,  ein  itim  zugestelltes  Urteil 
unterschrieben  oder  hat  es  einen  Vertrag  unterzeichnet? 

Das  Dokument  von  Versailles  nennt  sicli  einen  Friedens- 
vertrag.  Während  es  in  seinem  Inhalt  nur  ein  Urteil  ist, 
das  vom  Verurteilten  unter  Protest  und  stärlcstem  Wider- 
streben angenommen  worden  ist,  hüllt  es  sich  in  die  Form 
eines  Vertrags,  und  damit  wechselt  es  seine  juristische 
Konstruktion.  Einen  Verbrecher,  den  man  bestraft,  fragt 
man  nicht  nach  seinem  Einverständnis  mit  der  Strafe,  und 
man  legt  ihm  Verpflichtungen  auf  nicht  durch  moralische 
Bindung,  sondern  durch  äußeren  Zwang.  Man  wird  ihn, 
wenn  er  sich  der  Strafe  zu  entziehen  versucht,  um  dessent- 
willen  nicht  sittlich  verurteilen  können,  am  wenigsten  dann, 
wenn  er  selbst  von  der  Ungerechtigkeit  des  Urteils  über- 
zeugt ist.  Noch  nie  hat  man  einen  Richter  gesehen,  der 
den  Angeklagten  zu  lebenslänglichem  Zuchtjiaus  verurteilt 
dann  aber  mit  ihm  einen  Vertrag  schließt,  durch  den  er 
sich  zur  Abbüßung  seiner  Strafe  verpflichtet. 
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Dieses  noch  nie  erlebte  Schauspiel  erlebt  man  hier.  Es 
zeigt  sidh  damit,  wie  unmöglich  es  ist,  Grundsätze  des 
privaten  Strafrechts  und  bürgerlichen  Rec^hts  auf  völker- 
rechtliche Vorgänge  mechanisch  zu  übertragen.  Nach 
Grundsätzen  des  bürgerlichen  Rechts  ist  das  Dokument  von 
Versailles  kein  Vertrag,  und  kein  Gericht  der  Welt  würde 
es  als  einen  solchen  anerkennen  können,  da  einer  der  bei- 
den Teile  durch  das  Verhalten  des  andern  seiner  Willens- 
freiheit beraubt  war.  Will  man  das  Dokument  von  Ver- 
sailles dennoch  als  Vertrag  gelten  lassen,  so  gibt  man  da- 
mit zu,  daß  völkerrechtliche  Vorgänge  nach  anderen 
Grundsätzen  zu  behandeln  sind  als  privatrechtliche.  Gilt  das 
aber  für  die  Form,  so  gilt  das  noch  mehr  für  den  Inhalt. 
Dann  durfte  auch  bei  der  Festsetzung  der  Bedingungen,  die 
Deutschland  auferlegt  wurden,  nicht  nach  den  privatrecht- 
lichen Grundsätzen  des  Verschuldens  und  der  Haftbarkeit 
für  den  entstandenen  Schaden   argumentiert  werden.  . 

Seit  Kriege  geführt  werden,  hat  der  Besiegte  dem  Sieger 
in  Geld  und  Land  Entschädigung  gezahlt,  nicht  der  Schul- 
dige dem  Unschuldigen.  Die  Zahlunggspf licht  entsprang 
nicht  richterlicher  Erkenntnis,  sondern  den  am  Schluß  des 
Krieges  gegebenen  Machtverhältnissen.  Jeder  Sieger  for- 
dert seine  Beute  im  Namen  der  Gerechtigkeit,  aber  diese 
Gerechtigkeit  ist  eine  andere  als  die,  die  auf  Grund  einer 
unbeeinflußten  Beweisaufnahme  im  Ausspruch  eines  unpar- 
teiischen Richters  zu  Worte  kommt.  Das  barbarische  Recht 
des  Siegers  hat  nichts  mit  dem  gemein,  was  von  der  zivi- 
lisierten Menschheit  sonst  als  Recht  verstanden  wird. 

Eine  Annäherung  des  Völkerrechts  an  das  private  kann 
nur  dadurch  erreicht  werden,  daß  die  Entscheidung  im 
Streit  einem  unparteiischen  neutralen  Gericht  übertragen 
wird.  Indem  die  alliierten  und  assoziierten  Regierungen, 
entgegen  den  deutschen  Vorschlägen,  sowohl  bei  der  Ent- 
stehung des  Friedens  wie  bei  seiner  Ausführung  jede  Mit- 
wirkung einer  neutralen  unparteiischen  Rechtsprechung 
ausschlössen,  haben  sie  den  wahren  Charakter  dieses  Frie- 
dens enthüllt,  der  kein  Frieden  des  Rechts  ist. 

Das  Friedensinstrument  von  Versailles  nähert  sich  nicht 
nur  nicht  dem,  was  man  im  Rechtssinne  einen  Vertrag 
nennt,  sondern  es  entfernt  sich  von  ihm  sogar  noch  weiter 
als  alle  seine  Vorgänger.    Mit  privatrechtlichen  Vertrags- 
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scWüssen  hatten  völkerrechtliche  bisher  wenigstens  die 
äußerliche  Aehnlichlkeit,  daß  beide  auf  Qrund  von  Verhand- 
lungen zustande  kamen.  War  auch  die  sachliche  Vertraj^s- 
freiheit  des  schwächeren  Teils  stark  beengt,  so  wurde  doch 
wenigstens  die  Form  der  Qleichberechtigung.  ohne  die  ein 
wirklicher  Vertrag  nicht  zustande  kommen  kann,  gewahrt 
Die  Wiederaufnahme  friedlicher  Beziehungen  wurde  regel- 
mäßig damit  eingeleitet,  daß  man  sich  „wieder  zusammen 
an  einen  Tisch  setzte." 

Der  Frieden  von  Versailles  ist  nicht  durch  Verhandlun- 
gen, sondern  auf  Qrund  eines  schriftlic'hen  Diktats  zustande 
gekommen.  An  seinem  eigentlichen  Charakter  als  Diktai- 
frieden  —  der  das  Gegenteil  eines  Vertrsgsfriedens  ist  — 
wird  wenig  dadurch  geändert,  daß  auf  Qrund  deutscher 
schriftlicher  Einwendungen,  die  in  größter  Hast  erfolgen 
mußten,  einige  wenig  belangreiche  Modifikationen  der  zu- 
vor formulierten  Bedingungen  vorgenommen  wurden.  Diese 
Art  des  VerfaJirens  mußte  bei  den  Deutschen  den  Eindruck 
verstärken,  daß  es  in  der  Absicht  der  Sieger  lag,  sie  aus 
der  Reihe  der  gleichberechtigten  Völker  zu  streichen. 

Es  mag  zugegeben  werden,  daß  dieses  brutale  Verfah- 
ren weniger  der  Absicht  entsprang,  das  deutsche  Volk  zu 
ächten,  als  der  Notwendigkeit,  das  VersaHler  Dokument, 
d'as  Ergebnis  einer  jahrelang  qualvoll  arbeitenden  Geheim- 
diplomatie,  vor  der  Durchleuchtung  einer  öffentlichen  Ver- 
handlung zu  schützen.  Man  konnte  mit  Deutschland  nicht 
mehr  verhandeln,  we4l  man  schon  zuvor  zuviel  miteinander 
verhandelt  hatte.  Das  Dokument  von  Versailles  stellt  einen 
Ausgleich  der  Imperialistischen  Ambitionen  unter  den  Ver- 
bündeten selbst  dar,  ein  sehr  künstliches  Gebäude,  aus  dem 
kein  Stein  herausgenommen  werden  durfte,  ohne  daß  das 
Ganze  in  Gefahr  geriet,  zusammenzustürzen-  Der  Frieden 
von  VersaiUes  ist  eigentlich  oidht  zwischen  den  Verbünde- 
ten und  Deutschland,  sondern  mtr  zwtsdjea  des  VerbA»< 
deten  geschlossen  worden. 

Daraus  ergibt  sich  zweierlei t  Erstens,  daß  alle  Inter- 
essengegensätze zwischen  den  Verböodeten  eaf  Kosten 
Deutschlands  ausgeglichen  wurden,  das  bei  den  wirklichen 
Friedensverhandlungen  gar  nicht  zugegen  war  und  sich 
nicht  wehren  konnte,  und  zweitens,  daß  man  sich  nachher 
auf  Diskussiooeii  aäi  Peutschianul     gsa:    aictä    f'vhi<(^ 
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konnte,  woHte  man  mdht  wieder  die  Diskussionen  unter, 

sich  beginneu  lassen,  die  vorläufig  abgeschlossen  zu  haben, 
der  höchste  erreichbare  Erfolg  der  Diplomatie  war. 

Aber,  was  immer  die  inneren  Gründe  des  ungewöhnlichen 
Verfahrens  gewesen  sein  mögen,  das  Ergebnis  bleibt  das 
gleiche.  Man  hat  ein  demokratisch  organisiertes  Vofk  in- 
mitten Europas  in  ein  Verhältnis  gezwungen,  das  nicht  nur 
m'ii  den  Verhältnissen  eines  privatrechtlidien  Vertrags 
zwischen  Gleichbcrec^htigten  nicht  die  geringste  AehnJicih- 
keit  besitzt,  sondern  auch  mit  den  Verhältnissen,  die  sonst 
auf  Grund  von  Friedensverhandlungen  und  Friedensverträ- 
gen zustandegekommen  sind,  keinen  Vergleich  aushäJt.  Mit 
Recht  ist  bemerkt  worden,  daß  seit  den  Zeiten  des  Alter- 
tums ein  ähnlicher  Friedenssdhluß  in  der  Gescihidh'te  der 
MenschJieit  nicht  mthr  zu  verzeichnen  war.  Aber  damals 
galt  noch  nicht  der  Grumlsatz  Rousseaus  und  der  französi- 
schen Revolution,  daß  niemand,  kein  Volk  und  kein  Mensch, 
das  Recht  habe,  sich  selbst  in  Sklaverei  zu  verkaufen. 

Das  deutsche  Volk  ist  gewillt,  die  übernommenen  Ver- 
pflichtungen inner'haJb  der  Grenze  des  Möglichen  zu  er- 
füllen, es  ist  sidh  aber  auch  dessen  bewußt,  daß  es  sich 
unter  dem  Zwang  neuer  Kriegsdrohung  zu  mehr  verpflichtet 
hat,  als  es  zu  leisten  imstande  ist.  Es  wird  daher  genötigt 
sein,  bei  der  Ausführung  der  Friedensbedingungen  öfters 
auf  den  Rechtsgrundsatz  zurückzugreifen,  daß  niemand 
über  sein  Können  hinaus  verpflichtet  werden  kann.  Es 
wird  sich  zeigen,  daß  es  ummöglich  ist,  ein  Volk  dreißig 
Jahre  lang  mit  Fußtritten  zu  Leistungen  anzutreiben,  die 
seine  Kräfte  übersteigen.  Und  erst  auf  Grund  dieser  Er-i 
kemitms  wird  der  wirkUcJie  Friedensvertrag  zwischen 
gleichberechtigten  Völkern  zustand ekcmmien,  der  allein 
einenZustand  dauernder  Ordnung  in  Europa  begründen  kann. 


Die  zwei  Gesichter  der  Ententepolitik. 

Die  Politik  der  Verbündeten  während  des  Krieges  ging 
darauf  hinaus,  einerseits  dem  deutschen  Volk  die  Lieber-^ 
Zeugung  beizubringen,  daß  die  kriegerischen  Gegner  seiner 
Machthaber  nicht  seine  eigenen  Feinde  seien,  anderseits  für 
deQ  Kampf  gegen  jene  Machtliaber  immer  neue  Bundesr- 
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genossen  zu  werben.  Das  erste  Ziel  glaubte  man  erreichen 
zu  können,  indem  man  seinen  eigenen  uneigennützigen  Ge- 
rechtigkeitssinn betonte,  das  andere,  indem  man  den  an- 
zuwerbenden Bundesgenossen  versprach,  was  Deutschland 
und  seinen  Verbündeten  gehörte.  Nach  Kriegssdiluß  sahen 
sich  die  ursprünglichen  Gegner  Deutschlands  in  der  Lage, 
entweder  die  ihren  Bundesgenossen  gegebenen  Verspre- 
chungen und  ihre  eigenen  Wünsche  oder  aber  die  Ver- 
heißungen, die  man  dem  deutsdien  Volk  ms  Ohr  geflüstert 
hatte,  enttäuschen  zu  müssen.  Man  entsdiied  sich  unbe- 
denüdich  für  das  letztere. 

Handelte  es  sich  nicht  um  eine  Situation  von  ungeheurer 
Tragik,  so  könnte  man  fast  lachen  über  die  Verrenkungen, 
die  von  den  Wortführern  der  alliierten  und  assoziierten 
Regierungen  vollzogen  werden,  um  zu  beweisen,  daß  der 
IrihaJt  des  Dokuments  von  Versailles  mit  den  öfi entlichen 
Verheißungen  vor  Friedensschluß  im  Einklang  ste:he.  So 
entzielit  sich  die  Note  vom  16.  Juni  1919  der  deutschen 
Vorstellung,  Deutschland  sei  durch  die  Revolution  ein  an- 
deres geworden  und  verdiene  eine  andere  Behandlung  als 
das  kaiserliche  Deutschland  durch  die  Bemerkung,  die 
deutsche  Revolution  sei  verzögert  worden,  bis  die  deut- 
schen Heere  geschlagen  waren. 

Glaubt  jemand  ernstlich,  daß  der  Frieden  anders  aus- 
gefallen wäre,  wenn  das  deutsche  Volk  seine  Revolution  in 
einem  früheren  Zeitpunkt  vollzogen  und  damit  den  Sieg 
der  Entente  früher  und  durch  seine  eigene  Mitwirkung 
herbeigeführt  hätte?  Für  diesen  Fall  hätte  der  Verfasser 
der  Ententenoten  höchstens  eine  andere  Ausrede  nötig  ge- 
habt, die  er  auch  nicht  gewaltsamer  hätte  an  den  Haaren 
herbeizerren  müssen  als  diese. 

Das  deutsche  Volk  hat  tatsächUch  seine  Revolution  erst 
in  dem  Augenblick  vollzogen,  in  dem  an  dem  Siege  seiner 
Gegner  nicht  zu  zweifeln  war.  Es  beglückwünscht  sich 
zu  dieser  Tatsac^he.  Denn  hätte  es  anders  gehandelt  und 
wäre  es  den  Lockungen  gefolgt,  die  noch  aus  dem  Tadel 
wegen  der  „verzögerten"  Revolution  herausklingen,  so 
müßte  es  sich  heute  in  Selbstvorwürfen  wegen  seiner  Ver- 
trauensseligkeit verzeiiren,  und  die  Alldeutschen  hätten 
recht,    die    trotz    der    „Verzögerung"    jetzt    behaupten, 
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Deutschland  sei  nur  äiirch  die  Revolution  in  den  Abgrund 
dieses  Gewaltfriedens  hineingestoßen  worden. 

Krieg:  ist  das  infamste  Geschäft,  das  es  gibt.  Zu  seinen 
Mitteln  gehört  es  auch,  die  gegnerisc'hen  Völker  im  Rücken 
des  kämpfenden  Heeres  zu  insurgieren,  die  Soldaten  selbst 
zu  Fahnenflucht  und  Meuterei  zu  verleiten.  Von  diesem 
Mittel  haben  die  alhierten  und  assoziierten  Regierungen 
Deutschland  und  seinen  Verbündeten  gegenüber  reichlichen 
Gebrauch  gemacht,  und  noch  im  Schriftwechsel  über  den 
Friedensschluß  bemerken  sie  mißbilligend,  daß  seine  An- 
wendung dem  deutschen  Volke  gegenüber  nicht  von  dem 
erwarteten  Erfolg  begleitet  gewesen  ist.  Darum  hätte  auch 
dem  deutschen  Volke  von  den  h-arten  Fried'ensbedingimger. 
nichts  geschenkt  werden  können. 

Nachdem  die  vollkommene  Moral  so  eine  verschobene 
Locke  zurechtgerijckt  hat,  darf  sie  sich  wieder  auf  den  sei- 
denen Siegerstuhl  setzen  und  von  der  Welt  bewundern 
lassen.  Die  Frage  aber,  wieviel  oder  wie  wenig  Revolution, 
wie  früh  oder  wie  spät,  die  Deutschen  machen  mußten,  um 
ihre  moralische  Position  zu  verbessern,  wird  wohl  ewig 
ungelöst  bleiben.  Eine  Aenderung  der  geschäftlichen  Dis- 
positionen auf  der  anderen  Seite  wäre  dadurch  auf  keinen 
Fall  herbeigeführt  worden. 

In  den  Verhandlungen  des  amerikanisdien  Senatsaus- 
schusses über  den  Frieden  ist  festgestellt  worden,  daß  Vv^il- 
son  die  Geheimverträge,  die  von  den  alliierten  Staaten  un- 
tereinander über  i'hre  territorialen  Kriegsgewinne  abge- 
schlossen worden  waren,  gar  nicht  kannte.  Der  Friedens- 
vertrag ist  aber  nach  ihnen  und  nicht  nacli  den  erleuch- 
teten Grundsätzen  Wilsons  beschlossen  worden,  denen  man 
aus  diplomatischen  Rücksichten  den  lautesten  äußeren  Bei- 
fall nicht  versagte.  Denn  solange  der  Krieg  dauerte,  galt 
es,  die  eigenen  Völker,  die  Bundesgenossen  und  die  Neu- 
tralen von  der  lautersten  Gerechtigkeit  der  verfolgten 
Kriegsziele  zu  überzeugen  un^  den  bekämpften  Völkern 
den  Glauben  beizubringen,  daß  sie  von  einer  Aufgabe  ihres 
Widerstandes  keinen  Nachteil  zu  befürchten  hätten.  Als 
der  Sieg  gewonnen,  die  Anwendung  solcher  Mittel  über- 
flüssig geworden  war,  änderte  sich  sofort  das  Bild. 

Damit  soll  keineswegs  gesagt  werden,  daß  alles,  was 
von  der  anderen  Seite  über  die  Gerechtigkeit  ihrer  Kriegs- 
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ziele  gesagt  wurde,  nur  In  Kstiger  Absidht  vorgebradit 
worden  sei.  Das  meiste  entsprac'h  wohl  der  ehrlichen  Ab- 
sicht und  Ueberzeugung  derer,  von  denen  es  ausgesprochen 
wurde.  Zum  Schluß  aber  sprachen  die  Militär-  un^  Ge- 
scbäftspolitiicer  das  entscheidende  Wort,  und  die  ehrlichen 
Idealisten  hatten  das  Nacbsehen.  Während  der  deutsche 
Imperialismus  brutale  Ziele  mit  brutalen  Redensarten  ver- 
folgte, verfolgte  der  Ententeirnperialismus  brutale  Ziele  mit 
moralischen  Redensarten.  Wie  weit  die  Verkünder  eines 
Friedens  der  reinen  Gerechtigkeit  ehrlicbe  Idealisten,  wie 
weit  sie  nur  geschickte  Diplomaten  waren,  wird  man  in 
ihren  Heimatländern  besser  zu  beurteilen  vermögen  als  in 
Deutschland.  In  Deutscbland  hält  man  aber  auf  alle  Fälle 
diejenigen  nur  für  geschickte  Diplomaten,  die  heute  noch 
versichern,  durch  den  Frieden  von  Versailles  seien  die  von 
ihnen  verkündeten  Forderungen  einer  wa'hren  internatio- 
nalen Gerechtigkeit  tatsächlicli  erfüllt.  Auf  keinen  Fall 
wird  Präsident  Wilson  nodh  die  aufrichtig  gemeinten 
Worte  für  eingelöst  halten,  die  er  am  Flaggentage  von 
1917  in  Washington  sprach: 

Wir  wissen  es  heute  ebensogut,  wie  wir  es  vor  dem  Eintritt  in 
den  Krieg  wußten,  daß  wir  ebensowenig  ein  Feind  des  deut- 
schen Volkes  sind,  wie  dieses  das  unsere  ist.  Das  deutsche 
Volk  hat  diesen  entsetzlichen  Krieg  nicht  angestiftet  oder  ge- 
wollt, noch  auch  gewünscht,  und  wir  haben  das  dunkle  Be- 
wußtsein, daß  wir  nicht  nur  für  die  eigene  Sache  kämpfen, 
sondern  auch  für  die  seinige  (!),  wie  sie  sich  ihm  dereinst  dar- 
stellen wird. 

Und  am  6.  April  1918  in  Baltimore: 

Wir  sind  bereit,  bei  der  Endabrechnung  gerecht  gegen  das 
deutsche  Volk  zu  sein  und  Deutschland  genau  so  wie  die  andern 
Mächte  redlich  zu  ^handeln.  Bei  diesem  Endurteil  kann  kein 
Unterschied  zwischen  den  Völkern  gemacht  werden,  wenn  es 
wirklich  gerecht  ausfallen  soll.  Wir  würden  unsere  eigene 
Sache  entehren,  wenn  wir  Deutschland  ^nders  als  gerecht  und 
unparteiisch  behandelten  lyid  mit  dem  leide  n  seh  afth:.hen 
Wunsche,  nach  allen  Seiten  gerecht  zu  sein,  wie  auch  der  Krieg 
auslaufen  möge.  Denn  wir  fordern  nichts,  was  sie  nicht  eben- 
falls zu  bewilligen  bereit  wären. 
An   ähnlichen   Aussprüchen   europäischer  Staatsmänner 

fehlt  es  nicht.    Statt  der  Bände,  die  sich  mit  ihnen  füllen 

ließen,  nur  ein  eiazises  ßlattl 
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Am  27.  September  1917  sagte  Pichon  in  der  Deputierten- 
Irammer: 

Sieben,  warum?  Eroberungen  machen,  um  Völker  zu  unter- 
drücken, um  zu  herrschen?  Nein!  Um  der  Welt  einen  Frieden 
der  Gerechtigkeit  und  der  Brüderlichkeit  entsprechend  den  Ab- 
stimmungen der  Kammer  und  den  Erklärungen  der  alliierten 
Regierungen  zu  verschaffen. 

Asquith  erklärte  in  seiner  Rede  in  Leeds  am  27.  Septem- 
ber 1917: 

„•  Noch  weniger  kann  man  einen  der  Welt  wiirdijen  Frieden 
von  einem  dem  Besiegten  durch  den  Sieger  auferlegten  Vertrag 
erwarten,  der  die  Grundsätze  des  Rechtes  unbeachtet  ließe  und 
geschichtliclien  Uelierlieferungen.  Ansprüchen  und  Freiheiten 
der  betreffenden  Völker  nicht  entspräche.  Solche  sogenannten 
Verträge  haben  die  Bürgschaft  ihres  eigenen  Todes  in  sich  und 
bereiten  ganz  einfach  einen  fruchtbarea  Nährboden  für  künf- 
tige Kriege. 
Am  10.  Januar  1918  erklärte  Ballom  in  Edinburg: 

Wir  gingen  niemals  in  den  Krieg  für  selbstsüchtige  Zwecke 
und  wir  werden  den  Krieg  auch  nicht  für  selbstsüchtige  Zwecke 
zu  Ende  kämpfen. 
Am  4.  September  1915  sagte  Bonar  Law  in  der  Guild  Hall: 

Wir  kämipfen  für  die  sittlichen  Kräfte  der  Menschheit  und  für 
das  Recht   der   öffentlichen   Gerechtigkeit,  die  Grundlage  der 
Gesittung.    \\ .    kämpfen  für  Recht  gegen  Macht. 
Am  22.  Oktober  1917  forderte  Lloyd  George  im  Unter- 
hause : 

Wir  dürfen  Deutschland  keine  Waffe  in  die  Hand  geben  da- 
durch, daß  wir  ihm  ein  wirkliches  Unrecht  zufügen. 

Und  in  seiner  Rede  vom  5.  Jaaiuar  1918  sagte  er: 

Nicht  um  Rache,  sondern  um  Gerechtigkeit  handelt  es  sich. 
Ein  Friede  der  Rache  würde  nicht  Gerechtigkeit  sein;  wir 
dürfen  keine  neue  elsaß-Iothringische  Frage  Ivahen  aus  dem  ein- 
fachen Grunde,  weil  wir  sonst  den  Fehler  Deutschlands  wieder- 
holen würden. 

Recht  behalten  bat  dagegen  Lloyd  George  mit  seinem 
pythischen  Aussprucih,  die  Alliierten  würden  mit  Deutsch- 
land keinen  Frieden  schließen,  wie  ihn  Deutschland  in 
Brest-Liiowsk  mit  Rußland  geschlossen  hätte.  Diese  Pro- 
phezeiung ist  pünktlich  eingetroffen,  denn  gegen  den  Frie- 
den v^ü  Versailles  ist  der  von  Brest-Litowsk  ein  Kinderspiel 
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In  dem  Notenwechsel,  der  die  von  Wilson  verheißenen 
öffentlichen  Friedensverhandlungen  ersetzen  mußte,  weisen 
die  Alliierten  auf  zahlreiche  Aussprüche  ihrer  Staats- 
männer hin,  in  denen  sich  der  Frieden,  so  wie  er  wirklicii 
geworden  ist,  schon  in  unbestimmten  Ausdrücken  ankündigt. 
Daß  es  auch  solche  Aussprüche  gibt,  ist  nicht  im  mindesten 
zu  bezweifeln.  Noch  viel  klarer  waren  die  wirklichen 
Kriegsziele  der  Alliierten  am  11.  Januar  1917  in  ihrer  Ant- 
wort auf  Wilsons  Anfrage  beschrieben  worden.  In  dieser 
Antwort  erklärten  die  Alliierten,  sie  seien  der  Ansicht, 
„daß  es  un-möglich  ist,  heute  bereits  einen  Frieden  zu  er- 
zielen, der  ihnen  die  Wiedergutmachungen,  Rückerstattun- 
gen und  Bürgschaften  sichert,  auf  die  sie  ein  Recht  haben." 
Es  wurden  weiter  gefordert  „die  Wiederherstellung  Bel- 
giens, Serbiens  und  Montenegros,  die  ihnen  geschuldeten 
Entschädigungen  ...  die  Zurückgabe  der  Provinzen  und 
Gebiete,  die  früher  den  Alliierten  durch  Gewalt  oder  gegen 
den  Willen  ihrer  Bevölkerung  entrissen  worden  sind,  die 
Befreiung  der  Italiener,  Slawen,  Rumänen,  Tschechen  und 
Slowaken  von  der  Fremdherrschaft,  die  Befreiung  der  Be- 
völkerungen, welche  der  blutigen  Tyrannei  der  Türken 
unterworfen  sind,  und  die  Entfernung  des  Osmanischen 
Reiches  aus  Europa."  Dagegen  wurde  damals,  da  der 
Zarenthron  noch  stand,  bezüglich  Polens  höchst  rücksichts- 
voll gesagt:  „Die  Absichten  S.  Majestät  des  Kaisers  be- 
züglich Polens  sind  klar  und  durch  die  Proklamationen 
kundgegeben,  welche  er  an  seine  Armee  gerichtet  hat." 

Dieses  Programm,  das  unzweideutig  Kontributionen  und 
Annexionen  und  die  Zertrümmerung  Oesterreich-Ungarns 
und  der  Türkei  forderte,  wurde  damals  in  Deutschland  als 
eine  Art  Maximalprogramm  betrachtet,  seine  Durchführung 
nach  dem  Eintritt  Amerikas  in  den  Krieg  und  nach  den  Er- 
klärungen Wilsons,  die  von  den  Alliierten  gutgeheißen  wur- 
den, schien  eine  moralische  Unmöglichkeit.  Zum  Schluß 
stellte  sich  jedoch  heraus,  daß  die  Alliierten  auf  seine 
Durchführung  auch  nicht  im  geringsten  Punkt  verzichtet 
hatten.  Sein  wahres  Gesicht  zeigte  der  siegreiche  Im- 
perialismus erst  wieder,  als  Deutschland  waffenlos  vor  ihm 
stand. 
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Der  Vertragsbruch. 

Am  5.  Oktober  1918  ersuchte  die  deutsche  Regierung  den 
Präsidenten  Wilson,  die  Herstellung  des  Friedens  auf  der 
Grundlage  seiner  14  Punkte  in  seiner  Kongreßbotschaft  vom 
8.  Januar  1918  und  auf  der  Grundlage  seiner  späteren 
Kundgebungen,  namentlich  seiner  Rede  vom  27.  Septem- 
ber 1918,  in  die  Hand  zu  nehmen,  alle  kriegführenden  Staa- 
ten zur  Entsendung  von  Bevollmächtigten  zwecks  Auf- 
nahme der  Verhandlungen  einzuladen  und  den  sofortigen 
Abschluß  eines  allgemeinen  Waffenstillstandes  herbeizu- 
führen. 

Am  8.  Oktober  1918  fragte  Präsident  Wilson  an,  ob  die 
deutsche  Regierung  seine  14  Punkte  annehme  und  der 
Zweck  ihrer  Diskutierung  nur  eine  Verständigung  über 
die  praktische  Anwendung  ihrer  Einzelheiten  sei.  Die 
deutsche  Regierung  bestätigte  dies  ausdrücklich  und  sprach 
gleichzeitig  die  Erwartung  aus,  daß  auch  die  alliierten 
Regierungen  auf  dem  Boden  der  Kundgebungen  des  Prä- 
sidenten Wilson  stehen.  Außerdem  erklärte  sie  sich  zu  der 
von  Präsident  Wilson  als  Voraussetzung  für  die  Herbei- 
führung des  Waffenstillstandes  geforderten  Räumung  der 
besetzten  Gebiete  bereit. 

Nach  weiterem  Schriftwechsel  teilte  Präsident  Wilson 
am  23.  Oktober  1918  seine  Bereitschaft  mit,  den  alliierten 
Regierungen  die  Frage  eines  Waffenstillstandes  zu  unter- 
breiten. Er  gab  dabei  bekannt,  daß  er  in  Ausübung  dieser 
seiner  Absicht  den  Notenwechsel  zwischen  ihm  und  der 
deutschen  Regierung  den  Alliierten  übermittelt  habe,  mit 
dem  Anheimstellen,  falls  die  Alliierten  mit  den  von  Deutsch- 
land angenommenen  Bedingungen  und  Grundsätzen  für 
den  Frieden  einverstanden  seien,  durch  ihre  militärischen 
Stellen  diejenigen  Waffenstillstandsbedingungen  zu  be- 
zeichnen, die  geeignet  seien,  die  Einzelheiten  des  von  der 
deutschen  Regierung  angenommenen  Friedens  zu  gewähr- 
leisten oder  zu  erzwingen.  Deutschland,  so  wurde  aus- 
drücklich gesagt,  könnte  durch  die  Annahme  solcher  Waf- 
fenstillstandsbedingungen den  besten  und  bündigsten  Be- 
weis dafür  liefern,  daß  es  die  Grundbedingungen  und 
Grundsätze  des  ganzen  Friedensvertrages  annehme. 

Nachdem  die  deutsche  Regierung  in  bezug  auf  weiter 
ümerpolitische  Angelegenheiten,  die  Präsident  Wilson  in 
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seiner  letztgcnamiten  Note  vom  23.  OTctober  1918  berührt 
hatte,  in  ihrer  Antwort  vom  27.  Oktober  befriedigende 
Auskunft  erteilt  hatte,  eröffnete  Präsident  Wilson  am 
3.  November  der  deutschen  Regierung,  daß  er  von  den  alli- 
ierten Regierungen  als  Antwort  auf  den  von  ihm  übergebe- 
nen  Notenwechsel  mit  der  deutschen  Regierung  ein  Memo- 
randum ertialten  habe,  folgenden  Inhalts: 

Die  alliierten  Regrierungien  haben  den  Notenwechsel  rwrschcn 
d-em  Präsidenten  der  Vereinigten  Staaten  und  der  deutschen  Re- 
gierung sorgfältig  in  Erwägun«  gezogen.  Mit  den  folgenden 
Einschränkungen  erklären  sie  ihre  Bereitschaft  zum  Friedens- 
schluß mit  der  deutschen  Regierung  auf  Qrund  der  Friedens- 
bedingiungen,  die  in  der  Ansprache  des  Präsidenten  an  den 
Kongreß  vom  8.  Januar  1918,  sowie  der  Grundsätze,  die  in 
seinen   späteren  Ansprachen   niedergelegt  worden   sind. 

Sie  müssen  betonen,  daß  der  gewöhnlich  sogenannte  Be- 
griff der  Freiheit  der  Meere  verschiedene  Auslegungen  zuläßt, 
von  denen  sie  einige  nicht  annehmen  können,  Sie  müssen  sich 
deshalb  über  diesen  Qegenstan-d  beim  Eintritt  in  die  Friedens- 
konferenz volle  Freiheit  vorbehalten. 

Ferner  hat  der  Präsident  in  den  in  seiner  Ansprache  an  den 
Kongreß  vom  8.  Januar  1918  niedergelegten  Friedensbedingungen 
erklärt,  daß  die  besetzten  Gebiete  nicht  nur  geräumt  und  l>efreit, 
sondern  auch  wiederhergestellt  werden  müssen.  Die  alliiertea 
Regierungen  sind  der  Ansicht,  daß  über  den  Sinn  dieser  Be- 
dingungen kein  Zweifel  bestehen  darf.  Sie  verstehen  darunter, 
daß  Deutschland  für  allen  der  Zivilbevölkerung  der  Alliierten 
durch  seinen  Angriff  zu  Land,  zu  Wasser  und  aus  der  Luft 
zuigefiigten  Schaden  Ersatz  leisten  soll. 

Die  berühmten   14  Punkte  Wilsons    haben     folgenden 
Wortlaut: 

1.  Alle  Friedensverträge  sind  öffentlich  und  werden  öffentlich 
geschlossen,  und  nach  diesen  Verträgen  dürfen  keine  geheimen 
internationalen  Vereinbarungen  irgendwelcher  Art  mehr  ge- 
troffen werden,  sondern  die  Diplomatie  soll  immer  offen  und 
vor  aller  Welt  geführt  werden. 

2.  Vollkommene  Freiheit  der  Schiffahrt  auf  dem  Meere  außer- 
halb der  territorialen  Gewässer  im  Frieden  sowohl  wie  im 
Kriege,  außerhalb  wenn  die  Meere  durch  ein  internationales 
Vorgehen  zwecks  Durchsetzung  internationaler  Verträge  ganz 
oder  teilweise  geschlossen  werden. 

3.  Möglichste  Beseitigung  aller  wirtschaftlichen  Schranken 
und  Aufstellung  der  Gleichlieit  der  Handelsbeziehungen  unter 
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allen  Jenen  Nationen,  die  steh  dem  Frieden  anscMieöen  Dod  sich 
zu  seiner  Aufrechterhaltung  vereinigen, 

4.  Angemessene  wechselseitige  Garantien,  nm  die  Rästnngen 
eines  jeden  Landes  auf  das  mit  der  inneren  Sicherheit  vereitt- 
bar liehe  Mindestmaß  zurückzuführen. 

5.  Ein  freier,  vorurteilsloser  und  unbedimrt  nnparteiischer 
Ausgleich  aller  kolonialen  Ansprüche,  der  sich  auf  die  strenge 
Achtung  des  Grundsatzes  gründet,  daß  bei  der  Entscheidung 
aller  derartigen  SouveränitäLsfragen  die  Interessen  der  beteilig- 
ten Völker  gleiches  Gewicht  haben  wie  die  berechtigten  An- 
sprüche der  Regierungen,  deren  Rechte  erst  festzustellen  sind. 

6.  Die  Räumung  des  gesamten  russischen  Gebietes  und  die 
Regelung  aller  Rußland  betreflenden  Fragen  in  der  Wei^, 
welche  die  beste  und  freieste  Mitarbeit  der  anderen  Völker  der 
Welt  sichert,  um  Rußland  die^Möglichkeit  zu  geben,  ungeliemmt 
und  unbeirrt  eine  unabhängige  Entscheidung  über  seine  eigene 
politische  und  nationale  Entwicklung  zu  trefien  und  um  Ruß- 
land eine  aufrichtige  Aufnahme  in  der  Gesellschaft  freier 
Nationen  unter  selbstgewählten  Staatseinrichtungen  zu  sichern; 
und  darüber  hinaus  die  Unterstützung  jeder  Art,  die  es  nötig 
hätte  und  selbst  wünschen  würde.  Die  Behandlung.,  die  Ruß- 
land von  selten  seiner  Schwesternationen  in  den  kommenden 
Monaten  zuteil  werden  wird,  wird  den  besten  Prüfstein  ihres 
guten  Willens,  ihres  Verständnisses  für  seine  Bedürfnisse  dar- 
stellen; sie  wird  ihre  einsichtsvolle  und  selbstlose  Sympathie 
bekunden. 

7.  Belgien  muß  —  und  darin  stimmt  die  ganze  Welt  überein 
—  geräumt  und  wiederhergestellt  werden,  ohne  daß  je  versucht 
werden  darf,  seine  Souveränität,  deren  es  sich  in  gleicher  Weise 
wie  alle  anderen  freien  Nationen  erfreut,  einzuschränken.  Keine 
andere  Tat  wird  durch  sich  selbst,  so  wie  diese,  dazu  beitragen, 
bei  den  Völkern  das  Vertrauen  wiederherzustellen  in  jene 
Gesetze,  die  sie  sich  selbst  gegeben  haben  zur  Regelung  ihrer 
gegenseitigen  Beziehungen.  Wenn  diese  hedsame  Tat  nicht 
stattfände,  so  wäre  das  Gebäude  des  internationalen  Rechts 
erschüttert  für  immerdar. 

8.  Das  gesamte  französische  Gebiet  soll  befreit  und  die  mit 
Krieg  überzogenen  Teile  wiederhergestellt  werden;  das  Un- 
recht, das  Preußen  im  Jahre  1871  in  bezug  auf  Elsaß- Lothringen 
der  französischen  Nation  zugefügt  hat.  dieses  Unrecht,  welches 
seit  nahezu  fünfzig  Jahren  den  Weltfrieden  gelockert  hat,  soll 
wieder  gutgemacht  werden,  damit  der  Friede  im  Interesse  aller 
wieder  sichergestellt  werden  kann. 

9.  Die  Berichtigung  der  italienischen  Grenzen  soll  bewirkt 
werden,  und  zwar  nach  den  klar  ersichtlichen  nationalen 
Scheidelinien, 
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10.  Den  Völkern  von  Oesterrdch-Ungam,  deren  Platz  unter 
den  anderen  Nationen  wir  sichergrestellt  und  gewahrt  zu  sehen 
wünschen,  soll  die  nächste  Gelegenheit  zu  einer  autonomen  Ent- 
wicklung geboren  werden. 

11.  Rumänien,  Serbien  und  Montenegro  müssen  geränmt,  die 
besetzten  Länder  wiederhergestellt  wer^den.  Serbien  soll  einen 
freien  un'd  sicheren  Zugang  zum  Meere  erhalten,  und  die  Be- 
ziehungen der  Baikanstaaten  zueinander  müssen  durch  eine 
freundschaftliche  Verständigung  gemäß  den  historisch  fest- 
stehenden Grundsätzen  über  die  Zusammengehörigkeit  und  die 
Natiorralität  geordnet  werden;  für  die  poütisohe  und  wirtschaft- 
liche Unabhäng-igkeit  und  territoriale  Unverletzlichkeit  der  ver- 
schiedenen Balkanstaaten  sollen  internationale  Garantien  ge- 
schaffen werden. 

12.  Den  türkischen  Teilen  des  jetzigen  osmanlschen  Kaiser- 
reichs soll  eine  ungefährdete  Selbständigkeit  sichergestellt 
werden,  auch  die  anderen  Nationalitäten,  die  jetzt  unter  türki- 
scher Herrschaft  stehen,  sollen  unzweifelhaft  ihres  Lebens  ge- 
sichert werden  und  es  maiß  ihnen  eine  vollkommene  und  un- 
behinderte Entwicklung  in  autonomer  Hinsicht  ermöglicht 
werden.  Die  Dardanellen  sollen  dauernd  als  freie  Durchfahrt 
unter  internationalen  Garantien  den  Handelsschiffen  aller 
Nationen  geöffnet  werden. 

13.  Ein  unabhängiger  polnischer  Staat  soll  geschaffen  werden 
der  alle  Gebiete  umschließt,  deren  Bewohner  unstreitbar  Polen 
sind;  ein  freier  und  sicherer  Zugang  zum  Meere  soll  demselben 
gewährleistet  werden;  seine  politische  und  wirtschaftliche  Un- 
abhängigkeit, seine  territoriale  Unverletzlichkeit  soll  durch  einen 
internationalen  Vertrag  garantiert  werden. 

14.  Eine  allgemeine  Vereinigung  der  Nationen  mmß  ge- 
bildet werden  durch  eigene  Vereinbarungen,  welche  seine  gegen- 
wärtige Sicherheit  bilden  werden  für  die  politische  Unabhängig- 
keit und  territoriale  Uwverletzlichkeit  der  kleinen  wie  der  großen 
Nationen. 

Im  Vertrauen  darauf,  daß  die  14  Punkte  Wilsons  mit 
Ausnahme  der  angekündigten  Abweichungen  zur  Durch- 
führung gelangen  werden,  unterzeichnete  Deutschland  am 
11.  November,  zwei  Tage  nach  der  Revolution,  den  Waffen- 
stillstandsvertrag, der  Deutschland  entwaffnete  und  jeder 
Möglichkeit  weiterer  Abwehr  beraubte.  Es  bestand  in  jenem 
Augen')lick  zwischen  Deutschland  und  seinen  Gegnern  ein 
Abkommen,  das  den  Inhalt  des  abzuschließenden  Vertrags 
genau  umgrenzte.  Dieses  Abkommen  ist  von  den  Alliiertenj 
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nachdem  durcTi  die  Entwaffnung  Deutschlands  jeder  Wider.-* 
stand  unmöglicli  geworden  war,  gebrochen  worden. 

Punkt  1  der  14  Punkte  Wilsons  sieht  öffentliche  Frie-i 
densverhandlungen  vor.  In  der  einleitenden  Rede  vom 
8.  Januar  1918  hatte  Wilson  das  Beispiel  der  Russen  ge- 
priesen, die  in  Brest-Litowslk  auf  öffentliche  Friedensver- 
handlungen bestanden  und  sie  auch  durchgesetzt  hatten  5 

Die  rassischen  Vertreter  haben  sehr  rieht!«  und  kfo?  und 
mi  wahren  Sinne  der  moderneu  Demokratie  darauf  bestauden, 
daß  die  Bespreclrungen,  die  sie  mit  den  deutschen,  österreichi- 
schen und  türkischen  Staatsmännern  lülirten,  bei  offenen  und 
nicht  bei  versohlossenen  Türen  stattfinden  sollten  und  ihrem 
Wunsche  entsprechend  war  <iiQ  ganze  Welt  Zeng:§  ihrer  Ver- 
handlungen. 

Es  kann  danach  keinem  Zweifel  unterliegen,  was  Wilson 
unter  öffentlichen  Friedensverhandlungen  versteht.  Im 
Widerspruch  zu  diesem  Versprechen  wurde  der  Friedens- 
vertrag auf  Qrnnd  von  Geheimverträgen  in  Qeheimverhand- 
lungen  der  Alliierten  und  Assoziierten  fertiggestellt.  Ver- 
handlungen mit  den  Deutschen  wurden  überhaupt  nicht  ge-* 
führt,  sondern  nur  ein  loirz  befristeter  Schriftwechsel  zu- 
gelassen, dem  das  Ultimatum  folgte.  Der  Friedensvertrag 
wurde  während  dieser  Verhandlungen  der  öffentlichikeit 
der  alliierten  un^d  assoziierten  Länder  vorenthalten,  nur  ein 
tendenziöser  Auszug  wurde  veröffentlicht,  und  nur  auf 
Schleichwegen  und  mit  erheblichem  Zeitverlust  gelangten 
einzelne  Exemplare  des  Vertragsentwurfs  aus  dem  Besitz 
der  deutschen  Friedensdelegierten  in  den  einzelner  fran- 
zösischer Zeitungsredaktionen.  Als  der  Vertragsentwurf 
bereits  in  Deutschland  übersetzt  war  und  in  Hunderttausen- 
den von  Exemplaren  verbreitet  wurde,  waren  die  Völker  und 
Volksvertretungen  der  alliierten  und  assoziierten  Länder 
noch  fast  ohne  jede  Kenntnis  seines  Inhalts.  Die  von  den 
Alliierten  und  Assoziierten  eingegangene  Verpflichtung,  die 
Friedensver'handlungen  unter  die  Kontrolle  der  Öffentlich- 
keit zu  stellen,  ist  somit  gebrochen  worden. 

Was  Punkt  2  „Freiheit  der  Meere"  betrifft,  so  ist  im 
vorhinein  loyal  mitgeteilt  worden,  daß  „verschiedene  Aus- 
legungen" dieses  Begriffs  für  die  Entente  nicht  annehmbar 
seien.  Warum  hat  man  diese  Loyalität  nicht  auch  in  den 
andern  Punkten  geübt? 
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In  Punkt  3  wird  die  QleicMieit  der  Mandetsbeziefimsen 
versprochen.  Das  Dokument  von  Versailles  verpflichtet 
Deutschland  zur  Meistbegünstigung  und  Zulassung  der 
früheren  Feinde  zum  deutschen  VVirtsctiaitsleben,  ohne 
irgendv/elche  Gegenseitigkeit  zu  gewähren. 

Punkt  4  fordert  wechselseitige  Garantien  der  Abrüstung. 
Deutschland  hat  sich  zur  Abrüstung  verpflichten  müssen, 
liat  aber  keinerlei  Garantien  für  ein  gleiches  Vorgehen 
seiner  früheren  Gegner  erhalten. 

Punkt  5  fordert:  freien,  vorurteilslosen,  unbedingt  un- 
parteiischen Ausgleich  aller  kolonialen  Anspräche.  Dieser 
hat  für  Deutschland  einfach  darin  bestanden,  daß  man  ihm 
seine  Kolonien  wegnahm,  ohne  ihren  Wert  und  den  Wert 
des  in  ihnen  enthaltenen  deutschen  Staatseigentums  auch 
nur  auf  die  Entschädigung,  die  Deutschland  zu  zahlen  hat, 
anzurechnen. 

Punkte  7,  8  und  11  betreffen  die  Wiederherstellung  der 
kriegsverwüsteten  Gebiete.  Hierzu  erklärten  die  Alliierten, 
sie  verstünden  darunter  nicht  nur  die  Wiederherstellung 
zerstörter  Sachen,  sondern  aller  der  Zivilbevölkerung  zu- 
gefügten Schäden.  Deutschland  erklärte  sich  damit  ein- 
verstanden und  war  darauf  gefaßt,  allen  Sachschaden  in  den 
zerstörten  Gebieten  und  über'haupt  jeden  Schaden,  den  die 
Zivilbevölkerung  dort  erlitten  hat,  vergüten  zu  müssen. 
Weitere  Entschädigungsforderungen  waren  in  den  14 
Punkten  nicht  gestellt  und  in  ihrer  erweiternden  Auslegung, 
die  der  deutschen  Regierung  am  3.  November  mitgeteilt 
wurde,  nicht  gefordert  worden.  Die  Friedensbedingungen 
von  Versailles  verlangen  aber  darüber  hinaus:  1.  Entschä- 
digung der  Zivilbevölkerung  der  alliierten  und  assoziierten 
Mächte  auch  außerhalb  der  von  Deutschland  und  seinen 
Verbündeten  zeitweilig  besetzten  Gebiete.  2.  Entschä- 
digung für  schlechte  Behandlung  von  Kriegsgefangenen. 
3  Ersatz  für  Kriegsbeschädigten-  und  Kriegshinterblie- 
benenunterstützung der  Gegner.  4.  Ersatz  der  Kosten 
für  Unterstützung  der  Familien  der  Kriegsgefangenen,  Er- 
satz für  die  Familienunterstützung  der  Heeresangehörigen. 
5.  Ersatz  für  alle  Schäden  an  Eigentum,  gleichgültig  wo  es 
belegen,  den  die  gegnerischen  Staaten  durch  Handlungen 
Deutschlands  zu  Lande,  zur  See  oder  in  der  Luft  erlitten 
haben. 
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Deutsclitarrd  miiRte  außerdem  erklären,  'daß  es  för  alle 
Verluste  und  Schäden  verantwortlich  sei,  die  die  alliierten 
und  assoziierten  Regierungen  und  ihre  Angehörigen  in 
diesem  Kriege  erlitten  haben. 

Alle  diese  Lasten  sind  Deutschland  auferlegt  worden, 
nachdem  man  ihm  versprochen  hatte,  ihm  nur  die  Schäden 
anzurechnen,  die  die  von  ihm  zeitweilig  besetzten  Gebiete 
und  ihre  Zivilbevölkerung  erlitten  hatten,  und  nachdem  man 
es  durch  dieses  Versprechen  zu  seiner  Entwaffnung  veran- 
laßt hatte! 

Nach  Punkt  9  sollen  die  italienischen  Grenzen  „nach  den 
klar  ersichtlichen  nationalen  Scheidelinien"  berichtigt 
werden.  Auch  dieses  Versprechen  ist  nicht  gehalten 
worden,  denn  man  hat  durch  den  Frieden  von  St.  Qermain 
nicht  die  nationale,  sondern  die  von  Italien  gewünschte 
militärische  Grenze  hergestellt,  die  ein  weites  Gebiet  klar 
erkennbar  nicht  italienischer,  deutscher  Bevölkerung  in 
sich  einschließt. 

Nach  Punkt  10  soll  den  Völkern  Österreich-Ungarns  Ge- 
legenheit zu  einer  autonomen  Entwicklung  geboten  werden. 
Man  hat  aber  die  autonome  Entwicklung  der  Deutschen, 
der  Slowaken,  der  Polen  und  Ukrainer  innerhalb  der  neu- 
geschaffenen tschechoslowakischen  Republik  unterbunden 
und  ihnen  wie  den  Deutschösterreichern  das  Selbstbe- 
stimmungsrecht verwehrt. 

Der  polnische  Staat  soll  alle  Gebiete  umschließen,  deren 
Bewohner  unbestreitbar  Polen  sind,  man  hat  in  ihn  aber 
auch  Gebiete  eingegliedert,  deren  Bewohner  unbestreitbar 
Deutsche  sind.  Polen  ist  ein  freier  Zugang  zum  Meer  ver- 
sprochen worden;  das  konnte  in  Deutschland  nicht  so 
verstanden  werden,  daß  die  rein  deutsche  Stadt  Danzig 
mit  ihrem  Hinterland  vom  Mutterland  gewaltsam  losge- 
rissen werden  sollte.  Ebensowenig  finden  die  Losreißung 
von  Eupen-Malmedy,  von  Memel,  die  Abtretungen  von 
Landgebiet  an  die  Tschechoslowakei,  die  Behandlung  des 
Saarreviers  in  den  14  Punkten  Wilsons,  einschließlich  der 
ausweitenden  Erklärung  vom  3.  November  eine  Stütze. 

Zusammenfassend:  Über  den  Inhalt  des  Friedensvertrags 
und  die  Art  seines  Zustandekommens  bestand  zwischen 
Deutschland  und  der  Entente  ein  Abkommen.  Dieses  Ab- 
kommen ist,  nachdem  Deutschland  im  Vertrauen  auf  seine 
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Zuverlässigkeit  die  Waffen  niedergelegt  hatte,  gebrochen 
worden.  Treu  und  Glauben  haben  an  der  Wiege  des 
Friedens  von  Versailles  nicht  Pathen  gestanden.  Und  es 
war  auch  nicht  mehr  das  kaiserliche  Deutscliland,  von  dem 
man  etwa  beschönigend  sagen  konnte,  daß  man  ihm  mit 
gleicher  Münze  heimzahle,  es  war  die  junge  deutsche  de- 
mokratische Republik,  die  von  den  „modernen  Demokra- 
tien der  Welt"  eine  solche  Behandlung  erfuhr. 

Die  Oeheimverträge. 

Während  Wilson,  der  Assoziierte,  die  hohen  Ideale  eines 
uneigennützigen  Friedens  verkündete,  hatten  die  Alliierten 
den    Weliauf teilungsplan,   nach    dem   sich   die   Friedens- 
schlüsse gestalten  sollten,  in  geheimen  Verträgen  bereits 
festgelegt.    An  sich  war  es  ja  ganz  selbstverständlich,  daß 
die  Alliierten  schon  während  des  Krieges  ein  reales  Kriegs- 
ziel formulierten,  das  nicht  aus  bloßen  Redensarten  bestand. 
Ein  anders  geartetes  Verfahren  konnte  dazu  führen,  daß 
im  Augenblick  des  Friedensschlusses  zwischen  den  Ver- 
bündeten selbst  Streitigkeiten,  ja  selbst  Kriege  entstanden, 
eine  Gefahr,  die  in  den  italienisch-serbischen  und  polnisch- 
tschechischen Konflikten  augenscheinlich  geworden  ist    Es 
war  auch  begreiflich,  daß  diese  Verträge  geheimgehalten 
wurden,  da  bei  der  Ungewißheit  der  Kriegslage  mit  der 
Möglichkeit  ihrer  späteren  Abänderung  gerechnet  werden 
mußte.    Es  ist  nicht  weniger  begreiflich,  daß  jeder  Staat, 
der  sich  der  gegen  Deutschland  gerichteten  Koalition  an- 
schloß, die  Hilfe,  die  er  seinen  Bundesgenossen  leistete, 
so  teuer  wie  möglich  zu  verkaufen  suchte.    Noch  jeder 
große   Krieg   hat    eine    lebhafte   Unzufriedenheit    in    den 
Massen  zur  Folge  gehabt,  die  sich  nur  durch  den  Hinweis 
auf  die  großen  Vorteile,  die  er  gebracht  hat,  beschwichtigen 
läßt.    Auf  der  andern  Seite  bestand  für  diejenigen  Mächte, 
die  den  Kampf  gegen  Deutschland  bereits  aufgenommen 
Iiatten,  und  ihn  so  rasch  wie  möglich  glücklich  zu  Ende 
bringen  wollten,  ein  gewisser  Zwang,  für  das  eingebrachte 
Kapital  von  Volkskraft  Wucherzinsen  zu  zahlen.    Dadurch 
entstand   hinwiederum   für  sie   selbst  die   Notwendigkeit, 
für  die  Vorteile,  die  sie  andern  gewähren  mußten,  einen 
gewissen  Ausgleich  herbeizuführen,  wenn  sie  selber  nicht 
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ins  Hintertreffen  geraten  wollten,  und  dieser  Ausgleich 
konnte  naturgemäß  nur  auf  Kosten  jener  Teile  erfolgen, 
die  keinen  Widerstand  leisten  konnten,  nämlich  der  Gegner. 

Auf  diese  Weise  entstand  unter  den  Alliierten  ein  wahrer 
Wetüauf  der  imperialistischen  Ansprüche.  Es  war  eine 
zwangläufige  Entwicklung,  von  deren  Getriebe  auch  jeder 
mitgerissen  wurde,  der  ganz  aufrichtig  für  einen  Frieden 
der  internationalen  Gerechtigkeit  schwärmte.  Der  Krieg 
ist  eben  kein  Mittel,  moralische  Postulate  zu  befriedigen, 
sondern  er  bat  seine  eigenen  Gesetze,  die  von  denen  der 
reinen  Moral  sehr  weit  entfernt  bleiben.  Aber  gerade 
darum  wirkt  die  moralische  Verkleidung,  deren  sicli  die 
Kriegspolitik  der  Entente  bis  zum  Schluß  bediente,  be- 
sonders peinlich. 

Eine  Reihe  von  Geheimverträgen,  die  während  des 
Krieges  von  den  Alliierten  untereinander  abgeschlossen 
wurden,  ist  von  den  Bolschewik!  nach  ihrem  Sieg  teils  im 
Wortlaut,  teils  dem  Inhalt  nach  veröffentlicht  worden. 

Der  Vertrag  Italiens  mit  den  Verbandsmächten,  abge- 
schlossen zu  London  am  26.  April  1915,  trägt  die  Unter- 
scfhriften  Edward  Greys,  Cambons,  Imperialis  und 
Beneckendorffs,  Er  verpflichtet  Italien  zur  militärischen 
Hilfeleistung  und  verspricht  Italien  dafür  das  Gebiet  des 
Trentino,  ganz  Südtirol  „bis  zu  seiner  natürlichen  Grenze, 
als  welche  der  Brenner  zu  betrachten  ist,  Trient,  Görz  und 
Qradiska,  ganz  Istrien  und  zahlreiche  namentlich  aufge- 
führte Inseln  der  nördlichen  Adria,  Dalmatien  nebst  Inseln, 
Valona  und  ein  hinreichend  großes  albanisches  Gebiet,  um 
es  militärisch  zu  sichern,  die  von  ihm  zurzeit  besetzten 
Inseln  des  Dodekanesos.  Bei  einer  Teilung  der  Türkei  soll 
Italien  den  gleichen  Anteil  an  dem  Becken  des  Mittel- 
meers erhalten  wie  England,  Frankreich  und  Rußland,  und 
zwar  in  dem  Teil,  der  an  die  Provinz  Adalia  grenzt.  Sollte 
die  territoriale  Unversehrtheit  der  asiatischen  Türkei  für 
einen  weiteren  Zeitabschnitt  (!)  aufrechterhalten  werden, 
so  sollen  bei  der  Abgrenzung  der  Einflußsphären  die  In- 
teressen Italiens  in  gleicher  Weise  berücksichtigt  werden. 
Sollte  während  des  Krieges  ein  Teil  der  asiatischen  Türkei 
von  England,  Rußland  oder  Frankreich  besetzt  werden,  so 
wird  das  Italien  zugedachte  Gebiet  Italien  überlassen  und 
darf  somit  von  ihm  besetzt  werden. 
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„Im  Fall  der  Erweiterung  des  franzosischen  und  engli- 
schen Kolonialbesitzes  in  Afrika  auf  Kosten  Deutschlands, 
erkennen  Frankreich  und  Großbritannien  grundsätzlich  das 
Recht  Italiens  an,  für  sich  gewisse  Kompensationen  im 
Sinne  einer  Erweiterung  seiner  Besitzungen  in  Erythräa, 
Somaliland,  Lybien  und  in  den  an  die  französischen  und 
englischen  angrenzenden  Kolonialgebieten  zu   verlangen." 

„Frankreich,  Großbritannien  und  Rußland  nehmen  die 
Verpflichtung  auf  sich,  Italien  darin  zu  unterstützen,  daß 
Vertreter  des  Heiligen  Stuhles  zu  irgendwelchen  diploma- 
tischen Schritten,  betreffend  den  Abschluß  eines  Friedens 
oder  der  Reguliening  von  Fragen,  die  mit  dem  gegen- 
wärtigen Krieg  zusammenhängen,  nicht  zugelassen  werden 
sollen." 

yJDer  vorliegende  Vertrag  soll  geheimgehalten  werdeji. 
.  .  .  Italien  erklärt,  daß  es  in  möglichst  naher  Zukunft  und. 
in  jedem  Fall  nicht  später  als  einen  Monat  nach  der  Unter- 
zeichnung des  vorliegenden  Dokuments  durch  die  vertrag- 
schließenden Teile  aktiv  auftreten  werde." 

Der  Qehelmvertrag,  dessen  hauptsächlichster  Inhalt  hier 
kurz  wiedergegeben  ist,  enthält  eine  genaue  Beschreibung 
der  künftigen  Grenzen  Italiens  in  Europa  und  der  für 
Jugoslawien  vorbehaltenen  Gebiete,  zu  denen  auch  Fiume 
gehörte.    Hieraus  resultiert  der  bekannte  Konflikt. 

In  einer  russischen  Note,  die  den  Text  dieses  Vertrags 
bei  seiner  Übermittelung  begleitete,  wird  der  Verlauf  des 
Kampfes  um  ihn  höchst  dramatisch  dargestellt.  Man 
fand  die  Forderungen  Italiens  übertrieben.  Rußland 
verteidigte  die  Interessen  der  Südslawen  hartnäckig.  So 
vergingen  Wochen,  bis  „die  militärischen  Ereignisse  auf 
verschiedenen  Kriegsschauplätzen  bei  den  Heerführern  den 
Gedanken  hervorriefen,  daß  ein  sofortiges  Eingreifen 
Italiens  auf  Seiten  des  Verbandes  notwendig  sei."  So  unter 
dem  Druck  der  Kriegslage,  setzte  Italien  seine  Forderungen 
durch,  es  gelang  nur  noch  einige  kleinere  Zugeständnisse 
für  Serbien  und  Montenegro  herauszuholen. 

Die  Versuche,  Rumänien  zum  Eintritt  in  den  Krieg  gegen 
Österreich  zu  bewegen,  begannen  bereits  am  30.  JuU  1914 
(am  Tage  der  russischen  Mobilmachung,  der  die  deutsche 
folgte).     Die  Verhandlungen  zogen  sich  bis  zum  August 
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1916.  Sdhon  am  18.  September  1914  erkannte  Rußland 
Rumänien  das  Recht  zu,  sich  alle  Teile  der  österreichiscli- 
ungarischen  Monarchie  anzugliedern,  die  von  Rumänen  be- 
völ^kert  sind,  Rumänien  verlangte  auch  die  Teile  der 
russischen  Monarchie,  die  von  Rumänen  bevölkert  sind, 
iiel  aber  damit  ab.  Am  30.  April  1915  verlangt  Diamandi 
von  Rußland  als  Preis  für  das  Eingreifen  Rumäniens  in 
den  Krieg:  die  Bukowina  bis  zum  Prut'h,  Siebenbürgen,  das 
Banat  bis  zum  Theiß  und  einen  Teil  Ungarns  entlang  der 
Linie,  die  von  Szegedin  bis  zur  Vereinigung  des  Samosz 
mit  der  Theiß  und  weiter,  entlang  den  Karpathen  bis  zur 
Bukowina  zu  ziehen  wäre.  Ssasanow  erklärt  derartige  An- 
sprüche für  unannehmbar.  Die  Verhandlungen  gelien 
weiter.  Am  8.  Juli  1915  depescJhiert  Iswolski,  Delcasse 
liabe  nunme'hr  die  Einwilligung  des  Londoner  Kabinetts 
für  die  Überlassung  des  ganzen  (teilweise  von  Serben  be- 
wohnten) Banats  erhalten.  Serbien  sei  Semlin  mit  dem 
zur  strategischen  Sicherstellung  Belgrads  notwendigen 
Landstreifen  zu  überlassen.  Am  29.  Juli  1916  —  Hilfe  ist 
inzwischen  immer  begehrenswerter  geworden  —  fordert 
Bratianu  als  Bedingung  für  Rumäniens  Eintritt  in  den 
Krieg  dessen  Fortführung  bis  zur  Befriedigung  aller  ru- 
mänischen Ansprüche  und  Anerkennung  der  Gleichberech- 
tigung Rumäniens  mit  den  Großmächten.  AuCh  dies  wird 
abgelehnt.  Am  17.  August  1916  kam  endlich  das  Abkom- 
men zustande,  das  Rumänien  die  Bukowina,  das  Banat  und 
Siebenbürgen  zubilligte.  Wie  dann  in  den  folgenden  Mo-^ 
naten  Rumänien  zusammenbricht,  tröstet  sich  der  russische 
Kriegsminister  Poliwanow  sehr  leicht  über  diese  Tatsache. 
Wäre,  so  führte  er  in  einer  Denkschrift  vom  20.  November 
1916  aus,  das  Abkommen  mit  Rumänien  durchgeführt 
worden,  so  wäre  ein  13  Millionen  Einwohner  zählendes 
Rumänenreich  entstanden,  das  dann  auch  gewiß  bestrebt 
wäre,  seine  nationalen  Träume  in  Bessarabien  zu  verwirk- 
lichen und  das  in  seiner  Balkanpolitik  nidht  mit  Rußland, 
sondern  mit  Italien  und  Frankreich  gegangen  wäre.  „In- 
folgedessen widerspricht  das  Scheitern  der  rumänischen 
'Qroßmachtpläne  in  dem  erwähnten  Umfange  den  beson^ 
deren  politischen  Interessen  Rußlands  nicht."  Dieser  Fut- 
terneid der  Verbündeten  —  Italien-Serbien,  Rumänien-Ruß- 
land -—,  der  dem  Bundesgenossen  sogar  Niederlagen  gönnt, 
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damit  er  nidht  zu  üppig  wird,  zeigt  des  wirkliclien  Lebens 
trockene  Prosa  nach  soviel  Lyrik,  die  in  öffentlichen  Pro- 
klamationen an  die  Gerechtigkeit,  Uneigemiütz-igkeit  und 
Freiheitsliebe  der  Alliierten  verschwendet  worden  ist. 

Am  meisten  interessieren  uns  die  Abmachungen,  die 
zwischen  Frankreic'h  und  dem  zarischen  Rußland  über  die 
künftigen  Grenzen  Deutschlands  gesc'hlossen  worden  sind. 
Kunde  darüber  gibt  uns  zunächst  ein  Petersburger  Ge- 
heimtelegramm an  den  russischen  Botschafter  in  Paris 
yom  12.  Februar  1917: 

Geheiiii,  Bei  einer  Audienz  beim  Zaren  mach'te  Herr  Doumer- 
jrue  dem  Kaiser  Mitteilung  von  dem  Wunsche  Frankreichs,  sich 
nach  Beendigung  des  jetzigen  Krieges  die  Rückgabe  Elsaß- 
Lothringens  und  eine  besondere  Stellung  für  das  Saarbecken 
zu  sichern,  ferner  die  politische  Abtretung  der  linksrheinischen 
Gebiete  von  Deutschland  zu  erreichen  und  diese  auf  einer  be- 
sonderen Grundlage  zu  organisieren,  damit  der  Rhein  für  die 
Zukunft  eine  sichere  strategische  Grenze  gegen  einen  deut- 
schen EiniaU  bildet,  Doumergue  sprach  die  Hoffnung  aus,  daß 
die  kaiserliche  Regierung  sich  nicht  weigern  würde,  sofort  ihr 
formelles  Einverständnis  mit  diesen  Vorschlägen  auszusprechen. 
Seine  Majestät  geruhte,  sich  hiermit  prinzipiell  einverstanden 
zu  erklären,  infolgedessen  bat  ich  Douraergue,  sich  mit  seiner 
Regierung  in  Verbindung  zu  setzen  und  mir  den  Entwurf  eines 
Abkommens  mitzuteilen,  das  durch  einen  Notenwechsel 
zwischen  dem  französischen  Botschafter  und  mir  formell  voll- 
zogen werden  könnte.  Indem  wir  auf  diese  Weise  den  Wün- 
schen unserer  Bundesgenossen  entgegenkommen,  halte  ich  es 
dennoch  für  meine  Pfhcht,  an  den  Standpunkt  zu  erinnern,  den 
die  kaiserliche  Regierung  in  dem  Telegramm  vom  9.  März  1916, 
Nr.  948.  eingenommen  hat:  „Daß,  indem  wir  Frankreich  und 
England  die  volle  Freiheit  in  der  Bestimmung  der  westlichen 
Grenzen  Deutschlands  überlassen,  wir  unsererseits  damit 
rechnen,  daß  unsere  Verbündeten  uns  die  gleiche  Freilieit  in 
unseren  Grenzregnliernngen  mit  Deutschland  und  Oesterreich- 
Ungarn  einräumen."  Daher  gibt  uns  der  bevorstehende  Noten- 
austausch über  die  von  Doumergue  angeregte  Frage  Anlaß,  die 
französische  Regierung  zu  bitten,  daß  sie  Rußland  in  der  Sache 
der  Bestimmung  seiner  zukünftigen  westlichen  Grenzen  volle 
Handlungsfreiheit  läßt.  Genaue  Angaben  zu  dieser  Frage 
werden  wir  seinerzeit  dem  Pariser  Kabinett  mitteilen.  Außer- 
dem halten  v.ir  es  für  notwendig,  einen  Vorbehalt  zu  machen 
l)ezüglich  des  Einverständnisses  Frankreichs  zu  der  Abschaffung 
des  auf  den  .Aahmdsinseln  ruhenden  Servituts  nach  Beendigung 
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des  Krieges.  Wollen  Sie  sich  bitte  im  oben  angefüTirten  Sinu 
mit  Briaiid  aus^sprechen  und  mir  die  ErÄöbnis^c  telegraphisch 
mitteilen.  Pokrowsky. 

Am  13.  Februar  1917  telegraphiert  Iswolski  aus  Paris 

nach  Petersburg: 

Ich  nehme  Bezug  auf  Ihr  Telegramm  Nr.  507. 
Qelieim.    Ich  habe  eben  schriftlich  dessen  Inhalt  Briand  mit- 
geteilt, der  mir  sagte,  daß  er  nicht  verfehlen  werde,  mir  die 
•  offizielle  Antwort  der  französischen  Regierung  zu  übermitteln, 
daß  er  aber  schon  jetzt  in  seinem  eigenen  Namen  mir  erklären 
könne,  daß  die  in  Ihrem  Telegramm  ausgesproclicnen  Wünsche 
auf  keine  Schwierigkeiten  stoßen  werden. 
Am  14.  Februar   erltlärt  der  Zar  offiziell  sein  Eiüver- 
stäri'dnis  mit  folgenden  Bedingungen: 

1.  Elsaß-Lothringen  wird   an   Frankreich   zurückgegeben. 

2.  Die  Grenzen  werden  mindestens  bis  zum  Umfang  des 
früheren  Herzogtums  Lothringen  ausgedehnt  und  sind  nach  den 
Wünschen  der  französischen  Regierung  festzusetzen,  wobei  die 
strategischen  Notwendigkeiten  berücksichtigt  werden  müssen, 
damit  auch  das  gan^c  Eisenerzrevier  Lothringens  und  das  ganze 
Kohienoecken  des  Saarreviers  dem  französischen  Gebiet  eia- 
verleibt  wird. 

3.  Die  übrigen  linksrheinischen  Gebiete,  die  jetzt  zum  Be- 
stände des  Deutschen  Reiches  gehören,  sollen  von  Deutschland 
ganz  abgetrennt  und  von  jeder  politischen  und  wirtschaftlichen 
Abhängigkeit  von  Deutschland  befreit  werden. 

4.  Die  linksrheinischen  Gebiete,  die  dem  Bestand  des  franzö- 
sischen Territoriums  nicht  einverleibt  werden,  sollen  ein  auto- 
nomes und  neutrales  Staatswesen  bilden  und  solange  von  fran- 
zösischen Truppen  besetzt  bleiben,  bis  die  feindlichen  Reiche 
alle  Bedingungen  und  Garantien  ausgeführt  haben  werden,  die 
im  Friedensvertrag  angeführt  sein  werden. 

Am  26.  Februar  telegraphiert  Iswolski: 

Um  die  volle  Bedeutung  der  im  Jahre  1916  mit  der  russischen 
Regierung  abgeschlossenen  Verträge  hervorzuheben,  nach  denen 
nach  Beendigung  des  gegenwärtigen  Kriegs  die  Frage  bezüglich 
Konstantinopels  und  der  Meerengen  entsprechend  den  Wünschen 
Rußlands  geregelt  werden  soll,  sowie  um  den  Verbündeten  in 
militärischer  und  wirtschafiKcher  Beziehung  alle  Garantien  zu 
schaffen,  die  die  Sicherheit  und  die  wirtschaftliche  Entwicklung 
des  Reiches  gewährleisten,  gesteht  die  Regierung  der  franzö- 
sichen  Republik  Rußland  die  volle  Freiheit  zu.  seine  westlichen 
Grenzen  nach  seinem  Ermessen  zu  bestimmen, 

1 


Es  werden  darauf  zwei  EVoTcumente  ausg>etatiscfii: 

1.  Durch  die  Note  vom  14.  Februar  1917  unterrichtete  N.  N.  Po- 
krowslvy  Herrn  Paleoloffue  von  d«r  Zustimmung  Rußlan'ds  zu 
den  französischen  Vorschlägen  über  die  Führung  der  westlichen 
Grenzen  Deutschlands. 

•  2.  Am  26.  Februar  1917  teilte  der  Botschafter  in  Paris,  Herr 
Iswolski,  den  Text  der  Note  des  französischen  Ministers  des 
Auswärtigen  mit,  in  der  Frankreich  seine  Zustimmung  dazu 
gibt,  daß  Rußland  bei  der  Bestimmung  seiner  westlichen  Grenze, 
volle  Freiheit  erhält. 

Man  hat  wälirend  des  Krieges  dem  deutschen  Volk  un- 
zähligemale  gesagt,  man  hat  unzählige  Fliighlätter  in  die 
deutschen  Schützengräben  geworfen  des  Inhalts,  das  deut- 
sche Volk  brauche  nur  sein  Geschick  von  dem  seiner  Be- 
herrscher zu  trennen,  um  von  der  Entente  nichts  iür  seine 
Zukunft  befürchten  zu  müssen.  Es  wird  heute  erlaubt  sein 
auszusprechen,  daß  jene  Beteuerungen  nicht  ganz  aufrichtig 
gewesen  sind.  Englische  Staatsmänner  haben  unzählige- 
male  versichert.  England  führe  den  Krieg  ganz  uneigen- 
nützig, es  verlange  nichts  für  sich,  dabei  war  aber  die 
Aufteilung  der  Türkei  (zum  mindesten  in  „Einflußsphären") 
und  der  Kolonien  Deutschlands  zwischen  England  und 
Frankreich  unter  gebü'hrender  Entschädigung  Italiens  .angst 
unterschrieben  und  besiegelt.  Man  wird  zugeben,  daß  die 
englischen  Staatsmänner,  die  die  volle  Uneigennützigkeit 
Englands  versicherten,  sich  in  einem  Zustande  merkwür- 
diger Selbsttäuschung  befanden. 

Es  darf  in  diesem  Zusammenhang  auch  noch  einmal  er- 
innert werden  an  jene  Note  der  Alliierten,  die  den  Wunsch 
der  deutschen  Friedcnsdelegation.  es  möge  den  durch  die 
deutsche  Revolution  veränderten  Verhältnissen  Rechnung 
getragen  werden,  mit  der  Bemerkung  abtut,  dies  zu  for- 
dern habe  Deutschland  kein  Recht,  weil  „die  deutsche  Re- 
volution verzögert  wurde,  bis  die  deutschen  Heere  im 
Felde  geschlagen  waren".  In  den  Qeheimverträgen,  die 
kühl  geschäftlich  gehalten  sind,  in  denen  nicht  die  Rede  ist 
von  Freiheit,  Gerechtigkeit.  Selbstbe^timmungsrecht,  Völ- 
kerversöhnung, sondern  von  nationalen  Aspirationen,  wirt- 
schaftlichen Vorteilen  und  strategischen  Sicherungen  —  in 
diesen  Geheimverträgen  findet  sich  keine  Klausel,  die  ihren 
Miait  für  den  Fall  auüiebt  oder  ändert,  daß  Deutschland 
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seine  Regieningsform  ändern  sollte.  Deu'tsdhland  konnte 
Revolutionen  maclien,  wann  es  wollte,  es  konnte  seine  Re- 
ffierungsform  ändern,  wie  e,^  wollte,  auf  den  Frieden,  den  es 
erhielt,  mußte  dies  alles  ganz  ohne  Einfluß  bleiben.  Die 
erwähnte  Note  sagt  auch  u.  a.: 

Das  deutsche  Volk  und  seine  Vertreter  .  .  .  haben  die  Ver- 
antwortung für  die  Polink  ihrer  Regierun?  jreteik;  hiitien  sie 
diese  doch  in  jedem  Augenblick,  wenn  sie  nur  gewollt  häUeUf 
stürzen  können! 

Nehmen  wir  an,  das  deutsche  Volk  hätte  dies  viel  früher 
z.  B.  Ende  Februar  1917  getan!  Was  wäre  die  Folge  ge- 
wesen? England  und  Frankreich  hätten  sich  in  den  Be- 
sitz der  Türkei  und  der  deutschen  Kolonien  geteilt.  Die 
südlichen  Gebiete  Österreichs  wären  zwischen  Italien,  Ser- 
bien und  Rumänien  aufgeteilt  worden.  Frankreich  hätte 
Elsaß-Lotliringen,  das  Saarrevier  genomTnen.  die  Rltein- 
lande  besetzt  und  sie  zu  einem  französischen  Vasallenstaat 
gemacht,  und  —  das  zarische  Rußland  hätte  sich  von 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  genommen,  was  es 
wollte!  Dies  alles  stand  ja  schon  damals  in  den  Geheim- 
verträgen fest! 

Das  deutsche  Volk  kann  sicn  also  nur  dazu  gratulieren,  daß 
es  seine  alten  Machthaber  nicht  früher  gestürzt  hat  als  bis 
seine  Heere  im  Felde  geschlagen  waren,  denn  sonst  hätte 
es  einen  noch  scJüimmercn  Frieden  bekommen  als  jetztl 
Der  Zar  säße  dann  wahrscheinlich  nocli  heute  als  Sieger 
auf  seinem  Thron  und  sein  Reich  würde  bis  nahe  an  Berlin 
weite  Gebiete  beherrschen,  in  denen  zwar  eine  sehr  große 
Zahl  Deutscher,  aber  kein  einziger  Russe  wolmt  Deutsch- 
land hat  gleichwohl  im  Osten  weites  Gebiet  verloren,  aber 
es  muß  ihm  lieber  sein,  es  an  die  Republik  Polen  verloren 
7M  haben  als  an  das  zarische  Rußland.  Ob  wohl  in  der 
Nachbarschaft  eines  solchen  Rußland  eine  deutsche  Re- 
publik hätte  atmen  können!  Oder  ob  nicht  der  Zarismus 
vielmehr  sehr  schnell  für  die  Restauration  der  Monarchie  in 
Mitteleuropa  gesorgt  hätte,  nachdem  durch  iliren  vorüber- 
gehenden Sturz  der  Beutezweck  des  Krieges  erreicht  war? 
Hat  im  Osten  die  polnische  Republik  das  Erbe  des  Za- 
rismus angetreten.  l>ei  dessen  Lebzeiten  sie  nie  i^nre  wirk- 
liche Selbständigkeit  hätte  erreichen  können,  so  hat  Frank- 
reich im  Westen  iast  alles  bekommen,  was  es  wollte :  Erze 


ußd  Kolilen  irebst  den  dazu  gehörigen  Menschen  und  das 
Keclit,  das  linksrheinische  Gebiet  5  bis  15  Jahre  lang  be- 
setzt zu  halten.  Das  ist  von  der  Rheinklausel  geblieben, 
nachdem  Baliour  am  17.  Dezember  1917  im  Unterhaus  ge- 
sagt hatte,  England  habe  sie  weder  gekannt  noch  gebilUgt. 
Vielleicht  begreift  man  aber  jetzt  auch  die  Qefü'hle  des 
Argwohns,  mit  denen  Deutschland  dieser  Besetzung  ge- 
genübersteht, Gefühle,  die  durch  die  tatsäc'hlichen  Vor- 
gänge im  Rheinland  noch  verschärft  werden.  Jene  fran- 
zösische Richtung,  die  im  Rheinland  Losreißungsbestre- 
bungen  ins  Leben  ruft,  fördert  und  schützt,  wird  es  im  gege- 
benen Augenblick  an  schönen  Redensarten  über  das  Selbst- 
bestimmungsrecht der  Bevölkerung  nicht  fehlen  lassen. 
Aber  sie  wird  niemanden  darüber  täuschen,  daß  hier  üble 
Taschenspielerkünste  getrieben  werden,  um  die  im  fran- 
zösisch-russischen Geheimvertrag  verabredeten  Bedin- 
gungen für  die  Rheinlande  dennoch  in  die  Tat  umzusetzen. 
Zwisciien  der  bloßen  Okkupation  und  der  verschleierten 
Annexion  gibt  es  mancherlei  Zwischenstufen.  Und  darum 
starrt  Deutschland  besorgt  nach  Westen! 

Drüben  sagt  man,  nach  den  Erfahrungen  des  Krieges, 
den  Deutschen  sei  nicht  zu  trauen.  Aber,  jeder  unbefan- 
gene Leser,  welcher  Nation  oder  Partei  immer,  sei  gefragt, 
welchen  Grund  die  Deutschen  nach  den  Erfahrungen  des 
Krieges  hätten,  den  andern  zu  trauen!  Zur  Verteidigung 
der  Moral  des  kaiserlichen  Deutschland  sei  kein  Wort  ver- 
loren ~  aber  stand  die  Moral  des  kaiserliclien  Rußland 
und  seiner  Verbündeten  wirklich  um  so  viel  höher,  daß  sie 
sich  zum  Richter  über  jene  aufwerfen  dürfte? 
^  Vertrauen  kann  nur  wiederhergestellt  werden,  wenn  man 
auf  allen  Seiten  einsieht,  daß  Völker  im  Frieden  etwas 
ganz  anderes  sind  als  Völker  im  Krieg.  Nur  der  Frieden 
kann  das  Vertrauen  zwischen  den  Völkern  schaffen,  das, 
wie  die  Qe'heimverträge  und  ihre  Geschichte  zeigen,  wäh- 
rend des  Krieges  nicht  einmal  zwischen  den  Alliierten  be- 
stand. Wenn  hier  von  Frieden  die  Rede  ist,  so  ist  damit 
der  wirkliche  gemeint,  nicht  der  von  Versailles.  Zu  seinen 
Quellen  führen  uns  die  Geheimverträge  hinab,  und  kein 
Ehrlicher  wird  bestreiten  können,  daß  diese  Quellen  trübe 
sind. 
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Der  Völkerbund. 

Der  Hauptinhalt  der  Völkerbundsatzung,  die  den  ersten 
Teil  des  Friedensvertrags  bildet,  läßt  sich  dahin  zusani- 
meniassen: 

Die  alliierten  und  assoziierten  Staaten  treten  zu  einen', 
Völkerbund  zusammen.  Sie  laden  die  im  Weltkrieg  neutral 
gebliebenen  Staaten  zum  Beitritt  ein  und  schließen  die  be- 
siegten Staaten,  einschließlic'h  Rußland,  vorläufig  aus  dem 
Bunde  aus.  Die  Eingeladenen  gelten  als  ursprüngliche  Mit- 
glieder, wenn  sie  die  Bundessatzung  binnen  zwei  Monaten 
nach  ihrem  Inkrafttreten  vorbehaltlos  annehmen.  Die  andern 
können  Bundesrnitglied'er  werden,  wenn  ihre  Zulassung  von 
zwei  Dritteln  der  Bundesversammlung  ausgesprochen 
wird,  vorausgesetzt,  daß  sie  für  i'hre  aufrichtige  Absicht, 
illre  internationalen  Verpflichtungen  zu  beobachten,  wirk- 
same Gewähr  leisten  und  die  hinsichtlich  ihrer  Land-  und 
Seestreitkräfte  und  ihrer  Rüstungen  von  dem  Bunde  fest- 
gesetzte Ordnung  annehmen.  Austritt  erfordert  zweijä'h- 
rige  Kündigung  und  Erfüllung  aller  internationalen  Ver- 
pflichtungen. 

Es  wird  eine  Bundesversammlung  gebildet.  Jeder  Staat 
hat  eine  Stimme,  Indien,  Canada,  Australien,  Südafrika  und 
Neuseeland  werden  aber  als  besondere  Staaten  gezählt. 
Im  Rat  sind  die  Hauptmächte  vertreten,  und  vier  von  der 
Bundesversammlung  zu  wählende  Mitglieder,  vorläufig 
Belgien,  Brasilien,  Spanien  und  Griechenland.  Der  Rat, 
den  die  Bundesversammlung  auch  erweitern  kann,  tagt 
mindestens  einmal  im  Jahr  und  berät  über  alle  Fragen,  die 
In  den  Tätigkeitsbereich  des  Bundes  fallen  oder  den  Welt- 
frieden berühren.  Beschlüsse  müssen  hier  wie  in  der  Bun- 
desversammlung einstimmig  gefaßt  werden,  sofern  nichts 
anderes  besonders  bestimmt  ist.  Bei  Verfahrensfragen 
und  Ausscliußwahlen  gilt  die  Mehrheit.  Die  erste  Einbe- 
rufung erfolgt  durch  den  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten.    Bundessitz  ist  Genf. 

Der  Rat  entwirft  „unter  Berücksichtigung  der  geogra- 
phisc'hen  Lage  und  der  besonderen  Verhältnisse  eines  je- 
den Staates"  Abrüstnngspläne,  die  von  zehn  zu  zehn  Jah- 
ren nachzuprüfen  sind.  Die  angenommene  Grenze  da;; 
ohne  Zustimmung  des   Rats   nicht   übcrsc'hritten   werdeii. 
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Die  Bundesm!tgfie<Ier  srnd  atrskiinftspfliclitf?.  Die  Verstaat- 
lichung der  Rüstungsindustrie  ist  nicht  vorgesehen,  der  Rat 
wird  nur  zur  Prüfung  der  Frage  beauftragt  unter  Berück- 
sichtigung der  Länder,  die  ihren  Bedarf  nicht  selber  decken 
können.        _ 

Der  Bund  ist  Defensivbündnis  zum  Sc'hutz  der  Unver- 
sehrtheii  und  Unabhängigkeit  seiner  Mitglieder.  Droht 
irgenidwo  in  der  Welt  Kriegsgefahr,  so  hat  der  General- 
sekretär (der  mit  Zirstimmung  der  Bundesversammlung 
vom  Rat  zu  ernennen  ist,  vorläufig  ist  es  Sir  James  Eric 
Drummond)  auf  Antrag  jedes  BundesmitgUedes  den  Rat 
sofort  einzuberufen.  Streitfragen  unter  den  Mitgliedern  sind 
einem  Schiedsgericht  oder  dem  Rat  zu  unterbreiten,  vor 
Ablauf  von  drei  Monaten  nach  dessen  Spruch  darf  nicht 
zum  Krieg  geschritten  v/erden.  Schiedsgerichtssprüche 
sind  auszuführen,  nötigenfalls  wird  die  Ausfuhrung  durch 
den  Bund  erzwungen. 

Der  Rat  soll  den  Plan  für  einen  ständigen  internationalen 
Gericlitshof  entwerfen.  Was  nic'ht  vor  das  Schiedsgericht 
kommt,  kommt  vor  den  Rat.  Dieser  beschließt,  mit  Aus- 
schluß der  Beteiligten,  seinen  Vorschlag:  wird  er  einstim- 
mig gefaßt,  so  verpflichten  sich  die  Mitglieder,  gegen  keine 
Partei,  die  sich  ihm  fügt,  zum  Kriege  zu  schreiten,  fehlt 
jedoch  die  Einstimmigkeit,  so  sind  die  Mitglieder  in  ihren 
Entschlüssen  frei.  Die  Sache  kommt  vor  die  Bundesver- 
sammlung, wenn  der  Rat  oder  eine  der  Parteien  es 
wünscht;  für  ihre  Beschlüsse  gilt  dann  dasselbe  wie  für 
die  Beschlüsse  des  Rats. 

Die  Vornahme  einer  Kriegshandlung  ohne  Einhaltung  der 
Dreimonatsfrist,  ohne  Anrufung  von  Schiedsgericht,  Rat 
oder  Bundesversammlung,  gilt  als  gegen  den  ganzen  Bund 
gerichtet,  sie  wird  sofort  mit  Bloclwde  bestraft,  und  es  er- 
folgt gemeinsame  militärische  Exekution.  Weigerung,  sie 
zu  unterstützen,  kann  den  Ausschluß  nach  sich  ziehen. 

Wenn  von  zwei  streitenden  Staaten  einer  dem  Bund 
nicht  angehört,  so  wird  er  aufgefordert,  sich  der  Bundes- 
satzung zu  unterwerfen,  wofür  der  Rat  die  Bedingungen 
erläßt  und  die  für  erforderlich  gehaltenen  Abändenmgen 
bekanntgibt.  Unterwirft  sich  das  Nichtmitglied  nicht, 
sondern  schreitet  es  zum  Krieg,  so  erfolgt  Bundesexekution- 


39 

Sind  beide  Parteien  Nic'htTnitjrTieder,  so  fordert  der  Rat 
sie  auf,  ihren  Streit  nach  den  Fiiindessatziin.c^cn  zu  schlich- 
ten; tun  sie  es  nicht,  so  kann  der  Rat  alle  zur  Vermeidung 
von  Feindselig-keiten  und  zur  Schlichtung  des  Streits  ge- 
eigneten Maßnahmen  ergreifen  und  Vorschläge  machen. 

Verträge  der  Bundesmitglieder  sollen  nur  rechtsverbind- 
lich sein,  wenn  sie  beim  Sekretariat  eingetragen  werden, 
das  sie  so  bald  wie  möglich  veröffentlicht.  Verpflichtun- 
gen, die  mit  den  Bundespflichten  nicht  vereinbar  sind,  wer- 
den durch  die  Bundessatzung  aufgehoben.  „Internationale 
Abreden  wie  Schiedsgerichtsverträge  und  Abmachungen 
über  bestimmte  Gebiete,  wie  die  Monroedoktrin,  welche  die 
Erhaltung  des  Friedens  sicherstellen,  gelten  nicht  als  mit 
einer  den  Vorschriften  der  gegen-w artigen  Satzung  unver- 
einbar." (Art.  21.) 

Der  Artikel  22  handelt  von  den  Kolonien  nnd  ähnlichen 
Gebieten,  die  den  Besiegten  abgenommen  wurden.  Sie 
werden  unter  die  Vormundschaft  von  Mandataren  gestellt. 
In  den  vormals  türkischen  Gebieten  soll  bei  der  Wahl  des 
Mandatars  in  erster  Linie  der  Wunsch  der  Bevölkerung  be- 
rücksichtigt werden,  sie  sollen  als  unabhängi^ge  Gemein- 
wesen gelten  und  vom  Mandatar  nur  beraten  und  unter- 
stützt werden.  In  Mittelafrika  übernimmt  der  Mandatar 
die  Verwaltung.  Die  Errichtung  militärischer  Stützpunkte 
und  die  militärische  Ausbildung  der  Eingeborenen  zu  an- 
deren Zwecken  als  zu  denen  der  Landesverteidigung  wird 
verboten  und  die  Verpflichtung  auferlegt,  dem  Handel  der 
anderen  Bundesmitglieder  die  gleiche  Möglichkeit  der  Be- 
tätigung zu  sichern.  In  Südwestafrika  und  im  Stillen  Ozean 
darf  der  Mandatar  die  ihm  zugewiesenen  Gebiete  als  in- 
tegrierenden Bestandteil  seiner  Gebiete  nach  seinen  Ge- 
setzen verwalten.  Es  wird  jährlich  Bericht  erstattet,  und 
falls  der  Grad  der  Befugnisse  nicht  schon  durch  Abkommen 
zwischen  den  Mitgliedern  festgelegt  ist,  trifft  der  Rat  die 
Entscheidung. 

Der  internationale  Arbeiterschutz,  der  im  XIIT.  Teil  des 
Dokuments  ausführlich  behandelt  wird,  wird  im  Art.  23 
gestreift,  der  besagt: 

Sie  (die  ßundesinitgiieder)  werden  sich  beinrihen.  billitre  umi 
menschliche  Arbeitst»edin8:ung:en  für  Männer,  Frauen  und  Kinder 
za  schaffen  und  aufrechtzuerhalten,  sowohl  in  ihren  eiseneo 


40 

üebfeten,  wfe  in  alten  LäTKfern,  auf  die  steh  ihre  Handels-  nwl 
Qewcr  bebe  Ziehungen  erstrecken,  und  zu  diesem  Zweck  die  er- 
forderlichen intcruationalen  Stellen  zu  errichten  und  zu  unter- 
halteu 

Derselbe  sum mansche  Artfkel  betrifft  die  Eingeborenen- 
beliaDdlung,  Verhütung  des  Mädchenhandels,  Verbot  oder 
Ueberwacliung  des  Handels  mit  Opium,  Waffen,  Munition, 
Kran'k'heitsver'hütung,  und  verpflichtet  schließlich  die  Mit- 
glieder, „die  nötigen  Anordnungen  zu  treffen,  um  die  Frei- 
heit des  Verkehrs  und  der  Durchfuhr  sowie  die  gerechte 
Regelung  des  Handels  aller  Bundesmitgüeder  zu  gewähr- 
leisten und  aufrechtzuerhalten"  mit  der  Maßgabe,  daß  die 
besonderen  Bedürfnisse  der  kriegsverwüsteten  Gegenden 
berücksichtigt  werden  sollen. 

Alle  sonstigen  internationalen  Stellen  werden,  vorbehalt- 
lich der  Zustimmung  der  Vertragschließenden,  dem  Bund 
untergeordnet  werden. 

Abänderungen  der  Satzung  können  durch  den  Beschluß 
des  Rats  und  der  Bundesversammlung  beschlossen  werden. 
Für  den  Rat  wird  Einstimmigkeit  gefordert,  in  der  Bundes- 
versammlung genügt  die  Mehrheit.  Kein  Mitglied  ist  ver- 
pflichtet, di^  Aenderung  anzunehmen,  lehnt  es  sie  aberabj 
so  scheidet  es  aus  dem  Bunde  aus. 

Durch  die  Unterzeichnung  des  Dokuments  von  Versailles 
hat  Deutschland  seine  Zustimmung  auch  zu  dieser  Satzung 
ausgesprochen.  Man  kann  sich  allerdings  fragen,  2ai 
welchem  Zweck  man  diese  Zustimmung  verlangt  hat,  da 
ja  Deutschland  vorläufig  aus  dem  Bunde  ausgeschlossen 
bleiben  und  die  Rechte  eines  Mitgliedes  nicht  genießen  soll. 

Die  deutsche  Eriedensdelegation  in  Versailles  hatte  die 
Aufnahme  Deutschlands  in  den  Bund  gev/ünscht.  Es  wurde 
ihr  darauf  geantwortet: 

Jedes  Land,  dessen  Regierung  klare  Beweise  ihrer  Dauer- 
haftigkeit und  ihres  Willens  bewiesen  hat,  ihre  internationalen 
Verpflichtungen  —  insbesondere  die  aus  dem  Friedensvertrag 
folgenden  —  zu  erfüllen,  wird  die  alliierten  und  assoziierten 
Hauptmächte  geneigt  finden,  sein  Gesuch  um  Zulassung  in  den 
Bund  2A1  unterstützen. 

Was  insbeson'dere  Deutschland  anlan^,  so  versteht  es  sich 
■-'on  selbst  daß  die  Ereignisse  der  letzten  fünf  Jcfire  nicht  ge- 
eignet sind,  gegenwärtig  eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen 
Regel,    die   eben    angeführt  worden  ist,    zu    rechtfertigen.    In 
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seiTieni  besonderen  Falle  ist  eine  Probezeit  notwendig.  D^e 
Dauer  dieser  Prolx^zcit  wird  zum  großen  Teile  von  den  Hand- 
lungen der  Deutschen  Regierung  abhängen;  es  wird  ihre  Auf- 
gabe sein,  durch  ihre  Haltung  gegenüber  dem  Friedensverträge 
die  Wartezeit  abzukürzen,  deren  Festsetzung  der  Völkerbund, 
ohne  jemals  daran  zu  denken,  sie  mißbräuchlich  zu  verlängern 
für  nötis  erachten  v/ind. 

■  Nachdem  diese  unerläßlichen  Be«cHngiiiTgen  erfüllt  sein  wendca. 
sehen  die  alliierten  und  assoziierten  Regierungen  keinen  Grund, 
der  Deutschland  hindern  könnte,  in  nicht  ferner  Zukunft  Mit- 
glied des  Bumies  zu  werden. 

Das  ist  v/ieder  der  schon  bekannte  Ton  des  Sonntags- 
Predigers  in  der  Korreiitionsanstalt.  Es  wird  zunächst  be- 
zweifelt, ob  die  Deutschen  anständige  Menschen  sin-d;  in 
dieser  Beziehung  werden  sie  hinter  die  Bewoliner  von  Hed- 
sclias,  Haiti  und  anderer  interessanten  Staaten,  die  sofort 
Bundesmitglieder  werden,  zurückgestellt.  Sie  müssen  erst 
in  einer  „Probezeit"  durch  i'hr  Wohlverhalten  beweisen, 
daß  sie  würdig  sind,  einem  Bunde  anzugehören,  der  so 
Mliireiche  Völker  von  hö'herer  Zivilisation  und  Gesittunig  in 
sich  vereinigt.  Mag  sein  —  aber  warum  hat  man  dann  von 
Deutschland  Jetzt  schon  die  Anerkennung  der  Satzung  ver- 
langt, die  später  durch  seinen  Eintritt  von  selbst  erfolgen 
mußte?  Daß  die  alliierten  und  assoziierten  Regierungen 
Deutschland  um  die  Erlaubnis  fragen  wollten,  einen  solchen 
Bund  unter  sic^  abschließen  zu  dürfen,  ist  nicbt  anzuneh- 
men. So  bleibt  die  Annahme  der  Satzung  durch  Deutsch- 
land eine  Zeremonie  ohne  jede  tatsächliche  und.  völker- 
rechtliche Bedeutung;  diese  Satzung  gehört  log! sph erweise 
in  den  Friedensvertrag  Oberhaupt  nicht  hinein. 

Das  deutsche  Volk,  besonders  sein  sozialistisch  gesinnter 
Teil,  wünscht  die  baldigste  Aufnahme  in  den  Völkerbun-d, 
weil  es  sein  Ziel  und  seinen  Grundgedanken  billigt,  ohne 
zu  verkennen,  daß  er  nach  seiner  gegenwärtigen  Gestalt 
und  Satzung  ein  ziemlich  fragwürdiges  Werkzeug  zur  Er- 
reichung des  angestrebten  Zweckes  ist.  Der  Gedanke  der 
Gleichberechtigung  wird  dadurch  stark  beeinträchtigt,  daß 
die  Großmächte  der  siegreichen  Koalition  als  dauernde 
Ratsmitglieder  Kern  und  Haupt  des  Bundes  sind,  da  neben 
dem  Rat  die  Bundesversammlung  zu  schattenhafter  Bed-eu- 
tung  herabsinkt.  Auch  ist  nicht  ganz  klar,  wie  das  irac 
Stimmrecht  der  Schwächeren  geschützt  werden  soll,  die 


42 

sich  zum  Te!T  ^anz  h  äcT  Harwl  der  StSrIceren  bef!w!cn. 
Um  das  krasseste  Beispiel  hervorzuheben:  wie  ist  dafür 
gesorgt,  daß  in  der  Bundesverwaltung  der  wirklicne  Wille 
des  indischen  Volkes  zum  Ausdruck  kommt  und  nicht  der 
Wille  der  englischen  '^.-^ierung? 

Man  kann  vor  dem  QerechtigkeitssinTi  der  im  Bunde 
vertretenen  Regierungen  alle  mögliche  Achtung  haben,  aber 
man  tritt  ihnen  nicht  zu  nahe,  wenn  man  meint,  daß  ihnen 
die  eigenen  Interessen  näher  liegen  als  die  reine  Gerech- 
tigkeit, und  durch  jene  werden  sie  oft  genötigt  sein,  aus 
Rücksicht  auf  das  Wohl  ihrer  eigenen  Bevölkerung  einfach 
mit  dem  Mächtigsten  zu  stimmen.  Die  vom  Präsidenten 
Wilson  geforderte  Gleichberechtigung  der  Großen  und  der 
Kleinen  droht  auf  diese  Weise  zur  bloßen  Formalität  herab- 
rusinken. 

Soll  der  Völkerbund  seinen  Zv/eck  erfüllen,  so  wird  es 
notwendig  sein,  i'hn  durch  ein  ähnliches,  aber  schärfer  um- 
rissenes  Abkommen  unter  den  Völkern  Buropas  zu  ergän- 
zen, bei  dem  dann  das  deutsche  und  das  russische  Volk 
nicht  fehlen  dürfen.  Dann  wird  es  möglich  sein,  durch  eine 
obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  die  Gefahr  bewafi- 
oeter  Konflikte  aus  Europa  zu  bannen. 

In  der  vorliegenden  Form  kann  die  Völkerbundssatzung 
in  Deutschland  als  nichts  anderes  betrachtet  werden,  denn 
als  ein  Versuch,  die  im  Kriege  entstandene  Mächtekoalition 
dauernd  zusammenzuhalten  und  zu  verhindern,  daß  bei  der 
Teilung  der  neu  gewonnenen  imperialistischen  Einflußsphä- 
ren unter  den  Verbündeten  selbst  gefährliche  Reibungen 
entstehen.  Auch  diese  Absicht  ist  zu  begrüßen,  denn 
Deutschland  hat  an  dem  Ausbruch  von  Kriegen  zwischen 
den  Verbündeten  kein  Interesse.  Es  soll  nur  darauf  hin- 
gewiesen werden,  wie  gefährlich  es  für  Europas  und 
Deutschlands  Wiederaufrichtung  wäre,  wenn  Amerika  seine 
Kräfte,  statt  sie  dem  Friedenswerk  des  Wiederaufbaus  zu 
widmen,  auf  einen  Existenzkampf  mit  Japan  konzentrieren 
müßte!  Aber  daß  die  Völkerbundssatzung  ein  zuverlässi- 
ges Instrument  zur  Vermeidung  solcher  Kämpfe  bildet,  ist 
durchaus  nicht  gewiß. 

Die  deutsche  Sozialdemokratie  fordert  schon  seit  1891 
programmatisch  die  .Schlichtung  aller  internationalen 
Streitigkeiten  auf  schiedsgerichtlichem  Wege".    Auch  die 
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anderen  großen  Parteien  Detilschtanids  stehen  dieser 
Forderung  sympathisch  gegenüber.  Die  Popularität  des 
Sdiiedsgericlitsgcdankens  ist  in  Deutschland  so  groß,  daß 
die  vormals  kaiserliche  Regierung  glaubte,  in  ihrem  Weiß- 
buch über  die  Entstehung  des  Wellkriegs  jenes  Teiegrarnm 
des  Zaren  an  Wilhelm  11.  unterdrücken  zu  müssen,  worin 
die  Entscheidung  des  österreichisch-serbischen  Streitfalles 
durch  den  Haager  Schiedsgerichishof  vorgeschlagen 
wurde.  Es  ist  nicht  daran  zu  zweifeln,  daß  die  erdrücken>de 
Mehrheit  des  deutschen  Volkes  für  diesen  Vorschlag  ge- 
stimmt hätte,  wäre  sie  in  Kenntnis  der  wirklichen  Vor- 
gänge und  Herr  ihres  eigenen  Schicksals  gewesen. 

Soll  es  auch  noch  aus  diesem  Zusammenbruch  eine  Wie- 
derauferstehung geben,  so  ist  doch  klar,  daß  die  Wieder- 
holung ein€r  derartigen  Katastrophe  das  Ende  der  Zivili- 
sation Europas  und  die  Verelendung  seiner  Bevölkerung 
auf  Jahrhunderte  hinaus  bedeuten  würde.  Das  kann  nie- 
mand wollen,  und  selbst  das  Spielen  mit  dem  Gedanken 
eines  neuen  Krieges  ist  ein  Verbrechen  an  der  Mensch- 
heit. Die  Völkerbundsatzung  vermag  jedoch  solche  Ge- 
fahren nicht  in  dem  Maße  zu  mindern,  in  dem  sie  die  Frie- 
densschlüsse von  Paris  durch  ihren  sonstigen  Inhalt  ge- 
steigert haben.  Das  deutsche  Volk  ist  friedlich  gesinnt, 
kriegerisch  wurde  es  erst,  als  ihm  der  Glaube  beigebracht 
wurde,  daß  es  durch  feindliche  Mächte  in  einen  Verzweif- 
Inngskampf  gezwungen  sei.  Wer  wollte  ihm  heute  noch 
einen  solchen  Glauben  beibringen,  wenn  es  gerecht  behan- 
delt wird? 

Die  Ausschließung  der  Deutschen  Republik  aus  dem  Völ- 
kerbund ist  aber  ein  Akt  der  Ungerechtigkeit,  der  baldigste 
Wiedergutmachung  erheischt.  Nach  ihrem  Eintritt  dürften 
ihre  —  von  den  Alliierten  nicht  berücksichtigten  —  Vor- 
schläge zur  Ausgestaltung  des  Völkerbimdes  eine  gewisse 
Rolle  spielen.  Sie  verdienen  daher  eine  besondere  Be- 
trachtung. 

Nach  den  deutschen  Vorschlägen  soll  der  Völkerbund 
durch  obligatorische  Schlichtung  internationaler  Streitig-, 
keitcn  unter  Verzicht  auf  Waffengewalt  den  dauernden 
Frieden  gründen  und  als  internationale  Arbeitsgemeinschaft 
dem  geistigen  und  materiellen  Fortschritt  der  Menschheit 
dienen.   Er  soll  tür  ewige  Zeiten  geschlossen  sein,  den  Mit- 
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giiedern  fhren  territorialen  Besitz  gewäTirleisten  und  ihrei 
gegenseitige  Einmischung  in  innerpolitische  Angelegenhei- 
ten ausschließen.  Er  soll  alle  kriegführenden  Staaten  des 
Weltkriegs  einschließlich  der  neuentstan-denen  umfassen 
und  alle  andern  auf  Bescliluß  von  zv/ei  Dritteln  der  scfhon 
vorhanden'sn  Mitglieder  zulassen. 

Geheimverträge  sollen  niclitig  sein,  dem  Bundeszwecb 
■widersprechende  Verträge  sind  aufzuheben.  Organe  des 
Völkerbundes  sind  1.  der  Staatenkongreß,  2.  das  Weltpar- 
lament, 3.  der  ständige  internationale  Gerichtshof.  4.  das 
internationale  Vermittlungsamt,  5.  die  internationalen  Ver- 
waltungsämter, 6.  die  Kanzlei. 

Der  Staatenkongreß  soll  mindestens  jedes  dritte  Jahr  zu- 
sammentreten. ,  Jeder  Staat  hat  einen  bis  drei  Vertreter. 
Ein  ständiger  Ausschuß  wird  gewählt.  Beschlüsse  werden 
in  der  Regel  mit  Zweidrittelmehrheit  gefaßt.  Das  Welt- 
Parlament  soll  aus  Vertretern  der  Parlamente  aller  einzel- 
nen Mitgliedstaaten  bestehen,  auf  eine  Million  Einwohner 
Soll  je  ein  Vertreter  entfallen,  auf  keinen  Staat  aber  melir 
als  zehn.  Nur  mit  seiner  Zustimmung  soll  eine  Aenderung 
der  Bundesverfassung,  die  Aufstellung  internationaler 
Rechtsnormen,  die  .Einsetzung  neuer  Bundesbehörden  und 
die  Feststellung  des  Bundeshaushalts  erfolgen  können.  Es 
soll  gleichzeitig  mit  dem  Staatenkongreß  tagen.  Der  inter- 
nationale Gerichtshof  soll  vom  Staatenkongreß  für  neun 
Jahre  gewählt  werden.  Jeder  Staat  schlägt  für  ihn  eine 
bis  vier  Personen  vor,  wovon  mindestens  eine  ihm  nicht  an- 
gehören soll.  Die  Fünfzehn,  die  von  dieser  Vorschlagsliste 
die  meisten  Stimmen  erhalten,  sind  gewählt.  Auf  älinliche 
Weise  wird  ein  internationales  Vermittlungsamt  gebildet. 
Die  internationalen  Verwaltungsämter  sollen  die  bestehen- 
den internationalen  Einrichtungen  verwallen  und  auf  die 
Bildung  neuer  bedacht  sein.  Die  Kanzlei  (das  Sekretariat) 
soll  vom  ständigen  Ausschuß  gebildet  werden,  ihre  Einrich- 
tung ist  ähnlich  wie  im  Friedensvertrag. 

Weitere  Bestimmungen  stellen  die  Kompetenzen  des  Ver- 
mittlungsamtes und  des  internationalen  Gerichtshofes  fest 
Alle  Streitigkeiten  sind  durch  das  eine  oder  durch  den  an- 
dern zu  schlichten.  Jeder  Völkerbundsstaat  soll  ver- 
pflichtet sein,  die  Beschimpfung  eines  anderen  Volkes  in 
Wort,  Schrift  oder  Bild  durch  seine  Gesetzgebung  und  Ver- 
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waltung  zu  bekämpfen.  Bei  Verletzung  dieser  Pflicht 
kann  der  geschädigte  Staat  die  Entscheidung  des  inter- 
nationalen Gerichtshofs  anrufen.  Es  soll  die  wechselseitige 
Verpflichtung  bestehen,  tatsächliche  Behauptungen,  die  in 
der  Presse  des  einen  Staates  zum  Schaden  eines  andern 
erhoben  werden,  zu  berichtigen. 

Die  Abrüstung  soll  allgemein  so  erfolgen,  daß  nur  die  zur 
Sicherheit  des  Landes  und  zum  Küstenschutz  erforderlichen 
Streitkräfte  unterhalten  werden.  Angaben  über  die  Stärke 
der  Rüstungen  sind  bei  der  Bundeskanzlei  jährlich  einzai- 
reichen  und  von  dieser  zu  veröffentlichen. 

Die  Seepolizei  (abgesehen  vom  Küstenschutz)  soll  vom 
Völkerbund  ausgeübt  werden.  Nur  seine  bewaffneten 
Schiffe  sollen  das  Meer  befahren  dürfen.  Meerengen  und 
Kanäle  sind  allen  gleichmäßig  offen.  See-  und  Binnen- 
schiffahrt sollen  ^gegenseitige  Meistbegünstigung  genie- 
ßen, die  Küstenschiffahrt  soll  durch  ein  besonderes  Abkom- 
men geregelt  werden.  In  der  Ausübung  von  Gewerbe, 
Handel  und  Landwirtschaft  sollen  alle  Bundesangehörigen 
den  Inländern  gleichgestellt  sein.  Kein  Wirtschaftskrieg 
außer  im  Fall  vom  Bunde  beschlossener  Zwangsmaßnah- 
men. Diese  sollen  bestehen  aus  Abbruch  der  diplomati- 
schen, der  wirtschaftlichen  Beziehungen,  äußerstenfalls  in 
militärischen  Maßnahmen.  Nur  im  Fall  eines  Angriffs  auf 
sein  Gebiet  soll  der  Staat  zur  Selbsthilfe  berechtigt  sein. 
Kosten  und  Schäden  der  Vollstreckung  hat  der  Friedens- 
brecher  zu  zahlen. 

Kolonien  sollen  nach  humanen  Grundsätzen  verwaltet 
werden  unter  Ueberwachung  eines  Weltkolonialamts.  Die 
Bundesangehörigen  sollen  in  ihnen  Freiheit  der  wirtschaft- 
lichen Betätigung  genießen. 

Dies  der  Hauptinhalt  der  deutschen  Vorschläge  für  dea 
Völkerbund.  Eine  Note  der  Alliierten  und  Assoziierten  er- 
klärt sich  zwar  für  internationale  Vermittlungskommissio- 
nen, will  aber  die  Macht  des  Rats  (der  nach  ihrem  eigenen 
Statut  in  seiner  Mehrheit  nicht  gewählt,  sondern  von  den 
siegreichen  Hauptmächten  gebildet  wird)  nicht  beschrän- 
ken. Die  obligatorische  Schiedsgerichtsbarkeit  wird  für 
„in  der  vorgeschlagenen  Form  zurzeit  nicht  durchführbar" 
erklärt.  Auf  die  meisten  andern  Vorschläge  wird  nicht 
eingegangen. 
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Die  territorialen  Bestimmungen. 

Der  Frieden  von  Versailles  verpflichtet  Deutschland 
zu  Lan'dabtretiin,c:en  an  alle  seine  Nachbarn,  ausgenommen 
Holland,  die  Schweiz  und  Deutschösterreich, 

Eupen-'Maimedy. 

An  Belgien  fallen  neben  der  kleinen  Landschaft  Mo- 
resnet auch  die  beiden  Kreise  Eupen  und  Malmedy,  von 
denen  der  erste  rein  deutscli,  der  zweite  zu  nahezu  drei 
Vierteln  deutsch  ist  Während  der  ersten  sechs  Monate 
nacih  Inkrafttreten  des  Friedens  legen  die  belgischen  Be- 
hörden Listen  aus,  in  denen  die  Bewohner  dieser  An- 
nexiousgebiete  den  Wunsch  aussprechen  dürfen,  daß  das 
Gebiet  ganz  oder  teilweise  bei  Deutschland  verbleibe.  Der 
Übergang  der  Staatshoheit  auf  Belgien  wird  aber  durch 
diese  Zeremonie  nicht  aufgehalten.  Die  Bewohner  dürfen 
binnen  zwei  Jahren  für  Deutschland  optieren,  müssen  aber, 
wenn  sie  das  tun,  ihren  Wohnsitz  binnen  einem  Jahr  nach 
Deutschland  verlegen,  ihr  auf  dem  Qebiet  befindliches  Ver- 
mögen sollen  sie  aber  nicht  verlieren.  Deutsches  Reichs- 
und Staatseigentum  geht  auf  Belgien  über  und  wird  niciit 
auf  das  Entschädigungskonto  gutgeschrieben. 

Die  mit  Luxemburg  geschlossenen  Verträge  verlieren 
Fhre  Gültigkeit,  Luxemburg  scheidet  aus  dem  deutschem 
Zollgebiet  aus. 

Elsaß  -  Lothringen. 

Elsaß- Lothringen  kelirt  ohne  weiteres  zu  Frankreich 
zurück  und  gilt  als  dessen  Bestandteil  ab  IL  November 
1918.  Deutsches  Reichs-  oder  Staatseigentum  in  diesem 
Lande  fällt  an  Frankreich,  es  wird  nicht  auf  das  Entschä- 
digungskonto gutgeschrieben.  (In  dieser  Beziehung  ge- 
nießen Belgien  und  Frankreich  einen  Vorzug  vor  den 
anderen  annektierenden  Staaten,  deren  Gewinn  aus  deut- 
schem Reichs-  oder  Staatsgut  Deutschland  auf  dfie  zu 
leistende  Entschädigung  gutgeschrieben  wird).  Deutsch- 
land muß  aber  die  bis  zum  IL  Novermbcr  1918  erworbenen 
Pensionsansprüche  weiter  aus  eigenen  Mitteln  befriedigen. 
Ihm  verbleiben  überhaupt  alle  bisher  kontrahierten  öffent- 
lldiea  Schulden  des  Landes  zu  d^er  Last    Flsässe.r,  die 
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vor  dem  10.  Mal  1871  Franzosen  waren,  werden  es  wieder, 
ebenso  ihre  Nachkommen,  wenn  sich  unter  den  Vorfahren 
väterlicherseits  kein  Altdeutscher  befindet.  Die  einRe- 
wanderten  Deutschen  werden,  auch  wenn  sie  das  elsässisch- 
lothringische  tieimatrecht  erworben  hatten,  nicht  Fran- 
zosen, sie  können  naturalisiert  werden,  wenn  sie  schon  vor 
dem  Kriej?  dort  wohnten  und  nac:h  dem  Krieg  (vom  11.  No- 
vember 1918  ab  gerechnet)  noch  drei  Jahre  im  Lande  ge- 
wohnt haben.  Bis  dahin  sind  sie  vor  Ausweisung  und  Li- 
quidierung ihres  vor  Friedensschluß  erworbenen  Vermögens 
in  keiner  Weise  geschützt,  Reichsdeutsche  bedürfen,  um 
im  Lande  wohnen  zu  dürfen,  einer  besonderen  Erlaubnis. 
Frankreich  behält  sich  ausdrücklich  das  Recht  vor,  jede 
neue  deutsdhe  Beteiligung  an  Bahnen,  Wasserstraßen-, 
Wasser-,  Gas-  un-d  Elektrizitätsversorgung,  an  Gruben, 
Steinbrüchen  und  damit  zusammenhängenden  Betrieben, 
sowie  an  Hüttenwerken  zu  verbieten.  Deutschland  ver- 
zichtet für  sich  und  seine  Angehörigen  auf  die  Beteiligung 
am  elsüssischen  Kalibergbau  und  -bandel.  Verträge,  die 
nach  Deutschland  hinüberlaufen,  können  binnen  sechs  Mo- 
naten von  Frankreich  für  nichtig  erklärt  werden. 

Mit  den  Eisenbahnen  gehen  auch  die  über  den  Rhein 
führenden  Eisenhahnhrücken  in  das  Eigentum  Frankreichs 
über.  Kehl  auf  badischer  Seite  wird  mit  Straßburg  zu  einer 
Betriebseinheit  verbunden,  deren  Direktor  Franzose  sein 
muß.  Dieser  Zustand  dauert  sechs  Jahre  —  kann  aber 
durch  die  Rheinschiffahrt-Zentralkommission  um  drei  Jahre 
verlängert  werden.  Fünf  Jahre  lang  können  elsässische 
Waren  bis  zur  Höhe  des  Jahresdurchschnitts  1911 — 13  zoll- 
irei  nach  Deutschland  eingefülirt  werden. 

Saarbecken. 

Das  Saarbecken  kommt  für  fünfzehn  Jahre  unter  diie 
Regierung  einer  Völkerbundkommission.  Das  Eigentum 
an  den  Kohlengruben  und  Kohlenlagern  geht  auf  Frank- 
reich über,  ihr  Wert  wird  Deutschland  gutgeschrieben.  Im 
Anschluß  an  sie  kann  Frankreich  Volks-  und  Fachschulen 
errichten,  in  denen  französisch  unterrichtet  wird  —  die 
Bevölkerung  ist  rein  deutsöh.  nur  wenige  sind  des  Fran- 
zösischeü    mächtig   — ,    ebeuso   Kraiikejibäuser,    Arbeits- 
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häiiser,  Vv'oWfa'hriseinricTitunjren  usw.  Die  Kommission 
besteht  aus  fünf  Personen,  danuiter  mi  Franzose  und  ein 
Einheimischer,  sie  wird  vom  Völkerbund  ernannt,  so  auch 
ihr  Vorsitzender.  Gesetze  und  Verordnungen  bleiben  in 
Kraft,  können  aber  von  der  Kommission  nach  Anhörung 
einer  gewählten  Eimvohnervertretung  (die  Form  der  An- 
hörung bestimmt  die  Kommission)  geändert  werden.  Die 
Kommission  ist  somit  der  eigentliche  Gesetzgeber.  Zivil- 
und  Strafgerichte  bleiben  bestehen,  die  Berufungsinstanz 
wird  von  der  Kommission  bestimmt,  in  deren  Namen  Recht 
gesprochen  wird.  Diese  erhebt  auch  Abgaben  und  Steuern, 
die  Einfühnmg  neuer  soll  ohne  Befragun'g  der  Einwohner- 
Vertreter  nicht  erfolgen  dürfen.  Wahlberechtigt  ist  jeder 
über  20  Jahre  alte  Einwohner  ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechts (wie  i'n  Deutschland).  Das  Gebiet  wird  dem 
französischen  Zollsystem  unterworfen.  Frankreich  darf  in 
französischem  Geld  kaufen  und  zahlen,  dessen  Umlauf  in 
kein^t  Weise  eingeschränkt  werden  darf.  In  den  ersten 
fünf  Jähren  herrscht  Zolifreiheit  zwischen  Deutschland  und 
dem  Saarbecken. 

:  Nach  15  Jahren  soll  gemeinde-  und  bezirksweise  ab- 
gestimmt werden  über  Beibehaltung  der  bestehenden  Ver- 
waltungsordnung, Vereinigung  mit  Frankreich  oder  Ver- 
einigung mit  Deutschland.  Die  Abstimmirng  soll  hier  (siehe 
Eupen-Malmedy,  wo  diese  Bestimmung  fehlt)  frei,  geheim 
und  unabhängig  sein,  alle  über  20jährigen,  die  zur  Zeit  der 
Unterzeichnung  des  Vertrages  (28.  Juni '1919)  im  Lande 
gewohnt  haben,  sind  stimmberechtigt.  Der  Völkerbund 
kann  auf  Grund  der  Abstimmung  für  das  ganze  Gebiet  oder 
einzelne  Teile  die  Beibehaltung  des  bestehenden  Regimes 
oder  die  Wiedervereinigung  mit  Deutschland  oder  den  An- 
schluß an  Frankreich  aussprechen.  Gruben,  die  wieder  auf 
deutsches  Gebiet  zu  liegen  kommen,  hat  Deutschland  in 
Gold  zurückzukaufen,  den  Preis  bestimmt  ein  Sachver- 
ständigen-Dreierrat,  dessen  je  ein  Mitglied  von  Frankreich, 
J>eutschland  und  dem  VöK^erbund  bestimmt  wird,  mit  Mehr- 
heit. Deutschland  soll  von  der  Wiedergutmachungskoni- 
raission  Gelegenheit  zur  Beschaffung  einer  Hypothek  ge- 
geben werden;  bleibt  es  trotzdem  ein  Jahr  lang  in  Rück- 
stand, so  schafft  die  Wiedergutmachungskommission  Ab- 
hilfe eventuell  durch  Liquidation. 
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Die  besetzten  Gebiete. 

Am  dem  linken  Rheinufer  und  bis  50  km  reclite  des 
Rlieins  darf  Deutschland  für  alle  Zukunft  keine  Befesti- 
gungen unterhalten,  keine  bewaffnete  Macht  zusammen- 
ziehen, keine  militärische.n  Übungen  abhalten,  keine  Vor- 
bereitungen zu  einer  Mobihnachung  treffen.  Zuv/idei^han'd- 
lung  gilt  als  feindlicher  Akt  und  Versuch  der  Friedens- 
störung. 

Mit  dieser  kurzen  Wiedergabe  der  wiclitjgsten  Bedin- 
gungen ist  in  der  Hauptsache  erschöpft,  was  der  III.  Teil 
des  Dokuments  von  Versailles  (Politische  Bedingungen 
für  Europa)  über  die  deutsche  Westgrenze  zu  sagen  hat. 
Man  muß  ^ber  zur  Ergänzung  nocli  den  XIV.  Teil  heran- 
ziehen, der  von  den  „Sicherheiten  für  die  Ausführung", 
d.  h.  von  der  Besetzung  der  linksrheinischen  Gebiete 
handelt. 

Um  die  Ausführung  des  Vertrages  sicherzustellen, 
werden  die  deutschen  Gebiete  links  des  Rheins  einschließ- 
üdh  der  Brückenköpfe  während  eines  Zeitraumes  von 
15  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  des  Vertrages  durch  die 
Truppen  der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  besetzt  ge- 
halten. Das  Gebiet  ist  in  drei  Zonen  geteilt;  die  nördliche 
Zone  (Köln)  wird  nach  fünf  Jahren,  die  mittlere  (Cohlenz) 
nach  zehn  Jahren,  die  südliche  (Mainz)  nach  fünfzehn 
Jahren  geräumt,  wenn  die  Bedingungen  des  Vcrtrag-s  von 
Deutschland  pünktlidi  erfüllt  werden.  Stellt  während  der 
Besetzung  oder  nach  Ablauf  der  15  Jähre  der  Wiedergut- 
machungsausschuß fest,  „daß  Deutschland  sich  weigert,  die 
Gesamtheit  oder  einzelne  der  ihm  nadi  dem  gegenwärtigen 
Vertrag  obüegenden  Wiedergutmachungsverpflichtungen 
zu  erfüllen",  so  werden  die  schon  geräum.ten  Gehiete  so- 
fort ganz  oder  teilweise  wieder  besetzt. 

Das  Besetzungsredht  steht  also  nicht  einer  einzelnen 
Macht,  sondern  nur  der  Gesamtheit  der  alliierten  und  asso- 
ziierten Mächte  zu;  eine  einzelne  Madit  kann  nur  besetzt 
halten  bzw.  wiederbesetzen  auf  Grund  eines  Mandats,  das 
ihr  von  der  Gesamtheit  erteilt  \viix3.  Der  Gesamtheit  aber 
steht  praktisch  ein  zeitlich  unbegrenzies  Besetzungsrecht 
zu,  da  Deutschland  nicht  fähig  ist.  seinen  sämtlichen  Wie- 
dergutmachungspf lichten  nachzukommen.  Vertragsrecht- 
Üch  ist  der  EaJl  deniibar,  daß  zwanzig,  dreißig  Jahre  nach 
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Imkrafttreien  des  Vertrags  oder  nocTi  später  das  scTion  ge-^ 
räumte  Gebiet  abermals  besetzt  wird.  Rein  niusorisch 
bleibt  die  Bestim'mimg,  daß  die  Besatzungstmppen  sofort 
zurückzuziehen  sind,  wenn  DeutschJan'd  noc'h  vor  Ablaui 
der  15  Jahre  alle  seine  Vertragspfiicliten  erfüllt;  Bedeu- 
tung könnte  sie  höchstens  dann  erlangen,  wenn  die  deut- 
schen Leistungen  durch  eine  Revision  des  Vertrags  auf  ein 
M-5U  herabgesetzt  würden,  das  in  weniger  als  15  Jahren  tat- 
sächlich geleistet  werden  kann. 

Umgekehrt  gibt  selbst  die  gewissen^hafteste  Erfüllung 
aller  Vertragspflichten  Deutschland  keine  Sicherheit,  daß 
die  Räumung  zu  den  festgesetzten  Zeiten  erfolgen  wird, 
denn  es  wird  weiter  bestimmt  (Art.  429): 

Erachten  zu  diesem  Zeitpunkt  (nämlicii  wo  Räumung 
erfolgen  soll)  die  alliiierten  und  assoziierten  Regienmgea 
die  Sicherheit  gegen  einen  nicht  herausgeforderten  An- 
griff Deutschlands  nicht  als  hinreichend,  so  darf  die  Zu- 
rückziehung der  Besatzungstruppen  in  dem  zur  Erlan- 
gung der  genannten  Sicherheiten  für  nötig  gehaltenen 
Maße  aufgeschoben  werden. 

Die  Entente  kann  also  auch  nach  Ei-ffilhimg  aller  Ver- 
tragspfiichten  durch  Deutschland  die  linksrheinischen  Ge- 
biete weiter  besetzt  halten,  sie  braucht  dann  nur  ihr  Ver- 
bleiben aus  militärischen  Gründen  zu  rechtfertigen. 

Besatzungsmächte  siml  laut  besonderer  „Verein- 
barung" vom  28.  Juni  1919  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Belgien,  England  und  Frankreich.  Diese  bilden 
eine  aus  ihren  Vertretern  bestehende  viergliedrige  Zivil- 
behörde, den  „Interalliierten  Hohen  Ausschuß  für  die  Rhein- 
lande". Der  Hohe  Ausschuß  hat  das  Recht,  Verordnungen 
mit  Gesetzeskraft  zu  erlassen,  „soweit  dies  für  die  Gewähr- 
leistung des  Unterhalts,  der  Sicherheil  und  der  Bedürfnisse 
der  Streitkräfte  der  alliierten  und  assoziierten  Mächte 
nötig  ist".  Wie  weit  eine  solche  Notwendigkeit  besteht, 
bestimmt  er  nach  eigenem  Ermessen,  so  daß  er  sich  tat- 
sächlich jede  Oesetzgebnngskompctcnz  zulegen  kann,  die 
ihm  beliebt.  Auf  der  andern  Seite  hängt  es  von  ihm  ab, 
ob  Gesetze,  die  von  der  Reichs-  oder  preußischen  Staats- 
geoetzgebung  erlassen  werden,  in  Kraft  treten  oder  nicht 
Die  deutsdhen   Gerichte  amtieren  weiteij   aber   die   Be- 


Satzungstruppen  und  döe  ihnen  zugeteilten  oder  In  ?hrem 
Dienste  befindlichen  Personen  unterstehen  aiisscWießlich 
den  Miiitäigesetzen  un-d  den  Mihtärgerichten  dieser 
Truppen.  Deutsche,  die  in  den  Dienst  der  fremden  Truppen 
treten,  sind  dadurch  deutsdhem  Gesetz  und  deutsdher  Ge- 
richtsbarkeit entzogen.  Es  können  aber  auch  andere 
Deutsche  vor  die  fremden  Militärgerichte  gestellt  werden, 
nämlich  solche,  die  sich  eines  Verbrechens  oder  Vergehens 
gegen  Personen  oder  Eigentum  der  Besatzungstruppen 
schuldig  machen.  Wer  also  z.  B.  in  einen  Streithandel  mit 
einem  fremden  Soldaten  gerät,  kommt  vor  das  fremde 
Militärgericht.  Die  deutschen  Behörden  liaben  i'hn  auf 
Ansuchen  der  fremden  Militärbehörde  zu  verhaften  und 
diesen  zu  übergeben  —  auch  dann,  wenn  der  Beschuldigte 
inzwischen  vom  besetzten  Gebiet  auf  unbesetztes  überge- 
treten ist! 

Die  deutschen  Zivilverwaltungsbehörden  W\^en  be- 
stehen, sie  haben  sich  aber  nach  den  Verordnungen  des 
Hohen  Ausschusses  zu  richten  und  können  von  diesem  ab- 
gesetzt werden.  Der  liohe  Ausschuß  ist  auch  berechtigt, 
den  Belagerungszustand  zu  verhängen. 

Vorräte  jeder  Art,  die  für  Besatzungstruppen  und  Be- 
hörden eingehen,  an  Militärbehörden,  Offizierka&inos,  Mar- 
ketendereien,  s'nd  von  jedem  Einfuhrzoll  frei.  Eine  deut- 
sche Kontrolle  darüber,  ob  die  zollfrei  eingeführten  Gegen- 
stände wirklich  ausschließlich  zum  Gebrauch  der  Be- 
satzunstruppen bestimmt  sind,  liegt  außerhalb  des  Bereichs 
der  Möglichkeit.  Das  Personal  des  Verkehrs-  und  Post- 
wesens hat  den  Befehlen  der  fremden  Militärbehörde  ohne 
weiteres  Folge  zu  leisten. 

Nordschleswig. 

Nordsdhleswig  bis  zu  einer  Linie  südliah  von  Flensburg 
bestimmt  seine  Staatszugehörigkeit  durch  Selbstbestimr 
mung.  Das  Land  ist  zu  diesem  Zweck  in  zwei  Zonen 
geteilt,  deren  Grenzlinie  südlich  Tandem  und  Apenrade 
verläuft.  In  der  nördlichen  Zone  entschci<)fet  das  Abstim- 
mungsergebnis einheitlich  über  das  Schicksal  des  ganzen 
Gebiets,  in  der  südlichen  soll  unter  Berücksichtigung  der 
Abstimmungsergebnisse  in  den  einzelnen  Gebietsteilen  die 
neue  Grenze  von  einer  siebeus;lieidi>igeQ  Kommission  iest- 
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gestellt  werden,  zu  der  'die  Entente  fünf  Mitglieder  stellt, 
die  beiden  beteiligten  Staaten  je  ein  Miigüed  entsenden. 
Die  Bewohner  des  an  Dänemark  fallenden  Gebiets  er- 
werben, sofern  sie  sich  dort  vor  dem  i.  Oktober  1918  an- 
gesiedelt hatten,  ohne  weiteres  die  dänische  Staatsange- 
hörigkeit, können  aber  innerlialb  eines  Zeitraums  von  zwei 
Jahren  für  Deutschland  optieren,  worauf  sie  innerhalb 
weiterer  12  Monate  ihren  Wohnort  dortliin  verlegen 
müssen,  dodi  können  sie  ihren  Grundbesitz  jenseits  der 
Grenze  bcihalien,  (Ähnliche  Bestimmungen,  die  sich  durch 
ihre  Liberalität  von  den  elsaß-lothringischen  angenehm 
untei-scheiden,  gclteji  audi  für  die  abzutretenden  Gebiete 
im  Osteji.) 

Die  Regelung  im  Osten. 

Deutschland  verzichtet  zunächst  auf  den  nördlichsten 
Zipfel  Ostpreußens,  enthaltend  die  Stadt  Memel;  das  Ge- 
biet steht  zur  Verfügung  der  Entente,  die  seine  Staatszu- 
gehörigkeit nach  Belieben  bestimmen  kann. 
*  Deutschland  verliert  Danzig,  das  mit  einem  Stück 
Hinterland  zusammen  eine  „freie  Stadt"  darstellen  soll. 
Das  Souveränitätsrecht  geht  zunächst  auf  die  Entente  über, 
die  sich  verpflichtet,  Danzig  zu  einer  unter  den  Schutz  des 
Völkerbundes  gestellten  „freien  Stadt"  zu  erklären.  Die 
Verfassung  wird  im  Einvernehmen  mit  einem  Oberkom- 
missar des  Völkerbandes  von  „ordnungsmäßig  gewählten" 
Vertretern  der  Stadt  ausgearbeitet.  Die  „freie  Stadt"  soll 
weiter  durch  ein  Abkommen  verpflichtet  werden,  in  das 
Dolnische  Zollgebiet  einzugehen,  Wasserstraßen,  Eisen- 
bahnen, Post,  Telegraph,  Telephon  unter  polnische  Ver- 
waltung zu  stellen,  die  die  dazu  nötigen  Grundstücke  unter 
angemessenen  Bedingungen  erwerben  kann,  Polen  in  keiner 
Weise  gegenüber  Einheimischen  zu  benachteiligen,  die 
Leitung  der  auswärtigen  Politik  und  den  Schutz  der  Staats- 
angehörigen der  polnischen  Regierung  zu  übertragen. 

Direkt  und  ohne  weiteres  an  Polen  abzutreten  ist  der 
größte  Teil  von  Posen  und  Westpreußen,  enthaltend  die 
Städte  Graudmz,  Bromberg,  Thorn,  Kolmar  und  Pose/7. 
Die  Entfernung  zwischen  Berlin  und  der  Ostgrenze  wird 
dadurch  ungefähr  auf  die  Hälfte  verringert,  sie  entspricht 
jetzt  fast  genau  der  Entfernung  zwischen  Paris  und  der 
bstgrenze  Frankreichs.    Ostpreußen  hat  den  Zusammen- 
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hang  mit  dem  übrigen  Reiclie  verloren,  ein  polnTscTier  Kor- 
ridor, der  bis  ans  Meer  geleitet  ist,  sclinürt  es  ab  und 
macht  es  zu  einer  deutschen  Enklave  in  polnisch-litaui- 
schem Gebiet. 

Von  den  bisher  genannten  Gebieten,  die  von  Deutsch- 
land losgerissen  werden,  haben  eine  unbestritten  deutsche 
Bevölkerung  die  Stadt  Memel,  die  Stadt  Danzig,  aber 
auch  Gebiete  längs  der  neuen  polnisch-deutschen  Grenze, 
die  zu  Polen  geschlagen  werden,  sind  vorwiegend  deutsch, 
so  die  Kreise  Filehne,  Czarnikau  und  Kolmar  mit  über 
70  Proz.,  die  Kreise  Rawitsch,  Lissa,  Fraustadt  und  Guh- 
rau  mit  80  bis  90  Proz.  und  noch  darüber.  Eine  Grenz- 
iestsetzung  auf  Grund  des  Selbstbestimmungsrechts  der. 
Einwohner  hätte  zweiielios  weite  Strecken  bei  Deutsch- 
land belassen,  die  jetzt,  entgegen  dem  Willen  i'hrer  Bewoh- 
ner, Polen  zufallen. 

Deutschland  hat  femer  ein  kleines  Stück  von  Schieslen, 
enthaltend  die  Orte  Leobschütz  und  Annaberg,  ohne  xvei- 
teres  an  die  Tschechoslowakei  abzutreten,  deren  Grenzen 
im  übrigen  von  Deutschland  anzuerkennen  sind.  (Nach 
Prager  Veröiientlichungen  beabsiclitigte  die  tschechische 
Regierung,  weitere  schlesische  Gebiete  im  Austausch  von 
deutschsprachigem  Gebiet  an  Bayern  zu  erwerben,  doch 
wurde  ihr  in  Paris  bedeutet,  daß  ein  geschlagener  Staat 
wie  Deutschland  auf  keinen  Fall  einen  Landgewinn  'haben 
dürfe.) 

Durch  Volksabstimmung  wird  das  Schicksal  der  südlichen 
Teile  von  Ostpreußen,  eines  Teils  von  Westpreußen  und 
Oberschlesien  entschieden.  In  Ost-  und  Westpreußen 
erfolgt  die  Feststellung  der  Ergebnisse  gemeinde- 
weise und  dann  Festsetzung  der  Grenze.  Die  Polen 
erhalten  aber  auf  alle  Fälle  die  uneingeschränkte 
Aufsicht  über  den  Weichselabschnitt  dieses  Gebiets,  und 
Deutschland  darf  auf  etwa  ihm  verbleibenden  Gebietsteilen 
keinesfalls  Befestigungen  errichten.  In  Oberschlesien  wird 
gleichfalls  gemeindeweise  abgestimmt  und  dann  die  Grenze 
festgesetzt.  Aus  dem  polnisch  werdenden  Gebiet  muß 
Polen  fünfzehn  Jahre  lang  die  freie  Kohlenausfuhr  nach 
Deutschland  zulassen,  und  beim  Verkauf  der  Produkte 
darf  der  Käufer  in  Deutscliland  nicht  schlechter  gestcilt 
werden  als  der  Käufer  in  Polen. 
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Oesterrelcit. 

Unter  ÖesterTd<:IJi  wird  im  Ctokumcrrt  von  Versaifles  ein 
Gebiet  verstanden,  das  in  der  Hauptsache  dem  deutsch- 
sprachigen Alpenlande  von  der  Schweizergrenze  bis  zur 
Donau  entspricht.  Doch  ist  Deuisch-Südtirol  zu  Italien, 
und  sind  weiter  östlich  gelegene  deutschsprachige  Gebiets- 
teile zu  Jugoslavien  geschlagen.  Von  diesem  Oesterreidh 
wird  dann  gesagt,  daß  Deutschtand  seine  Unabliüngigkeit 
anerkenne  und  sich  verpflichte,  sie  unbedingt  und  als  un- 
abänderlich zu  achten,  es  sei  denn,  daß  der  Völkerbund 
einer  Abänderung  zustimmte.  Damit  ist  Oesterreich  der 
Anschluß  an  Deutschland  verboten:  selbst  wenn  die  Be- 
völkerung Oesterreichs  ihn  einstimmig  wünschte,  könnte 
er  nicht  zur  Tatsache  werden,  solange  auch  nur  ein  ein- 
ziger Staat  gegen  ihn  Einspruch  erhebt! 

Kolonien. 

Der  rV.  Teil  des  Friedensvertrags  bestimmt  in  seinem 
einleitenden  Artike-1: 

Außerhalb  seiner  europäischen  Grenzen,  wie  sie  durch  den 
gegenwärtigen  Vertrag  festgesetzt  werden,  verzichtet  Deutsch- 
land auf  alle  Rechte,  Ansprüche  und  Vorrechte  in  bezug  auf  die 
Gebiete,  die  ihm  oder  seinen  Verbündeten  gehörten,  und  auf 
alle  Rechte,  Ansprüche  und  Vorrechte,  die  ihm  aus  irgendeinem 
Grunde  den  alliierten  und  assoziierten  Mächten  gegenüber  zu- 
standen, 

Deutschland  verliert  demnach  alle  sein-e  Kolonien  und 
alle  seine  vertragsmäßigen  Rechte  in  China,  Siam,  Liberia, 
Marokko  und  Aegypten,  es  verliert  alles  dort  belegene 
Reichs-  und  Staatsvermögen.  Die  vormals  deutschen  Ko- 
lonien werden  unter  den  Siegern  aufgeteilt,  die  als  vom 
Völkerbund  beauftragte  Vormünder  dieser  Gebiete  und 
ihrer  Bevölkerung  in  Erscheinung  treten  wollen. 

In  der  Antwort  auf  die  deutschen  Gegenvorschläge  zum 
Friedensvertrag  wird  auseinandergesetzt,  daß  die  Konfis- 
kation der  deutschen  Kolonien  aus  denselben  rein  sittlichen 
Motiven  erfolgt  ist,  die  das  Kennzeichen  dieses  ganzen 
Vertrags  von  Anfang  bis  zu  Ende  bilden.     Nämlich: 

Bei  dem  Verlangen,  daß  Deutschland  allen  Rechten  und  An- 
sprüchen auf  seine  überseeischen  Besitzungen  entsage,  haben 
die  alliierten  und  assoziierten  Mächte  in  allererster  Linie  die 
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Interessen  der  eingeborenen  BevSfkerangen  bcrUdcsfdhtigt,  für 
die  Präsident  Wilson  im  füniten  seiner  14  Punkte  der  Bot- 
schaft vom  8.  Januar  1918  eingetreten  ist.  Es  genügrt,  auf  die 
deutschen  amtlichen  und  privaten  Zeugnisse  vor  dem  Kriege 
und  auf  die  im  Reichstag  besonders  von  den  Herren  Erzberger 
und  Noske  erhobenen  Anlttagen  Bezug  zu  nehmen,  um  ein  Bild 
von  den  kolonialen  Verwaltungsmethoden  Deutschlands  von 
den  grausamen  Unterdrückungen,  den  willkürlichen  Zwangs- 
beitreibungen  und  den  verschiedenen  Formen  der  Zwangsarbeit 
zu  erhalten,  die  weite  Strecken  in  Ostafrika  un-d  Kamerun  ent- 
völkert haben,  ganz  zu  schweigen  von  dem  aller  Welt  bekannten 
tragischen  Schicksal  der  Hereros  in  Südwestafrika. 

Deutschlands  Versagen  auf  dem  Gebiete  der  kolonialen  Zivili- 
sation ist  zu  deutlich  zutage  getreten,  als  daß  die  Alliierten  und 
Assoziierten  Mächte  ihre  Hand  zu  einem  zweiten  Versuche 
bieten  und  die  Verantwortung  dafür  übernehmen  könnten,  drei- 
zehn bis  vierzehn  Millionen  Eingeborener  von  neuem  einem 
Schicksal  zu  überlassen,  von  dem  sie  durch  den  Krieg  befreit 
worden  sind. 

Außerdem  haben  die  alliierten  und  assoziierten  Mächte  es 
für  notwendig  erachtet,  ihre  eigene  Sicherheit  und  den  Frieden 
der  Welt  gegen  einen  müitäriscfien  Imperialismus  zu  sichern, 
der  darauf  ausging,  sich  Stützpunkte  zu  schaffen,  um  gegenüber 
den  anderen  Mächten  eine  Politik  der  Einmischimg  und  Ein- 
schüchterung zu  verfolgen. 

Die  Konfislcation  der  Kolonien  ist  also  ausscWießlidi 
darum  erfolgt,  weil  es  der  menschliche  Sinn  der  Entente 
nicht  gestattete,  afrikanische  Völker  unter  der  Herrschaft 
eines  sittlich  so  tief  stehenden  Volkes  zu  belassen,  wie  es 
das  deutsche  ist,  (Näheres  dazu  enthält  das  Kapitel  dieser 
Schrift  ..Die  Qeheimverträge".) 

Deutschland  verlor  durch  den  Friedensvertrag  sofort 
eine  Bevölkerung  von  5,4  Millionen  Köpfen,  wovon  mehr 
als  2  Millionen  die  deutsche  Sprache  als  Muttersprache 
sprechen,  mit  ihnen  ein  Gebiet  von  6.2  Millionen  Hektar 
landwirtschaftlich  nutzbaren  Geländes,  über  das  Schicksal 
von  etwa  3  Millionen  wird  in  den  Abstimmungsgebieten 
entschieden,  etwa  6^/4  Millionen  Deutscher  sind  durch  die 
Besetzung  des  linksrheinischen  Gebiets  für  eine  vorläufig 
noch  unabsehbare  Zeit  unter  militärische  Fremdherrschaft 
gestellt. 

Man  sieht  den  territorialen  Bestimmungen  auf  den 
ersten  Blick  an,  daß  sie  in  der  Hauptsache  von  Generalen 
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gemacht  s^'d,  Se  für  efn'en  nächsten  Krieg  mit  Deutsdi- 
land  so  günstige  Bedingungen  wie  möglicii  schaffen  wollen. 

Ueberali  tritt  das  deutliche  Bestreben  hervor,  die 
deutsöhe  Reichsbevölkerung  aus  militärischen  Gründen 
zu  vermindern.  Zu  diesem  Zweck  sind  die  verschieden- 
sten Vorwänide  gebraucht  worden.  Nationalstaatliche  Be- 
strebungen der  Gegner,  Notwendigkeiten,  i'hnen  eiinen 
freien  Zugang  zum  Meer  zu  verschaffen  und  Flechte  der 
Selbstbestimmung  mußten  in  gleichem  Maße  dazu  herhal- 
ten. Eupen  und  Malmeüy  werden  zu  Belgien  geschlagen, 
um  ihm  durch  ihren  Waldreichtum  Ersatz  für  zerstörte 
Waldungen  zu  sdhaffen,  das  Saargebiet  wird  zunächst  für 
fünfzehn  Jahre  vom  Reiche  getrennt  und  für  die  Zukunft 
einem  ungewissen  SchicksaJ  überantwortet,  um  Frankreich 
die  zerstörten  Kohlengruben  zu  ersetzen,  Danzig  wird  los- 
gerissen, um  Polen  einen  freien  Zugang  zum  Meere  zu 
schaffen,  ei'n  Zweck,  der  auf  dem  Vertragsweg  ebenso  gut 
zu  erreichen  gewesen  wäre. 

Für  die  Tschechoslowakei  wird  die  Notwendigkeit  ein- 
gesehen, ihr  ein  kompaktes  wirtschaftlich  sich  möglichst 
sel'bstgenügcndes  und  militärisch  haltbares  Staatsgebiet  zu 
schaffen,  und  es  verschlägt  nichts,  daß  dazu  3  Milliünen 
Deutsche  unter  fremdsprachige  Herrschaft  kommen  müs- 
sen. Dagegen  wird  sorgsam  darauf  geachtet,  daß 
möglichst  auch  kein  Rest  polnischer  Bevölkerung  unter 
deutscher  Herrschaft  verbleibt,  und  darum  wird  ein  bis 
zum  Meer  reichender  Landstreifen  zu  Polen  geschlagen 
und  das  stark  zusammengeschrumpfte  Ostpreußen  des 
territorialen  Zusammenhangs  mit  dem  Deutschen  Reiche 
beraubt. 

Ebenso  wird  das  Prinzip  der  Selbstbestimmung  überall 
aus  Gründen  der  imperialistischen  Opportunität  verschie- 
den ausgelegt.  Elsaß- Lothringen  wird  zu  Frankreich  ge- 
schlagen, ohne  daß  ihm  Gelegenheit  gegeben  wird,  seinen 
eigenen  Willen  in  einer  VoTksabs+in- mung  zum  Ausdruck 
zu  bringen.  Das  Saargebiet  wird  erst  nach  ISjähriger  Be- 
setzung und  französischer  Bearbeitung  zur  Volksabstim- 
mung zugelassen.  Hier  sollte  sich  jede  Voi'ksabstimmung 
erübrigen,  weil  das  Land  rein  deutsch  ist.  In  Enpen-Mal- 
medy  muß  die  Eintragung  der  gegen  die  Annexion  Pro- 
Icätierenden  in  Listen,  die  von  den  belgischen  Behörden 


57 

ausgelegt  werden,  das  freie  Stirmnrec^t  ersetzen.  Dk  Rhein- 
lande sind  einer  5-  bis  ISjä'hrigen  Besetzung  unterworfen, 
die  nodi  iänger  ausgedeihnt  werden  kann,  wenn  man  findet, 
daß  Deutschland  seinen  Verpfliditungen  nicht  in  genügen- 
dem Maße  nachkommt,  und  werden  inzwisdien  unter 
Scliutz  und  teiiweiser  Förderung  der  Besatzung  zum  Objekt 
.von  Losreißungsbestret)ungen  gemacht. 

Das  Prinzip  der  Selbstbestimmung  der  Vöüker  wird  nadi 
dem  taktischen  Grundsatz  angewendet:  Jedes  innerlialib 
Deutschlands  liegende  fremdsprachige,  gemischtspradhige 
oder  deutsche  Grenzgebiet  darf  —  sofern  nicht  seine  vor- 
behaltlose Einverleibung  in  fremdes  Staatsgebiet  vorgese- 
hen ist  —  sich  durch  Volksabstimmung  der  deutschen 
Staatshoheit  entziehen.  Kein  außei'halh  Deutschlands  lie- 
gendes noch  so  rein  deutsches  Sprachgebiet,  wie  das 
deutsch-österreichische  oder  das  deutsch-böhmische  darf 
aus  eigenem  Willen  seinen  AnschUiß  an  das  Deutsche 
Reich  vollziehen.  SeWstbesümmiingsrecht  haben  alle,  die  \ 
möglicherweise  aas  Deutschland  hinauswollen.  Selbstbe- 
stimmungsrecht hat  keiner,  der  möglicherweise  nach 
Deutschland  herein  will.  Das  demokratische  Prinzip 
darf  auf  alle  Fälle  nur  zur  Verkleinerung  Deutschlands, 
in  keinem  Fall  aber  zu  seiner  Erweiterung  angewendet 
werden.  Das  Verfahren  ist  so  eingestellt,  daß  Deutsch- 
land nur  verlieren  kann,  alle  andern  nur  gewinneir 
können. 

Ein  solches  Verfahren  darf  sich  nur  deshalh  in  den 
Mantel  der  Demokratie  kleiden,  weil  die  ganze  Frage  des 
Selbstbestimmungsrechts  theoretisch  noch  sehr  wenig  ge- 
klärt ist.  Kein  Staat  wird  jedem  seiner  Gebiete  das  Recht 
geben,  sich  jederzeit  nach  Belieben  vom  Staatsganzen  ab- 
zutrennen. Daraus  würde  ein  Zustand  vollkommener  Un- 
sicherheit mit  den  schlimmsten  Kriegsgefahren  sich  erge-: 
ben,  da  sich  die  Grenzen  je  nach  den  wechselnden  Ab- 
stimmungsverhältnissen der  Grenzbevölkerungen  fortwäh- 
rend verschieben  und  zwischen  den  Nachbarstaaten  ein 
ständiger  unblutiger  Kampf  um  ihre  Gunst  entwickeln 
würde,  der  sich  in  jedem  Augenblick  zu  einem  blutigen  ver- 
wandeln könnte.  Die  Grenzbevölkerungen  wären  dann  in 
die  Lage  versetzt,  vom  Gesamtstaat  immer  neue  Zuge- 
ständnisse für  ihr  Verbleiben  im  Staatsverbande  heraus- 
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zupressen,  nrrd  3as  äemok^rafeclie  Pntizfp  'der  Unterwer- 
fung der  Minderheit  unter  die  Mehrheit  wäre  dann  voll- 
ständig auf  den  Kopf  gestellt. 

Die  Verfassung  der  deutschen  Republik  madht  einen 
sehr  interessanten  Versuch,  das  Selbsfbestimmungsrecht 
der  einzelnen  Bevölkerungsteile  innerhalb  des  Reichs- 
gebiets zu  verwirklichen.  Wenn  ein  Gebietsteil  eines  der 
deutschen  Länder  den  Uebertritt  zu  einem  anderen  Lande 
zu  wünschen  scheint,  so  genügt  ein  Drittel  der  Wähler- 
Stimmen,  um  eine  Volksabstimmung  in  diesem  Gebiet  her- 
beizuführen. Sie  giilt  als  beschlossen,  wenn  die  einfache 
Mehrheit  der  Vvählberechtigten  und  die  Dreifüm'telmehr- 
heit  der  Abstimmenden  für  sie  stimmt;  der  Beschluß  be- 
darf aber  dann  immer  noch  der  Bestätigung  durch  ein 
Reichsgesetz,  das  die  Regierung  dem  Reichstag  vorzu- 
legen, dieser  aber  nicht  anzunehmen  verpflichtet  ist. 

Ein  solches  Verfahren  ist  möglich  innerhalb  eines  Ge- 
biets, dessen  Glieder  sich  alle  als  Teile  eines  Ganzen  füh- 
len und  wo  Verluste  zugunsten  der  Nachbarn  keine  schmer- 
zenden Gefü'hle  hinterlassen.  Es  ist  nicht  möglich,  inner- 
halb eines  Systems  rivalisierender  Staaten,  wie  er  in 
Europ".  vor  dem  Kriege  bestand  und  durch  den  Frieden 
n-icht  beseitigt  wurde.  Haben  wir  einmal  den  wirklichen 
Völkerbund  und  d'urch  ihn  die  Vereinigten  Staaten  von 
Europa,  so  daß  kein  Staat  Verluste  befürchtet  und  Ge- 
winne dem  Gegnei*  mißgönnt,  dann  kann  vielleicht  die  Be- 
stimmung der  deutschen  Verfassung  für  die  Verwirklichung 
des  Selbstbestimmungsrechtes  vorbildlich  werden. 

Einstweilen  ist  ein  solches  wirkliches  Selbstbestimmungs- 
recht unmöglich.  Der  Friedensvertrag  macht  daher  auc'h 
gar  kernen  Versuch,  es  zu  verwirklichen,  sondern  sichert 
im  Gegenteil  den  Staaten,  die  jetzt  auf  Kosten  Deutsch- 
lands gebildet  oder  vergrößert  werden,  die  Unversehrtheit 
ihrer  Grenzen  zu.  Das  heißt,  daß  das  Selbstbestimmungs- 
recht nur  in  einem  einmaligen  Ausnahmefall  zur  Geltung 
kommt  und  mit  seiner  Ausübung  erlischt.  Während  sonst 
gesagt  wird,  daß  das  allgemeine  Stimmrecht  der  Lanze 
gleicht,  die  die  Wunden  heilt,  die  sie  schlägt,  während  das 
Volk  sonst  einen  bei  einer  Abstimmung  begangenen  Fehler 
bei  der  nächsten  wieder  gutmachen  kann,  bleibt  in  diesem 
FaJl  das  Ergebnis  endgültig. 
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Der  AnsnahmefaK,  rfurcli  den  das  SeTtrsftesHmriTttngs- 
recht  in  beschränktem  Umfang  zur  Geltung  gekommen 
ist,  ist  durch  den  Krieg  geschaffen  worden.  Der  Krieg 
schafft  aber  auch  außerordentliche  Verhältnisse,  die  das 
Ergebnis  der  Abstimmung  beeinflussen.  Er  wühlt  die 
nationalen  Leidenschaften  auf  und  versetzt  den  besiegten 
Staat  in  einen  Zustand,  der  das  Verbleiben  in  seinem  Ver- 
bände —  wenigstens  für  den  Augenblick  —  als  wenig  vor- 
teil'haft  erscheinen  läßt.  Dazu  kommt  im  gegebenen  Fall, 
daß  die  Leitung  der  Abstimmung  Behörden  übertragen 
wird,  die  von  den  Siegerstaaten  eingesetzt  sind  und 
denen  man  im  besiegten  Staat  unbedingte  Unparteilichkeit 
nicht  zutraut.  Das  Zugehörigkeitsgefühl  zum  Staate 
muß  daher  außerordentlich  hoch  entwickelt  sein,  wenn  es 
sich  trotz  dieser  hemmenden  Momente  bei  der  Volksab- 
stimmung siegreich  durchsetzen  soll.  Daher  die  Neigung 
bei  dem  besiegten  Staat,  die  Volksabstimmung  bloß  als  ein 
leeres  Spiel  zu  betrachten,  durch  das  seiner  beabsichtigten 
Verstümmelung  ein  demokratisches  Mäntelchen  umge- 
hängt werden  soll. 

Auf  keinen  Fall  entspricht  es  den  Grundsätzen  der  Völ- 
kerdemokratie, wenn 

deutsche  Volksteile  zur  Aen-derung  ihrer  StaatSOTge- 
hörigkeit  ohne  jede  Befragung  kommandiert  oder  gezwun- 
gen werden  (Memel,  Danzig,  deutschpolnische  Qrenzbevöl- 
kerung,  Elsaß-Lothringen)  und  direkt  oder  indirekt  frem- 
der Staatshoheit  unterworien  werden, 

zusammenhängende  deutsche  Gebiete,  die  bisher  der 
deutschen  Republik  nicht  angehörten,  an  dem  Beitritt  zn 
ihr  gewaltsam  verhindert  werden  (Deutschböhmen,  Oester- 
reich), 

deutsche  Volksteile  unter  fremde  Staatshoheit  gestellt 
werden  und  ihnen  nur  ein  unwirksames  Protestrecht  vor- 
behalten wird   (Eupen-Malmedy), 

deutsche  Volksteile  zur  Wahl  ihrer  Staatsangehörigkeit 
aufgefordert  werden,  obwohl  ihr  rein  deutscher  Charakter 
unzweifelhaft  feststeht  (Saarrevier), 

deutsche  Volksteile  viele  Jahre  lang  unter  militäriscfie 
Fremdherrschaft  gestellt  werden  (Saarrevier  und  besetzte 
Gebiete). 
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Eine  besondere  Erörterung  verdient  dabei  die  elsaß- 
iGthringische  Frage.  Daß  die  Einverleibung  Elsaß-Lothrin- 
gens in  das  Deutsche  Reich  ohne  Volksbefragung,  wie  sie 
im  Jahre  1871  von  Bismarck  vorgenommen  wurde,  ein 
Unrecht  war,  darüber  besteht  unter  deutschen  Sozialdemo- 
kraten ebensowenig  ein  Streit  wie  darüber,  daß  es  dem 
preußischen  Zentralismus  nic'ht  gelungen  war,  die  Zunei- 
gung der  Bevölkerung  zum  Reiche  zu  erwerben.  Die 
deutscihe  Sozialdemokratie  betrachtete  und  betrachtet, 
trotzdem  die  Mehrheit  der  elsaß-lothringisc'hen  Bevölke- 
ruii'g  als  ethnographisch  dem  deutschen  Volke  zugehörig, 
sie  hatte  den  Wunsch,  bei  dem  Friedensschluß  das  fran- 
zösische Sprachgebiet  an  Frankreich  abzutreten,  dem 
deutschen  aber  in  einem  neugeordneten  freien  deutschen 
Staatswesen  eine  autonome  Entwicklung  zti  sichern.  Es 
darf  daran  erinnert  werden,  daß  dies  me'hr  ist,  als  was  die 
französischen  Sozialiislen  vor  dem  Kriege  verlangt  kitten. 

Nach  der  Niederlage  Deutschlands  vertrat  die  deutsche 
Sozialdemokratie  die  Ansicht,  daß  den  Elsaß-Lothringern 
die  Wahl  ihrer  Staatszügehörigkeit  freigestellt  werden 
müsse.  Die  einfache  Rückeroberung  Elsiaß-Lofhringens- 
durch  Frankreich  ist  in  ihren  Augen  ebenso  ein  Unrecht, 
wie  es  seine  Eroberung  durch  Deutschland  im  Kriege  von 
1870/71  war,  ein  Unrecht,  das  auch  mdht  gedeckt  werden 
kann  durdh  den  Hinweis  auf  die  unbestreitbare  Tatsache, 
daß  die  Annexion  von  1870/71  wider  den  Willen  der  Bevöl- 
kerung erfolgte.  Es  ist  nicht  ohne  weiteres  anzunehmen, 
daß  Wülensnchtungen,  die  in  einer  Bevölkerung  vor  fünf- 
zig Jahren  vorwiegend  waren,  auch  heute  noch  vorwie- 
gend sein  müssen.  Daß  die  Protestbewegung  vor  dem 
Kriege  fast  erloschen  war  und  daß  während  des  Krieges 
sämtliche  aus  Elsaß-Lothringen  gewählten  Abgeordneten 
die  Kriegskredite  bewilligten,  ist  ebenso  wenig  ein  sicherer 
Ausdruck  des  Volkswillens  wie  die  Erklärung,  die  die 
jetzt  zur  französisc!hen  Kammer  gewählten  Deputierten  zu- 
gunsten Frankreichs  abgaben,  es  kann  sich  in  beiden  Fäl- 
len um  eine  bloße  Anpassung  an  die  gegebenen  Macht- 
■  Verhältnisse  handeln.  Eine  unbeeinflußte  Vol'ksabstimmung 
wäre  unter  solchen  Umständen  um  so  notwendiger  gewe- 
sen, als  es  außer  der  einfachen  Entscheidung  für  Deutsch- 
land oder  Franlkreicli  noch  eine  dritte  und  vierte  iVlöglidii- 
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keit  gat):  nämlidi  die  staatliche  Selbständigkeit  oder  den 
Anschluß    an    einen    der    beiden  Staaten    unter  Bedingung  j 
der  vollen  Autonomie  innerhalb  seines  Verbandes. 

Die  Herstellung  der  elsaß-lothringisc'hen  Autonomie  in- 
nerhalb Deutschlands  war  die  gemeinsame  Forderung  der 
deutschen  und  französischen  Sozialisten  vor  dem  Kriege. 


Heute  sollte  die  Herstellung  der  elsaß-Iothringiscihen  j 
Autonomie  innerhalb  Frankreichs  die  gemeinsame  Forde-  1 
rung  der  französischen  und  der  deutschen  Sozialisten  sein,  j 


Die  Deutsclien  haben  das  i'hnen  sprachzugehörige  Volk 
Elsaß-Lothringens  in  fast  fünfzigjähriger  Gemeinschaft  gut 
genug  kennengelernt,  um  vorauszuse'hen,  daß  seine  ein-  i 
fache  Wiedereinordnung  in  das  System  des  französischen  ' 
Staatszentralismus  mit  den  größten  Schwierigkeiten  verbun- 
den wäre.  Zur  Zähigkeit  des  Stammesbewußtseins  tritt 
in  dem  jetzt  gegebenen  Fall  noch  die  Sprachverschieden- 
heit und  die  Gereiztheit  eines  großen  Teils  der  Franzosen  ' 
gegen  jede  deutschsprechende  Bevölkerung;  mag  sie  auch 
jetzt  wieder  durch  ihre  Staatszugehörigkeit  mit  dem  Ver- 
stand und  sogar  mit  dem  Herzen  französisch  geworden 
sein,  so  ist  sie  es  doch  auf  keinen  Fall  mit  der  Zunge.  Ihre 
Sprache  blei'bt  in  den  Ohren  nationalistischer  Franzosen 
die  der  „boches",  und  ihrem  Ohr  sind  hinwiederum  zum 
großen  Teil  die  französischen  Laute  fremd,  was  sie  nacht 
hindert,  Ausdrücke  der  Abneigung  und  der  Gering- 
schätzung, wo  sie  laut  werden,  zu  verstehen  und  bitter  zu 
empfinden. 

Frankreich   darf  sich   darüber   nicht  täuschen,   daß   es 
durch  die  V/iedereinverleibung  Elsaß-Lothringens  aufge- 
hört hat,  ein  rein  französischer  Staat  zu  sein.    Es  umfaßt 
jetzt   auch   eine   deutschsprechende,   an   ihrem   deutschen 
Stammesdialekt  zäh  festhaltende  Bevölkerung.    Der  Ver- 
such, diese  Tatsache  zu  ignorieren  und  die  nur  deutsch 
sprechenden  und  verstehenden  Mitbürger  gewissermaßen 
nur  als  taubstumme  Franzosen  zu  behandeln,  der  Versuch^ 
emer  gewaltsamen  Französierungspolitik  nach  dem  Musterj 
der  früher  betriebenen  preußischen  Eindeutschungspoiitük,; 
wäre  unvereinbar  mit  den  Grundsätzen   der  Demokratie  j 
und  ein  Hoffnungsstrahl  für  den  deutschen  NaLionalismus.j'' 

Gerade  wer  wünscht,  daß  Elsaß- Lothringen  für  alle  Zei- 
ten aufhört,  ein  Streitobjekt  zwischen  Deutschland  und 
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Frankreich  zu  sein,  der  muß  auch  wünscTien,  daß  der  auto- 
nomen Entwicklung  Elsaß-Lothringens  innerhalb  seiner 
wiedergewonnenen  Staatszugehörigkeit  und  der  Aufrecht- 
er'haltung  seiner  kulturellen  Beziehungen  zu  den  deutsch- 
sprechenden Bevölkerungen  anderer  Staaten  kein  Zwang 
angetan  wird.  Wenn  im  Osten  Franikreichs  deutsch 
sprechende  und  französisch  sprechende  Menschen  fried- 
Hc'h  und  als  Bürger  gleichberechtigt  nebeneinander  leben, 
dann  ist  der  beste  Beweis  erbracht,  daß  Deutsche  und 
Franzosen  innerhalb  der  europäischen  Völkergemeinschaft 
das  gleiche  tun  können.  Das  ist  der  Grund,  warum  das 
elsaß-lot'hringische  Problem  uns  deutsche  Sozialdemokra- 
ten zu  interessieren  nicht  aurhört. 

Die  deutsche  Sozialdemokratie  ist  bereit,  dahin  zu  wir- 
ken, daß  das  deutsche  Volk  die  territorialen  Einschrän- 
kungen, denen  es  jetzt  unterliegt,  als  geschichtliche  Tat- 
sachen hinnimmt  und  für  alle  Zeit  auf  jede  Absicht  ver- 
zichtet, sie  mit  denselben  Mitteln  wieder  aufzuheben,  mit 
denen  sie  herbeigefü'hrt  sind.  Der  Grad  des  Widerhalls, 
den  die  sozialistische  Stimme  im  deutschen  Volke  finden 
wird,  hängt  in  ho'hem  Maße  von  der  Behandlung  ab,  die 
den  deutsch  sprechenden  Bevölkerungen,  die  jetzt  den 
Nachbarstaaten  Deutscnlands  eingegliedert  sind,  wider- 
fahren wird. 

Wie  sehr  alle  Gründe  angeblich  historischer  und  ethno- 
graphischer Art  nur  Vorwände  waren,  um  aus  machipoli- 
tischen  Gründen  eine  Verkleinerung  Deutschlands  herbei- 
zuführen, ergibt  sich  am  deutlichsten  aus  jenen  drei  Punk- 
ten der  territorialen  Bedingungen,  die  als  allzu  kraß  ab- 
geändert werden  mußten.  Nach  dem  ursprünglichen  Text 
des  Friedensvertrags  sollte  das  Saarbecken  zu  Frankreich 
kommen,  wenn  Deutschland  die  Saargruben  nach  15  Jah- 
ren nicht  in  Gold  wieder  zurückkaufen  konnte,  und  zwar 
auch  dann,  wenn  sich  die  Bevölkerung  zuvor  für  den 
Wiederanschluß  an  Deutschland  ausgesprochen  haben 
sollte.  In  Nordschleswig  war  eine  dritte  Abstimmungs- 
zone vorgesehen,  die  unzweifelhaft  deutsche  Bevölkerung 
hat,  deren  Aufnahme  in  den  dänischen  Staatsverband  Däne- 
mark ablehnte.  Oberschlesien  schließlich  sollte  ohne  Ab- 
stimmung zu  Polen  geschlagen  werden,  dem  es  im  Laufe 
der  Geschichte  niemals  angehört  hat 
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Diese  Bedingungen  sind  preisgegeben  worden,  di«e  Ab- 
sicht, die  sic'h  in  i'hnen  ausdrückt,  ist  aber  geblieben,  und 
sie  wirkt  sich  in  allen  stehen  gebliebenen  Bestimmungen 
über  Deutschlands  Grenzen  tatkräftig  aus.  Deutschland 
soll  unter  allen  Umständen  an  Volkszahl  geschwächt  wer- 
den, und  es  soll  von  einem  Ring  von  Staaten  umgeben  sein, 
die  alle  in  Gegensatz  zu  ihm  gebracht  und  an  seiner  ge- 
rneinsamen Nicderhaltunig  interessiert  werden  sollen.  Man 
hat  alle  Nachbarn  Deutschlands  auf  Kosten  Deutschlands 
saturiert  und  damit  die  Qeiahr  einer  siebenfachen  deut- 
schen Irredenta  geschaffen. 

Aber  wenn  es  auch  geWngen  sollte,  diese  Gefahr  zu 
überwinden,  so  bleibt  doch  das  Schicksal  der  linksrheini- 
schen Gebiete  eine  unaufhörlich  blutende  Wunde  und  eine 
unerschöpfliche  QueWe  von  Konflikten.  Die  Besetzung 
müßte  als  völlig  sinnlos  erscheinen,  wenn  nicht  Ihr  eigent- 
licher Zweck  aus  dem  französisch-russischen  Geheimver- 
trag  von  1917  bekannt  wäre.  Angeblidh  soll  die  Be- 
seLzung  auf  DeutscJhland  eine  Pression  ausüben,  damit  es 
seine  Verpflichtungen  erfüllt,  aber  auch  der  stärkste  Druck 
kann  die  Erfüllung  unerfüllbarer  Bedingungen  nicht  mög- 
lich machen.  Deutschland  kann  das  dem  Rheinland  dro- 
hende Schicksal  mit  Mitteln  des  Vertrages  nicht  abwen- 
den, und  es  ist  eine  der  widerwärtigsten  Heucheleien  dieses 
Dokuments,  daß  es  eine  vorzeitige  Räumung  des  Gebietes 
verspricht,  falls  Deutschland  seine  sämtlichen  Verpflidh- 
tungen  noch  vor  den  vorgesehenen  Terminen  erfüllt.  In 
Deutschland  empfindet  man  dieses  Versprechen  als  nidits 
anderes  denn  als  eine  rohe  Verhöhnung. 

Solange  in  Frankreich  die  militaristische  Richtung  vor- 
herrschend bleibt,  die  mit  Gewalt  oder  Intrige  die  Durch- 
führung des  Geheimvertrags  von  1917  ertrotzen  will,  bleibt 
Deutschland  nur  der  eine  Trost,  daß  das  Schicksal  der  um- 
strittenen Gebiete  nicht  von  Frankreich  allein,  sondern 
auch  von  den  andern  Alliierten  und  Assoziierten,  beson- 
ders von  England  und  den  Vereinigten  Staaten  abhängt. 
Frankreichs  Hoffnung  ist  dagegen,  daß  sich  England  und 
Amerika  desinteressieren  und  ihm  freie  Hand  links  des 
Rheins  geben  würden.  Das  wäre  dann  das  neue,  größere 
Elsaß-Lothringen,  das  wäre  die  Gewißheit,  daß  das  Ver- 
hältnis zwischen  Deutschland  und  Fraokredoli  auf  die  Dauer 
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vergiftet  bleibt,  und  daß  der  Krieg  von  1914—18  nur  der 
Vorgänger  eines  künftigen  neuen  Krieges  sein  wird,  der 
nadh  unbestimmter  Zeit,  vielleicht  nach  einem  halben  oder 
einem  ganzen  Jahrhundert,  ausbrechen  wird.  Diejenigen 
Franzosen  aber,  die  glauben,  auf  so  lange  Zelträuime  hinaus 
die  militärische  Ueberlegenlieit  ihres  Landes  sichern  zu 
können,  sind  Narren,  die  ans  der  Weltgeschichte  nic'hts 
gelernt  haben. 

Wenn  die  Besetzung  der  linksrlieinisdieTi  Gebiete 
nicht  den  Zweck  hat,  i'hre  Losreißung  von  Deutschland 
yorzubereiten,  dann  hat  sie  über'haupt  keinen  Zweck.  Daß 
sie  den  Zweck  hat,  die  vollständige  Erfüllung  des  Vertrags 
zu  sichern,  ist  eine  Lüge,  denn  jedermann  weiß,  daß  die 
vollständige  Erfüllung  des  Vertrags  eine  UnmögHchkeii  ist. 

Die  Besetzung  der  linksrfieinischen  Gebiete  ist  aber  auch 
eine  Barbarei,,  die  zu  allen  Gesetzen  der  Menschiiclikeit 
in  Widerspruch  steht.  Mehr  als  sechs  Millionen  Menschen 
sind  einer  fremden  SähelherrscJiaft  ausgeliefert,  die  zu 
mildern  oder  gar  zu  beendigen  außerhalb  ihrer  Maclit 
stellt.  Sie  sind  weiter  nichts  als  ein  willenloses  Objekt, 
Faustpfand  und  Geisel  ganz  im  Geiste  des  einstigen  preu- 
ßischen Militarismus.  Sie  sind  in  ihrem  Lande  rechtlos. 
Jedes  Selbstbestimmungsreohts  beraubt,  Sie  haben  keinen 
Einfluß  auf  die  Gesetze  des  Landes,  die  von  den  okkupie- 
remden  Mäditen  auf  dem  Verordrmngswege  erlassen  wer- 
den, Sie  sind  im  Falle  von  Streitigkeiten  mit  dem  fremden 
Militär  der  Gerichtsbarkeit  eben  dieses  Militärs  unterwor- 
fen. Verräterisolie  Elemente,  die  sich  in  den  Dienst  der 
fremden  Macht  begeben,  erwerben  dadurch  Freiheit  vor 
ein'heimischem  Gesetz  und  einlieimischem  Gericht.  Ein- 
Iheimische  Behörden  müssen  tanzen,  wie  die  fremden  MiM- 
tärbefehishaber  pteiien,  und  werden  davongejagt,  wenn  sie 
es  nicht  tun. 

Die  Okkupation  steht  in  schneidendem  Widerspruch  zu 
jenen  14  Punkten  V/ilsons,  die  laut  der  dem  Waffenstill- 
stand vorangegangenen  Abmachung  die  Grundlage  des 
Friedens  bilden  sollten.  Der  durch  sie  geschaffene  Zustand 
ist  eine  Kulturschmach,  die  auf  das  französische,  das  eng- 
lische und  das  amerikanische  Volk  zurückfällt. 

Deutschland  trägt  infolge  dieses  Zustandes  —  nach  sei- 
ner eigenen  Abrüstung  —  ungeheure  Militärlasten,  denn  es 


65 

muß  ja  die  Kosten  der  Besatzung  bezalilen,  seine  Krait 
zur  WiedergLitmachung  wird  um  den  entsprechenden  Be- 
trag geschwächt.  Durch  die  Okkupation  ist  jenes  ver- 
hängnisvolle „Loch  im  Westen"  geschaffen  worden,  das 
Deutschland  der  Herrschaft  über  seine  Zollgrenze  beraubt 
und  es  außerstande  gesetzt  hat,  eine  selbständige  Wirt- 
schaftspolitik zu  treiben. 

Und  vor  allem:  der  im  Westen  geschaffene  Zustand 
trägt  durch  seine  Unklarkeit  und  Zweideutigkeit  den  Keim 
gährender  Unruhe  in  alle  Verhältnisse.  Es  ist  möglich, 
eingetretene  Verluste  zu  verschmerzen,  drohende  bilden 
aber  einen  nie  zu  dämpfenden  Herd  der  Beunruhigung. 
Wie  soll  Ruhe  in  Europa  werden,  wenn  Deutschland  fünf- 
zehn Jahre  und  länger  unter  dem  Druck  des  Argwohns 
icbt,  die  Okkupation  der  Rheinlande  durch  die  Alliierten 
werde  sich  eines  Tages  zu  ihrer  versteckten  Annexion 
durch  Frankreich  gestalten? 

In  der  Rheinlandfrage  verkörpert  sich  heute  der  ewige 
Fluch,  der  auf  Deutschland  und  Frankreich  lastet,  und  das 
ewige  Verhängnis:  die  Idiotie  der  Qeneralspolitik  verhin- 
dert immer  wieder  den  wirklichen  Frieden  und  schafft 
immer  wieder  neue  Kriegsursachen.  Solange  im  Rhein- 
land der  Säbel  regiert,  ist  die  Vernunft  in  ganz  Europa 
entthront,  bleibt  alles  in  Ungewißheit  gestellt,  klingt  das 
Wort  Frieden  wie  Hohn. 


Die  Abrüstung. 

Das  deutsche  Heer  soll  fortan  nicht  mehr  als  7  Infanterle- 
und  3  Kavalleriedivisionen  umfassen,  deren  Gesamtstärke 
100  000  Mann,  einschließlich  der  Offiziere  und  Depots, 
nicht  überschreiten  darf.  Das  Heer  ist  nur  für  die  Erhal- 
tung der  Ordnung  innerhalb  des  deutschen  Gebietes  und 
für  die  Grenzpolizei  bestimmt.  Der  deutsche  Große  Ge- 
neralstab wird  aufgelöst.  Die  Kriegsministerien  der  ver- 
schiedenen deutschen  Staaten  dürfen  m.it  nicht  mehr  als 
300  Offizieren  und  im  Offiziersrang  stehenden  Beamten 
besetzt  sein. 

Zwei  Monate  nach  Inkrafttreten  des  Friedensvertrages 
darf  die  Bewaffnung  des  deutschen  Heeres  nicht   mehr 
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betragen  als  84  000  Gewehre,  18  000  Karabiner,  792  schwere 
Maschinengewehre,  1134  leichte  Maschinengewehre,  63 
mittlere  Minenwerfer,  189  leichte  Minenwerfer,  204  7,7-cm- 
üeschützen  und  84  10,5-cm-Haubitzen  mit  entsprechend 
geringen  Munitionsvorräten.*) 

Die  Anfertigung  von  Waffen,  Munition  und  Kriegsgerät 
aller  Art  darf  nur  in  Werkstätten  und  Fabriken  stattfinden, 
deren  Lage  der  Entente  zur  Qene'limigung  -nitgeteilt 
werden  muß.  Sie  behält  sich  vor,  die  Zahl  der  Werk- 
stätten und  Fabriken  einzuschränken.  Die  außerdem  noch 
vorhandenen  Fabriken  werden  geschlossen,  ebenso  die 
überschießenden  Zeughäuser.  Die  über  die  festgesetzte 
Ziffer  in  Deutschland  vorhandenen  Waffen-  und  Muni- 
tionsbestände sind  innerhalb  zweier  Monate  der  Entente 
zur  Unbrauchbarmachung  auszuliefern,  ebenso  die  zur  An- 
fertigung von  Kriegsgerät  nicht  mehr  erforderlichen  Werk- 
zeuge und  Masc^hinen.  Eine  Ein-  oder  Ausfuhr  von 
Waffen,  Munition  und  Kriegsgerät  aller  Art  wird  Deutsch- 
land ausdrücklich  verboten.  Desgleichen  ist  der  Gebrauch 
von  giftigen  Gasen  und  die  Herstellung  oder  Einfuhr  von 
Panzerwagen,  Tanks  und  ähnlichen  Kriegsmaschinen 
untersagt.    (England  behält  diese  Kriegsmittel  bei.) 

Die  allgemeine  Wehrpflicht  wird  für  Deutschland  abge- 
schafft. Die  deutsche  Armee  darf  nur  auf  dem  Wege 
freiwilliger  Verpflichtung  aufgestellt  und  ergänzt  werden, 
und  zwar  die  Unteroffiziere  und  Mannschaften  mit  einer 
Dienstverpflichtung  für  12  Jahre,  die  Offiziere  für  25  Jahre. 
Militärische  Schulen  dürfen  nur  insoweit  beibehalten 
werden,  als  für  den  Offiziersersatz  erforderlich  sind. 

Die  Unterrichtsanstalten,  Universitäten,  Krieger-, 
Scnützen-,  Sport-  und  Wandervereine  dürfen  sich  nicht  mit 
militärisclien  Fragen  beschäftigen,  keinerlei  Verbindung 
mit  einer  militärischen  Behörde  haben  und  den  Nachwuchs 
nicht  exerzieren  und  im  Gebrauch  der  Kriegswaffen  un- 
terrichten lassen. 


*)  Durch  Beschluß  des  Obersten  Rats  ist  der  Zeitpunkt,  zu 
dem  das  deutsche  Heer  nur  noch  200  000  Mann  haben  darf,  auf 
den  10.  April  1920,  der  Zeitpunkt,  zu  dem  die  Verringerung  bis 
auf  100  000  Mann  durchgeführt  sein  muß,  auf  den  10.  Juli  1920 
(drei  bzw.  fünf  Monate  nach  Inkrafttreten  des  Friedens)  auf- 
geschoben worden. 
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Militärmissionen  in  fremden  Ländern  zu  unteilialten 
ist  Deutschland  verboten.  Ferner  dürfen  Reichsdeutsche 
nicht  in  fremden  Heeren  oder  Flotten  Dienste  nehmen, 
mit  Ausnahme  der  französischen  Fremdenlegion. 

Alle  Festungswerke  und  Landbeiestigungen,  die  auf 
deutschen  Gebieten  westlich  einer  Linie  liegen,  die  50 
Kilometer  östlich  des  Rheines  gezogen  ist,  müssen  abge- 
rüstet und  geschleift  werden.  Neue  Befestigungen  in 
dieser  Zone  zu  errichten,  ist  verboten. 

Die  deutsche  Seemacht  soll  nach  zwei  Monaten  nur  aus 
6  Schlachtschiffen,  6  kleinen  Kreuzern,  12  Zerstörern  und 
12  Torpedobooten  bestehen.  Unterseeboote  zu  halten 
wird  Deutschland  verboten.  Alle  übrigen  Kriegsschiffe 
müssen  ausgeliefert  werden.  Die  Hilfskreuzer  sollen  des- 
armiert  und  wie  Handelsschiffe  behandelt  werden.  Die  im 
Bau  begriffenen  Schiffe  sollen  zerstört  werden;  sie  dürfen 
an  das  Ausland  weder  verkauft  noch  abgetreten  werden. 
Die  Kopfstärke  der  Flotteiibemannung  und  der  Küstenver- 
teidigung darf  einschließlich  der  Offiziere  15  000  Mann 
nicht  überschreiten.  Die  Mannschaft  rekrutiert  sich  zu 
den  gleichen  Bedingungen  wie  beim  Heere  durch  frei- 
willige Werbung.  Offiziere  und  Mannschaften  der  Han- 
delsmarine dürfen  irgendwelche  militärische  Ausbildung 
nicht  erhalten.  Nur  Ersatzbauten  smd  erlaubt.  Schlacht- 
Schiffe  dürfen  nicht  mehr  als  10  000  Tonnen,  Kreuzer  nicht 
mehr  als  6000,  Zerstörer  nicht  mehr  als  800,  Torpedoboote 
nicht  mehr  als  200  Tonnen  haben. 

Die  deutschen  Großfimkstationen  von  Nauen,  Hannover 
und  Berlin  dürfen  in  den  ersten  drei  Monaten  nach  Inkraft- 
treten des  Friedens  ohne  Ermächtigung  der  Alliierten  keine 
Nachrichten  übermitteln,  die  politische,  militärische  oder 
maritime  Fragen  betreffen.  Sie  dürfen  nur  Handelstele- 
gramme übermitteln,  und  auch  diese  nur  unter  der  Kon- 
trolle der  Entente.  Während  dieser  Frist  darf  Deutschland 
keine  weiteren  drahtlosen  Qroßstationen  errichten. 

Militärische  und  maritime  Luftstreitkräfte  darf  Deutsch- 
land fortan  nicht  mehr  unterhalten.  Nur  100  Wasserflug- 
zeuge zur  Aufsuchung  von  Unterseeminen  können  bis  zum 
1.  Oktober  1919  verwendet  werden.  Das  ganze  militä- 
rische und  maritime  Luftfahrzeugmaterial  ist  der  Entente 
auszuliefern,    darunter    alle   Luftschiffhallen,    Bordinstru- 
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mente  u.  dergl.  Bis  zur  völligen  Räumung  des  deutschen 
Gebietes  durch  die  Truppen  der  Entente  haben  deren  Luft- 
fahrzeuge in  Deutschland  Durchflugs-  und  Landungs- 
freiheit. 

Interalliierte  Überwachungskommissionen,  die  die 
Durchführung  dieser  Bestimmungen  kontrollieren  sollen, 
werden  von  der  Entente  eingesetzt.  Die  deutsche  Re- 
gierung trägt  die  Kosten  und  hat  ihnen  alle  amtlichen  Be- 
lege zu  liefern,  die  sie  zur  Erledigung  ihrer  Aufgabe  für 
nötig  halten. 

Von  allen  Bestimmungen  des  Friedensvertrags  sind  die 
über  die  A'.rüsrung  dieienigen,  die  in  Deutschland  am 
wenigsten  grundsätzlichen  Widerspruch  erfahren.  Die 
deutsche  Friedensdelegation  hat  sogar  ihre  Bereitschaft 
erklärt,  die  Deutschland  zugestandene  kleine  Kriegsflotte 
gleichialls  aufzugeben,  wenn  auf  anderem  Gebiete  Er- 
leichterungen gewährt  würden;  die  Alliierten  haben  .'edoch 
vcn  diesem  Angebot  keinen  Gebrauch  gemacht. 

Die  Alliierten  haben  den  doppelten  Fehler  begangen,  die 
Abrüstunv?  nicht  in  allen  Ländern  in  gleichem  Schritt  Jurch- 
ziiffihren  und  Deutschland  nicht  einmal  die  Truppen  zu 
belassen,  die  es  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  im 
Lande  braucht.  Dadurch  erscheint  der  Frieden  auch  im 
Punkt  der  Abrüstung  als  ein  Diktatfrieden  und  als  solcher 
als  eine  moralische  Unterstützung  des  Militarismus.  In- 
dem die  Gegner  zwar  den  geschlagenen  Staat  zwingen, 
seine  Waffen  niederzulegen,  selber  aber  ihre  Rüstung  bei- 
behalten, machen  sie  es  den  deutschen  Anhängern  der  Ab- 
rüstung wirklich  sehr  schwer,  die  Theorie  Bernhardis  za 
widerlegen,  wonach  Wo'hlstand.  Ehre,  Kultur  eines  Volkes, 
kurz  sein  Alles,  von  seiner  militärischen  Macht  abhängt. 
Sie  selber  handeln  ja  nac'h  dieser  Theorie.  Es  war  kein 
Deutscher,  sondern  der  Holländer  Troelstra,  der  die  Be- 
merkung machte,  der  Militarismus  sei  durch  diesen  Krieg 
nicht  zerschmettert,  er  habe  seinen  Sitz  nur  von  Berlin 
nach  Paris  verlegt. 

Dazu  kommt,  daß  der  Frieden  von  Versailles  nur  den 
alliierten  und  assoziierten  Staaten  die  Unversehrtheit  ihrer 
Grenzen  garantiert,  eine  solche  Garantie  für  Deutschland 
aber  nicht  ausgesprochen  wird.  Dazu  kommt  die  peinliche 
Kontrolle  der  deutschen  Abrüstung  durch  die  Kommissio- 
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iien  der  Entente.  Kein  Wunder,  daß  die  "deutscTie  Natio- 
nalistenpresse das  Wort:  „Wehrlos  —  ehrlos!"  in  allen 
Tonarten  variiert.  Die  militaristische  Presse  des  Auslan- 
des greift  jedes  Zeichen  dafür,  daß  der  militaristische  Geist 
in  Deutschland  noch  nicht  erstorben  ist,  mit  Begierde  auf. 
Sie  übertreibt  dabei,  vor  allem  aber  übersieht  sie,  daß  es 
die  Friedenspolitik  der  Alliierten  selber  ist,  die  in 
versinkende  Gluten  des  deutschen  Militarismus  immer 
von  neuem  mit  vollen  Backen  hineinbläst.  Sie  hat  es  den 
deutschen  Militaristen  allzu  leicht  gemacht,  anschauliche 
Gründe  dafür  zu  erbringen,  daß  sich  ein  Volk  nur  durch  dio 
militärische  Kraft  vor  entwürdigender  Behandlung  schützen 
kann. 

Daß  Deutschland  vor  dem  Kriege  das  typlscTie  Land  des 
Militarismus  war,  liegt  nicht  etwa  daran,  daß  es  sich  phy- 
sisch mehr  auf  die  bewaffnete  Macht  konzentrierte  als  die 
übrigen  großen  Staaten  der  damaligen  Welt.  Die  Aus- 
gaben für  Heer  und  Flotte  betrugen  i.  J.  1911  in: 

England 1453Mill.Mk.,p.Kopfd.Bevölkerung  32,— Mk. 

Frankreich  .  .  .  1051    „«„«,♦  m  26,50    „ 

Rußland 1286    „       „    „     »    „  »  8.50    „ 

Deutschland   .  .  1260    „       „    „      „    „  ,,  19,20    „ 

Oesterr.-Ungarn    509    „       „    „     „    „  „  10,50    „ 

Italien 473    „       „    „     „    „  „  13,50   „ 

Was  den  typischen  deutschen  Militarismus  ausmachte, 
das  war  der  durch  den  Sieg  von  1870'71  genä'hrte  Glaube 
an  die  Allmacht  der  Gewalt  und  der  verfassungsmäßige 
Zustand  des  Landes,  nach  dem  der  Kaiser,  der  „oberste 
Kriegsherr",  als  die  alleingebietende  Mac^ht  erschien.  Der 
Offiziersstand  war  der  erste  Stand  im  Staate,  alle  bürger- 
lichen Autoritäten  ordneten  sich  den  militärischen  unter. 
Es  war  ein  ähnlicher  Zustand  wie  jener,  der  im  Frankreich 
des  dritten  Napoleon  die  Federn  Victor  Hugos  und  Henri 
Rocheforts,  die  Zeichenstifte  Honore  Danmiers  und  Andre 
Gills  in  Bewegung  setzte.  Man  sollte  im  Ausland  nicht 
vergessen,  daß  die  deutschen  Sozialdemokraten  vor  dem 
Kriege  im  Kampfe  gegen  diesen  Militarismus  ihren  Mann 
gestanden  haben,  und  man  soll  nicht  glauben,  daß  sie  ihren 
grundsätzlichen  Standpunkt  aufgegeben  haben,  weil  sie  im 
Weltkrieg  dieselbe  Haltung  einnahmen,  wie  die  französi- 
schen Sozialisten  im  Krieg  von  1870/71. 
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Die  Sozialdemokratie  liat  im  Kriege  den  Kampf  gegen 
den  Militarismus  fortgesetzt,  indem  sie  gegen  seine  ali- 
beherrschende Gewalt  die  Zivilgewait  ausspielte  und  nac'h 
Kräften  zu  stärken  suchte.  Wenn  sie  augenscheinlich  die 
Regierung  stützte,  so  bemerkte  das  Ausland  nicht,  konnte 
es  nicht  bemerken,  daß  sie  die  Regierung  gegen  den  Qene- 
ralstab  stützte.  Erst  in  den  Sitzungen  der  parlamentari- 
schen Untersucliungskommission  der  deutschen  Natio- 
nalversammlung ist  der  ausländischen  und  selbst  der  deut- 
schen Oeffentlichkeit  bekannt  geworden,  welcher  zähe  un- 
terirdische Kampf  zwischen  Bethmann  auf  der  einen  Seite, 
Ludendorff  und  Tirpitz  auf  der  anderen  Seite  geführt 
wurde.  Es  war  ein  selbstverständliches  Gebot  der  Taktik, 
daß  die  Sozialdemokratie  in  diesem  Kampf  nicht  gleich- 
gültig bheb,  sondern  die  Ansprüche  des  Militarismus  auf 
Alleinherrschaft  bekämpfte,  indem  sie  deren  Gegenspieler, 
die  Zivilgewalt,  unterstützte.  Sie  unterstrich  durch  Beifall 
und  Wiederholung  das  Wort  Bethmanns  vom  4.  August 
1914  von  dem  Unrecht,  das  an  Belgien  begangen  worden 
sei  und  das  wieder  gutgemacht  werden  müsse  —  ein  Wort, 
das  den  heftigsten  Zorn  der  Alldeutschen  erregte  —  sie 
erhob  beim  Reichskanzler  Vorstellungen  gegen  Ausschrei- 
tungen der  Kriegführung,  die  ihr  bekannt  wurden,  bev.'irkte 
das  Aufhören  der  belgischen  Deportationen,  setzte  sich  für 
eine  gute  Behandlung  der  Kriegsgefangenen  ein  usw..  Der 
leitende  Gedanke  für  den  größten  Teil  der  Partei  war  der, 
daß  d^e  Sache  der  Landesverteidigung  von  der  des  Milita- 
rismus und  Annexionismus  getrennt  werden  müsse,  und 
daß  die  Arbeiterklasse  nur  dann  den  Kampf  gegen  die  mili- 
taristische Reaktion  mit  Aussicht  auf  Erfolg  aufnehmen 
könne,  wenn  sie  sic'h  nicht  dem  Vorwurf  aussetzte,  im 
Kampf  um  die  Sache  des  Volkes  selbst  beiseite  gestanden 
zu  haben. 

Solche  Gedankengänge  mögen  manchen  auslandischen 
Sozialisten  als  fehlerhaft  und  taktisch  superklug  erscheinen, 
man  sollte  aber  nicht  daran  zweifeln,  daß  diejenigen,  die 
sie  hegten,  es  ehrlic'h  m,it  ihnen  meinten. 

Die  Sozialdemokratie  hatte  stets  die  Unterordnung  der 
Militärgewalt  unter  die  Zivilgewalt  gefordert,  aber  diese 
Forderung  blieb  unerfüllbar,  solange  die  Zivilgewalt  nichts 
anderes  als  eine  Puppe  war,  die  sich  an  den  Fäden  des 
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„obersten  Kriegsherrn"  bewegte.  Voraussetzung  war  die 
Entstehung  einer  Zivilgewalt,  die  sich,  unabhängig  vorn 
Thron,  aus  dem  Volk  oder  seiner  Vertretung  selber  her- 
ausbildete. Diese  Voraussetzung  war  erst  im  Oktober  1918 
erfüllt,  als.  noch  vor  der  Revolution,  das  erste  parlamen- 
tarische Kabinett  entstand  und  die  Sozialdemokratie  an 
semer  Bildung  teilnahm.  Sie  stellte  dabei  die  Bedingung, 
daß  die  Militürgewalt  der  Zivilgewalt  unterstellt  werden 
müsse,  und  setzte  nun  ihre  Forderung  glatt  durch. 

Nach  Artikel  47  der  republikanisc^hen  Verfassung  vom 
II.  August  1919  hat  der  Reichspräsident  den  Oberbefehl 
über  die  gesamte  Wehrmacht  des  Reiches.  Er  übt  seine 
Befugnisse  durch  den  Reichswehrminister  aus,  der  als  Mit- 
glied der  Reiclisregierung  nur  so  lange  im  Amte  bleiben 
kann,  als  er  das  Vertrauen  der  Volksvertretung  genießt. 
So  ist  das  alte  System  des  Militarismus  völlig  zerstört, 
und  nur  sein  Geist  lebt  noch  fort  m  einem  Teil  der  Bevöl- 
kerung, namentlich  des  Offizierkorps.  Auch  hier  zeigt  sich 
eine  ähnliche  Erscheinung  wie  in  Frankreich  nach  dem 
Kriege  von  1870  71,  man  muß  nur  an  Boulanger  und  den 
Dreyfusskandal  erinnern,  um  die  Aehnlichkeiten  aufzu- 
decken. Wie  einst  die  französischen  Sozialisten  und  Ra- 
dihaien, hat  die  deutsche  Sozialdemokratie  den  Kampf 
gegen  jede  Art  von  Neumilitarismus  auf  ihre  Fahne  ge- 
schrieben, und  sie  hofft,  die  Revenants,  die  Gespenster 
der  Kaiserzeit,  rascher  beschwören  zu  können,  sie  könnte 
es  gewiß,  wenn  nicht  der  in  Deutschland  erschlagene  Mi- 
litarismus in  andern  Ländern  seine  fröhliche  Auferstehung 
feierte. 

Noske,  den  der  Kapp-Putsch  stürzte,  lebte  der  Ueber- 
zeugung,  daß  das  Volk  nur  unter  demokratischen  Regie- 
rungformen bestehen  könne,  daß  das  erschöpfte  Land  der 
Ordnung  bedürfe  und  daß  die  Ziele  des  Sozialismus  nur 
durch  Mehrheitsmacht  auf  dem  Wege  der  Reformen  zu 
erreichen  sind.  Schon  vor  dem  Kriege  gehörte  er  zu  den 
Reformisten  der  Partei.  In  allen  Versuchen,  die  Demo- 
kratie durch  eine  terroristische  Dil^tatur  des  Proletariats 
zu  ersetzen,  die  notwendigen  Uebergangsstadien  vom  Ka- 
pitalismus zum  Sozialismus  zu  überspringen  und  den  Wie- 
deraufbau des  Wirtschaftslebens  zu  stören,  sieht  er  eine 
Lebensgefahr  für  das  arbeitende  Volk  und  für  die  Sache 
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des  Sozialismus.  Diese  Ueberzeugung,  die  die  sozialdemo- 
kratische Partei  mit  rhm  teilt,  hat  ihn  dazu  geführt,  im 
Kampfe  gegen  dro'hende  Gefahren  Mittel  anzuwenden, 
deren  Anwendung  nur  durch  die  äußerste  Not  gerechtfertigt 
werden  kann.  Aber  d'ese  Not  lag  vor  —  das  Ausland  hat 
leicht,  gute  Lehren  zu  geben!  Im  Kampf  gegen  den  un- 
sinnigen Versuch  einer  Minderheit,  sich  gewaltsam  der 
Staatsgewalt  zu  bemächtigen,  sind  leider  von  einer  kriegs- 
verrohten Soldateska  einzelne  blutige  Ausschreitungen  be- 
gangen worden,  die  jeder  deutsche  Sozialdemokrat  beklagt 
und  verabscheut,  der  Kampf  selbst  war  nicht  zu  vermeiden, 
und  die  grundsätzliche  Stellung  der  Sozialdemokratie  muß 
von  jedem  gebilligt  werden,  der  meint,  daß  Sozialismus 
nicht  Anarchie,  sondern  eine  bessere  Ordnung  ist. 

Der  Putsch  der  Kapp  und  Lüitwitz  hat  gezeigt,  daß  die 
Gefahr  der  militaristischen  Gegenrevolution  größer  war, 
als  No.^ke  zugeben  wollte.  In  diesem  Verkennen  liegt  sein 
Fehler.  Aber  daneben  darf  zweierlei  nicht  übersehen  wer- 
den: erstens  einmal,  daß  die  äußerste  Linke  der  Arbeiter- 
bewegung durch  ihre  unüberlegten  Gewaltvorstöße  gerade- 
zu zum  Gelegenheitsmacher  der  Reaktion  geworden  ist, 
und  zweitens,  daß  die  Entente  durch  den  auf  Deutschland 
ausgeübten  Zwang,  seine  gewaltige  Volksarmee  binnen  kür- 
zester Zeit  in  ein  kleines  Söldnerheer  umzuwandeln,  die 
Vorbedingungen  für  Soldatenaufstände  geradezu  geschaffen 
ha^  Den  Häuptern  des  Militärputsches  ist  es  nur  deshalb 
gelungen,  die  in  Döberitz  liegenden  Truppen  zur  Meuterei 
zu  »verleiten,  weil  diese  unmittelbar  vor  der  Auflösung  stan- 
den. Naturgemäß  sind  es  nicht  immer  die  besten  Elemente 
der  Vol'ksheere,  die  sich  nach  vierjährigem  Krieg  bereit 
zeigen,  den  Soldatenrock  als  Söldner  weiterzutragen. 
Fühlen  sich  dann  diese  Söldner  in  ihrer  Existenz  bedroht, 
so  ergibt  sich  daraus  ganz  von  selbst  die  Neigung  zu  Wider- 
setzlichkeiten und  Ausschreitungen.  Für  die  Gegner  der 
Unterzeidinung  des  Friedensvertrags  war  es  ein  Haupt- 
argument, daß  die  von  der  Entente  erzwungene  Art  der 
Demobilisierung  notwendigerweise  zu  •  Militäraufständen 
führen  müsse  —  diese  Prophezeiung  hat  sich  jetzt  auch  am 
Kapp-Putsch  bewahrheitet.  Deutschand  .wird  aufatmen, 
wenn  der  vorgeschriebene  Stand  von  100  000  Mann  ohne 
weitere  Störungen  erreicht  sein  und  das  Söldnerheer  eine 
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Gestalt  bekommen  liaben  wird,  in  der  es  nic'ht  melir  eine 
Gefahr  für  die  Republik  ist. 

In  diesem  Zusammenhang  können  einige  Worte  der 
Kritik  an  der  Taktik  der  Mehrheit  der  französischen  So- 
zialisten nicht  unterdrückt  werden.  Die  französischen  So- 
zialisten wünschen  die  vollkommenste  Abrüstung  Deutsch- 
lands, um  alle  Gegengründe  gegen  die  Abrüstung  Frank- 
reichs, die  sie  fordern,  zu  beseitigen.  Diese  Absicht  ist 
verständlich.  Sie  handeln  aber  ihrer  Absicht  entgegen, 
wenn  sie  in  den  inneren  Kämpfen  der  deutschen  Arbeiter- 
schaft leidenschaftlich  Partei  ergreifen  und  die  deutsche 
Minderlieit  in  ihren  unlogischen  Versuchen,  Deutschland 
mit  Gewalt  den  Sozialismus  aufzuoktroyieren,  moralisch 
unterstützen.  Sie  vvürden  —  so  meint  man  wenigstens  in 
der  deutschen  Sozialdemokratie  —  der  deutschen  Arbeiter- 
klasse und  der  Sache  des  Sozialismus  viel  besser  dienen, 
wenn  sie  eine  mehr  vermittelnde  und  mäßigende  Haltung 
einnehmen  wollten.  Jean  James,  den  die  deutsche  Sozial- 
demokratie nicht  zu  den  Toten,  sondern  zu  den  ewig  Le- 
bendigen zählt,  war  doch  sicher  kein  Anhänger  einer  ter- 
roristischen Diktatur  des  Proletariats,  er  suchte  gewiß  den 
Weg  zum  Sozialismus  nicht  über  die  Trümmer  der  Demo- 
kratie. Dieser  große  Sozialist,  der  die  Liebe  zur  ganzen 
Menschheit  in  seinem  Herzen  trug  und  alle  blutige  Gewalt 
verabscheute,  soll  nicht  als  Kronzeuge  für  die  Taktik  der 
deutschen  Sozialdemokratie  zitiert  werden  —  diese  Absicht 
besteht  nicht,  und  es  bedarf  dagegen  keiner  Proteste. 
Jaures  war  nicht  vom  Schicksal  dazu  verdammt,  die  Re- 
gierung über  ein  geschlagenes,  aus  dem  Gleichgewicht  ge- 
ratenes und  wider  sich  selber  rasendes  Volk  übernehmen 
zu  müssen,  imbefleckt  vom  Gebrauch  physischer  Gewalt 
konnte  er  als  ein  Reiner  sterben.  Aber,  hätte  sich  sein 
milder  Sinn  auch  gegen  manche  Maßnahme  der  deutschen 
Regierung  und  noch  mehr  gegen  die  von  ihr  nicht  gewoll- 
ten, diese  Maßnahmen  begleitenden  Ausschreitungen  em^ 
pört,  sein  Gerechtigkeitsgefühl  hätte  nicht  für  eine  Minder- 
heit Partei  genommen,  die  einem  freien  Volk  ihren  Willen 
aufzwingen  will,  und  so  hätte  seine  große  internationale 
Autorität  manches  Unheil  verhüten  können. 

Wenn    die    französischen     Sozialisten    die    Abrüstung 
Deutschlands  wollen,  und  wenn  sie  wollen,  daß  ihre  Absicht 
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in  Deutschland  nicht  mißverstanden  wird,  so  müssen  sie 
den  Anschein  vermeiden,  als  ob  sie  den  Sieg  ihres  Landes 
dazu  ausnützen  wollten,  um  die  deutsche  Demokratie  zur 
Entwaffnung  zu  zwingen  und  den  Sieg  einer  gewaltsam 
vorgehenden  Minderheit  im  Bürgerkrieg  herbeizuführen. 
Diese  Auffassung  mag  auf  einem  Mißverständnis  beruhen, 
das  aber  in  Deutschland  stark  verbreitet  ist.  Es  zu  zer- 
streuen, ist  notwendig,  denn  wie  soll  die  Verständigung  der 
Völker  miteinander  Zustandekommen,  wenn  nicht  die  So- 
zialisten mit  ihr  beginnen? 


Auslieferung  der  Kriegsverbrecher. 

De:  VII.  Teil  des  Dokuments  von  Versailles  enthält 
,^trafbestimmungen"  gegen  einzelne  Personen.  Wilhelm  U. 
soll  nach  Art.  227  von  Holland  ausgeliefert  und  wegen 
schwerster  Verletzung  der  internationalen  Moral  und  der 
Heiligkeit  der  Verträge  vor  einen  amerikanisch-englisch- 
französisch-italienischen Gerichtshof  gestellt  werden.  Die 
beiden  folgenden  Artikel  besagen: 

Die  deutsche  Regierung  räumt  den  alliierten  und  assoziierten 
Mächten  die  Befugnis  ein,  die  wegen  eines  Verstoßes  gegen  die 
Gesetze  und  Gebräuche  des  Krieges  angeklagten  Personen  vor 
ihre  Militärgerichte  zu  ziehen.  Werden  sie  schuldig  befunden, 
so  finden  die  gesetzlich  vorgesehenen  Strafen  auf  sie  Anwen- 
dung. Diese  Bestimmung  greift  ohne  Rücksicht  auf  e'n  etwaiges 
Verfahren  oder  eine  etwaige  Verfolgung  vor  einem  Gerichte 
Deutschlands  oder  seiner  Verbündeten  Platz. 

Die  deutsche  Regierung  hat  den  alliierten  und  assoziierten 
Mächten  oder  derjenigen  Macht  von  ihnen,  die  einen  ent- 
sprechenden Antrag  stellt,  alle  Personen  auszuliefern,  die  ihr 
auf  Grund  der  Anklage,  sich  gegen  die  Gesetze  und  Gebräuche 
des  Krieges  vergangen  zu  haben,  sei  es  namentlich,  sei  es  nach 
ihrem  Dienstgrade  oder  nach  der  ihnen  von  den  deutschen 
Behörden  übertragenen  Dienststellung  oder  sonstigen  Verwen- 
dung bezeichnet  werden. 

Sind  die  strafbaren  Handlungen  gegen  Staatsangehörige  einer 
der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  begangen,  so  werden  die 
Täter  vor  die  Militärgerichte  dieser  Macht  gestellt. 

Diese  „Strafbestimmungen"  haben  sich  als  praktisch 
unausführbar  erwiesen  und  auf  ihre  Durchführung  ist  daher 
bis  auf  weiteres  verzichtet  worden.   Holland  will  nicht  aus- 
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liefern,  Deutschland  könnte  es  nicht,  selbst  wenn  es  wollte. 
Die  Entente  hat  sich  damit  einverstanden  erklärt,  daß 
gegen  die  in  ihrer  Anslieierungsliste  verzeichneten  Personen 
in  einem  deutschen  reiciisgerichtlichen  Verfahi^a  vorgegan- 
gen wird;  sie  behält  sich  vor,  auf  das  Auslicferungsbegeh- 
ren  zuriickzu'kommen,  falls  ihr  die  Urteile  nicht  genügen. 

Die  Geschichte  der  „Strafbestimmungen"  gehört  zu 
den  größten  Unbegreiflichkeiten  des  ganzen  Friedensver- 
trages. Sie  wären  in  ihn  gewiß  nicht  aufgenommen  worden, 
wenn  man  das  jetzt  eingetretene  Eigebnis  vorausgesehen 
hätte.  Die  allmächtigen  Sieger  sehen  sich  genötigt,  dem 
kleinen  Holland  und  dem  wehrlosen,  geschlagenen  Deutsch- 
land gegenüber  auf  Forderungen  zu  verzichten,  die  sie  noch 
bis  vor  kurzem  mit  der  allergrößten  Energie  vertreten 
hatten.  Sie  haben  erkennen  müssen,  daß  sie  hier  vor  Hin- 
dernissen stehen,  die  mit  Gewalt  nicht  zu  überwinden  sind. 
So  sehr  diese  Erkenntnis  sie  ehri  und  so  sehr  sie  zu  loben 
sind,  daß  sie  nicht  handelten  wie  Xerxes,  der  das  Meer 
peitschen  ließ,  weil  es  ihm  nicht  gehorchte,  so  sehr  sind 
sie  zu  tadeln,  daß  sie  nicht  schon  früher  in  ihren  Forde- 
rungen Mögliches  und  Unmögliches  zu  sondern  ver- 
standen. Darf  man  bei  der  Abfassung  eines  Werkes,  wie 
es  dieses  Friedensdokument  ist  oder  wenigstens  sein  sollte, 
mit  solcher  hitzköpfigen  Unüberlegtheit  vorgehen,  wie  das 
hier  offensichtlich  der  Fall  gewesen  ist? 

Diese  Unüberlegtheit,  die  an  der  Wiege  der  Strafbe- 
stimmungen stand,  hat  auch  den  Versuch  ihrer  Ausführung 
begleitet.  Man  hat  die  Auslieferung  von  Persönlichkeiten 
verlangt,  deren  Tod  von  allen  Zeitungen  der  Welt  gemeldet 
worden  war,  und  von  andern,  deren  Verurteilung  nach 
keinem  Gesetz  der  Welt  möglich  ist.  Man  hat  Personen 
auf  die  Liste  gestellt,  die  in  Deutschland  als  fanatische 
Pazifisten  bekannt  sind,  die  während  des  Krieges  mit  ihren 
Sympathien  auf  selten  der  Entente  standen  und  deren  Un- 
schuld so  zweifellos  feststeht,  daß  die  Forderung  ihrer  Aus- 
lieferung nur  sturmische  Heiterkeit  hervorrufen  konnte. 
Man  hat  Personen,  deren  Auslieferung  man  verlangt,  so 
ungenau  bezeichnet,  daß  auch  ein  ganzes  Regiment  von 
Sherlock  Holmes  sie  niemals  ausfindig  machen  könnte. 
Daneben  stehen  auf  der  Liste  natürlich  auch  genau  be- 
zeichnete   Schwerverbrecher,   deren    strenge    Bestrafimg 
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durcli  das  Reichsgericht  von  dem  anständigen  Teil  des 
deutsciien  Volkes  —  und  das  ist  immer  noch  die  erdrük- 
kende  Mehrheit  —  dringend  gewünscht  wird.  Niemand 
wird  die  Bestialitäten,  die  während  des  Krieges  auf  beiden 
Seiten  verübt  wurden,  entschuldigen. 

Durch  das  Vorgehen  der  Entente  ist  nichts  erreictit 
worden  als  eine  Verschärfung  der  nationalistischen  Stim- 
mung in  Deutschland.  Sie  hätte  verhängnisvoll  werden 
können,  wenn  nicht  noch  gerade  im  letzten  Augenbliclc 
gebremst  worden  wäre.  Das  republikanische  Deutschland 
atmet  auf  angesichts  der  Tatsache,  daß  diejenigen,  die  sich 
die  Verachtung  des  Volkes  verdient  haben,  ohne  die  Mär- 
tyrerkrone bleiben,  die  die  Entente  ihnen  zugedacht  hatte. 
Zu  seinem  Glück  haben  sic:h  auch  die  bedrohten  Herr- 
schaften während  der  Auslieferungskrise  so  jämmerlich 
betragen,  daß  ihr  Ansehen  nur  noch  tiefer  sinken  konnte. 
Ein  einziger  hat  sich  ohne  Umschweife  bereit  erklärt, 
seinem  Volke  durch  freiwillige  Stellung  die  ihm  drohenden 
Nöte  zu  ersparen,  und  dieser  einzige  war  ein  Sozialdemo- 
krat, der  frühere  bayerische  Minister  Ehrhard  Äiier,  der 
auf  der  Liste  zu  stehen  glaubte,  in  Wirklichkeit  aber  gar 
nicht  auf  ihr  stand.  Der  preußische  Exkronprinz  m.achte 
nur  einen  tragikomischen,  vorsichtig  verklausulierten  Ver- 
such, ihn  nachzuahmen,  stieß  aber  dabei  auf  die  unüber- 
steigbare  Schranke  eines  väterlichen  Verbots.  Inzwischen 
hatte  der  Qeneral  Ludendorff,  der  bei  Ausbruch  der  Revo- 
lution nach  Schweden  geflüchtet,  aber  längst  wieder  von 
dort  zurückgekehrt  war,  eine  förmliche  Organisation  der 
Drückeberger  gegründet.  Die  Herren  waren  entschlossen, 
lieber  das  deutsche  Volk  noch  einmal  bluten  zu  lassen,  als 
ihre  bequeme  Sicherheit  aufzugeben. 

So  ist  die  Geschichte  der  „Strafbestimmungen"  zu 
einer  dopelten  Bramarbas-Komödie  geworden,  man  hat 
sich  blamiert  hüben  wie  drüben.  Der  ernste  Kern  wurde 
in  der  tollsten  Weise  travestiert,  und  es  muß  die  Aufgabe 
ues  deutschen  Reichsgerichts  sein,  wieder  dem  Ernst  der 
Sache  und  der  Würde  des  Rechts  zur  Geltung  zu  verhelfen. 
Man  wird  sich  dabei  im  Auslande  freilich  dessen  bewußt 
bleiben  müssen,  daß  die  deutsche  Regierung  zwar  die  Ein- 
leitung von  Verfahren  anordnen,  aber  in  fhnen  nicht  ent- 
scheiden kann. 
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Die  Kriegsentschädigung. 

Unter  dem  Namen  der  Wiedergutmachung  fordern  die 
alliierten  und  assoziierten  Regierungen  von  Deutschland 
eine  Summe  von  noch  unbestimmter  Höhe  (Teil  VIII). 
Durch  Art.  231  des  Vertrags  hat  sich  Deutschland  verant- 
wortlich erklären  müssen  für  alle  Verluste  und  Schäden, 
'die  die  gegnerischen  Regierungen  und  ihre  Staatsangehö- 
rigen durch  den  Krieg  erlitten  haben.  Es  wird  jedoch  zu- 
gegeben, „daß  die  Hilfsmittel   Deutschlands nicht 

ausreichen,  um  die  volle  Wiedergutmachung  aller  dieser 
Verluste  und  Schäden  zu  gewährleisten.  Deutschland  wird 
daher  „nur"  zur  Bezahlung  folgender  Schäden  verpflichtet: 

1.  Schäden,  die,  wo  auch  immer  es  sei.  Zivilpersonen  an 
ihrer  Person  oder  ihrem  Leben  und  den  ihnen  gegenüber 
unterhaltsberechtigten  Hinterbliebenen  durch  irgendwelche 
Kriegshandlungen,  einschließlich  der  Bombardements  und 
sonstiger  Land-,  See-  und  Luftangriffe,  sowie  durch  die 
unmittelbaren  Folgen  dieser  Kriegshandlungen  oder  die 
Folgen  irgendwelcher  Kriegsoperationen  der  beiden  krieg- 
führenden Gruppen  zugefügt  worden  sind. 

2.  Schäden,  die,  wo  immer  es  sei,  von  Deutschland  oder 
seinen  Verbündeten  Zivilpersonen  oder  den  ihnen  gegen- 
über unlerhaltsbcrechtigten  Hinterbliebenen  durch  Grau- 
samkeiten, Gewalttätigkeiten  oder  Mißhandlungen  zuge- 
fügt sind.  Darunter  fällt  auch  Schädigung  an  Leben  oder 
Gesundheit  infolge  von  Gefangensetzung,  Verschickung, 
Internierung,  Abschiebung,  Aussetzung  auf  See  und 
Zwangsarbeit 

3.  Schäden,  die  von  Deutschland  oder  seinen  Verbün- 
deten auf  eigenem  Gebiet  oder  im  besetzten  und  mit  Krieg 
überzogenen  Gebiet  Zivilpersonen  oder  den  ihnen  gegen- 
über unterhaltsberechtigten  Hinterbliebenen  durch  Ver- 
letzung von  Gesundheit,  Arbeitsfähigkeit  oder  Ehre  zuge- 
fügt sind. 

4.  Schäden  aus  jeder  Art  schlechter  Behandlimg  von 
Kriegsgefangenen, 

5.  Ais  Schaden,  der  den  Völkern  der  alliierten  und  asso- 
ziierten Mächte  zugefügt  ist,  alle  Pensionen  und  gleich- 
artigen Vergütungen  an  die  militärischen  Opfer  des  Krieges 
(Landheer,   Manne   und   Luftstreitkräfte),    Verstümmelte, 
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Vernrnndete,  Kranke  oder  Invalide  und  an  Personen,  deren 
Ernährer  diese  Opfer  waren;  als  Betrag  dieser  den  alli- 
ierten und  assoziierten  Regierungen  geschuldeten  Summen 
kommt  für  jede  dieser  Regierungen  der  kapitalisierte  Wert 
der  bezeichneten  Pensionen  und  Vergütungen  in  Anschlag. 
Bei  der  Umrechnung  auf  den  Kapitalwert  werden  der 
Zeitpunkt  des  Inkrafttretens  des  gegenwärtigen  Vertrages, 
und  die  in  Frankreich  zu  diesem  Zeitpunkt  geltenden  Ta- 
rife zugrunde  gelegt. 

6.  Die  Kosten  der  Unterstützung,  die  von  den  Regie- 
rungen der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  den  Kriegs- 
gefangenen, ihren  Familien  und  den  Personen,  deren  Er- 
nährer sie  waren,  gewährt  worden  ist. 

7.  Die  Zuwendungen  der  Regierungen  der  alliierten  und 
assoziierten  Mächte  an  die  Familien  der  Mobilisierten  und 
aller  im  Heer  Gedienten  und  an  die  ihnen  gegenüber  unter- 
haltsberechtigten  Personen;  der  Betrag  der  ihnen  für  jedes 
Jahr  der  Dauer  der  Feindseligkeiten  zustehenden  Summen 
wird  für  jede  der  genannten  Regierungen  auf  der  Grund- 
lage des  in  Frankreich  in  dem  betreffenden  Jahre  für  Zah- 
lungen dieser  Art  geltenden  Durchschnittstarif  errechnet. 

8.  Die  den  Zivilpersonen  von  Deutschland  oder  seinen 
Verbündeten  durch  Heranziehung  zur  Arbeit  ohne  ange- 
messene Vergütung  zugefügten  Schäden. 

9.  Schäden  an  allem  Eigentum,  gleichviel  wo  belegen,  das 
einer  der  alliierten  oder  assoziierten  Mächte  oder  ihren 
Staatsangehörigen  zusteht  (ausgenommen  Anlagen  und 
Material  des  Heeres  oder  der  Marine)  und  durch  die  Maß- 
nahmen Deutschlands  oder  seiner  Verbündeten  zu  Lande, 
zu  Wasser  oder  in  der  Luft  weggeführt,  beschlagnahmt, 
beschädigt  oder  zerstört  worden  ist,  oder  Schäden,. die  un- 
mittelbar aus  den  Feindseligkeiten  oder  irgendwelchen 
Kriegshandlungen    erwachsen   sind. 

10.  Schäden,  die  der  Zivilbevölkerung  in  Form  von  ^4«/- 
lagen,  Geldstrafen  oder  ähnlichen  Beitreibungen  Deutsch- 
lands oder  seiner  Verbündeten  zugefügt  sind. 

Es  ist  bei  der  ganzen  Konstruktion  des  Vertrages  selbst- 
verständlich, daß  Deutschland  für  Schäden,  die  seine  Be- 
völkerung aus  gleichen  Anlässen  erlitten  hat,  keinerlei  Ge- 
genforderungen zu  stellen  berechtigt  ist. 
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■  Außerdem  muß  DeutscTiland: 

Belgien  alle  Summen  erstatten,  die  Belgien  in  der  Zeit 
bis  zum  11.  November  1918  von  den  alli'iertcn  und  assozi- 
ierten Regierungen  geliehen  hat  einschließlich  5%  Zinsen 
aufs  Jahr, 

Geld,  Wertpapiere,  Tiere,  Gegenstände,  die  weggeführt, 
beschlagnahmt  oder  sequestiert  wurden,  soweit  sie  noch 
feststellbar  sind,  zurückliefern, 

die  Kosten  der  feindlichen  Besatzung  tragen, 

auf  Wunsch  der  alliierten  und  assoziierten  Mächte  auch 
Rußland  nach  den  Grundsätzen  des  Vertrages  entschädigen, 

seine  am  1.  Mai  1921  festzustellende  Gesamtsc'huld,  so- 
weit sie  noch  nicht  abgetragen  ist,  in  einer  noch  festzu- 
setzenden Höhe  verzinsen  (zunächst  5%). 

Der  Gesamtbetrag  der  deutschen  Verpflichtungen  ist  von 
der  interalliierten  Wiedergutmac'hungskommission  bis  zum 
1  Mai  1921  festzusetzen  und  der  deutschen  Regierung  be- 
kanntzugeben. Der  Ausschuß  stellt  einen  Zahlungsplan 
auf,  der  die  Fälligkeitszeiten  und  die  Art  und  Weise  vor- 
schreibt, wie  Deutschland  vom  1.  Mai  1921  ab  seine  ge- 
samte Schuld  in  einem  Zeitraum  von  30  Jahren  zu  tilgen 
hat.  Sollte  Deutschland  im  Rückstande  bleiben,  so  kann 
die  Zahlung  jeder  Restsumme  nac'h  Gutdünken  des  Aus- 
schusses auf  spätere  Jahre  verschoben  werden  oder  unter 
Bedingungen,  die  die  alliierten  und  assoziierten  Regierungen 
entsprechend  dem  in  diesem  Teile  des  gegenwärtigen  Ver- 
trags vorgesehenen  Verfahren  festsetzen,  eine  anderweitige 
Behandlung  erfahren. 

Die  jeweiligen  Zählungen  Deutschlands  werden  von  den 
alliierten  und  assoziierten  Regierungen  nach  einem  von 
ihnen  im  voraus  festgesetzten  Verhältnis  verteilt. 

Die  Zahlungen  erfolgen  in  Gold,  Wertpapieren,  Schiffen 
(vorhandenen  und  neu  zu  bauenden),  Waren  verschiedener 
Art,  wie  insbesondere  Kohlen  und  Nebenprodukten  der 
Kohlenindustrie,  chemische  Produkte,  Stoffen  zum  Wie- 
deraufbau, wie  Steine,  Backsteine.  Bauholz,  Glas,  Stähl, 
Kalk,  Zement,  Heizeinrichtungen,  Möbel  und  andere  zur 
Wiederherstellung  erforderliche  Waren,  sowie  in  Kabeln. 
Der  Wert  der  gelieferten  Waren  wird  von  der  Wiedergnt- 
machungskommission  festgesetzt  und  von  der  Schuld 
Deutschlands    abgezogen.     Für    vernichtete     und     weg- 
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geführte,  niclit  mehr  vorhandene  Gegenstände  und  Tiere 
sind,  soweit  dies  gewünscht  Vv'ird,  gleichartige  Tiere  und 
Gegenstände  zu  hefern,  die  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des 
Vertrags  auf  deutschem  Gebiet  vorhanden  sind. 

Soweit  Deutschland  einen  Teil  des  Gesamtbetrags  der 
festgestellten  Forderungen  nicht  berichtigt,  hat  es  durch 
Hingabe  eines  entsprechend€n  Betrags  von  Anweisungen, 
Schuldverschreibungen  oder  anderen  Papieren  Deckung  zu 
leisten. 


Deutschlands  Leistungen  im  einzelnen. 

Leistungspflicht  bis  1.  Mai  1921. 

Deutschlatid  hat  bis  zum  1.  Mai  1921  den  Betrag  von 
20  Milliarden  in  Gold  zu  bezahlen.  Die  Zahlung  erfolgt 
in  Gold,  Waren,  Schiffen,  Wertpapieren  „oder  anderswie", 
wie  es  der  Wiedergutmachungsausschuß  festsetzt.  Aus 
dieser  Summe  sind  zunächst  die  Kosten  der  Besatzung  zu 
bestreiten,  weiter  können  mit  besonderer  Genehmigung 
diejenigen  Mengen  von  Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen, 
die  für  nötig  gehalten  werden,  um  Deutschland  die  Mög- 
lichkeit zur  Erfüllung  3einer  Verpflichtungen  gewähren,  aus 
dieser  Summe  bezahlt  wer>,n.  Der  Rest  ist  von  Deutsch- 
lands Wiedergutmachungsschuld  in  Abzug  zu  bringen. 

lieber  den  Gesamtbetrag  ist  sofort  eine  Anweisung  aus- 
zugeben. 

Weitere  Schatzanweisungen. 

Sofort  auszugeben  sind  ferner  40  Milliarden  Mark  in  Gold 
in  Anweisungen  auf  den  Inhaber  mit  2^/2  v.  H.  Zinsen  für 
die  Jahre  1921  bis  1926  und  5  v.  H.  Zinsen  für  die  Zeit 
nach  1926.  Zu  den  letzteren  tritt  ein  weiterer  Aufschlag 
von  1  V.  H.  vom  Gesamtbetrag  der  Anleihe  zur  Tilgung, 
beginnend  mit  dem  Jahre  1926. 

Sofort  auszuhändigen  ist  ferner  zur  Deckung  eine 
schriftliche  Verpflichtung,  zwecks  weiterer  Zahlung  von 
vierzig  Milliarden  Mark  in  Gold  in  Anweisungen  auf  den 
Inhaber  mit  5  v.  H.  Zinsen  auszugeben.  Diese  Zahlung  er- 
folgt nur,  wenn  der  Ausschuß  die  Ueberzeugung  gewinnt, 
daß  Deutschland  die  Zinsen  und  Tilgungsarten  der  genann- 
ten Anweisungen  aufbringen  kann:  Zeit  und  Art  der  Zah- 
lung für  Kapital  und  Zinsen  wird  vom  Ausschuß  bestimmt. 
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Handelsschiffe. 

Deut*sclifand  muß  das  Recht  auf  Ersatz  aller  im  Krics 
verlorenen  und  beschäd'igten  Schiffe  anerkennen.  Es  hat 
binnen  zwei  Monaten  alle  Handelsschiffe  von  mehr  als 
1600  Bruttotonnengehalt  auszuliefern,  die  Hälfte  der  Sdiiffe 
von  1000  bis  1600  Tonnen,  ein  Viertel  des  Tonnengehalts 
der  übrigen  Schiffe.  (Anl.  I  §  3.)  Miteingesclilossen  sind 
die  Schiffe,  die  sich  in  Deutschland  oder  anderswo  auf 
deutsche  Rechnung  In  Bau  befinden.  Deutsc^hland  muß 
ferner  neue  Schiffe  für  die  Entente  bauen,  das  Jahrespen- 
sum wird  vom  Wiedergutmachungsausschuß  bestimmt  es 
soll  in  den  ersten  fünf  Jähren  nicht  über  200  000  Tonnen 
jährlich  betragen. 

Flußschiffe  aus  Ententebesitz  sind,  soweit  nocli  feststeH- 
bar,  zurückzugeben,  eine  bestimmte  Menge  deutscher  Fluß- 
schiffe, die  ein  Fünftel  des  Bestandes  am  11.  November 
1918  nicht  übersteigen  soll,  ist  auszuliefern, 

Maschinen  und  Werkzeuge. 

Beschlagnahmte,  verbrauchte  oder  zerstörte  Maschinen, 
Montierungsteile  und  Werkzeuge  sind  durch  gleichartige 
Qegenstän-de  zu  ersetzen,  dabei  ist  den  inneren  Bedürf- 
nissen Deutschlands  soweit  Rechnung  zu  tragen,  wie  es 
zur  Aufrechterhaitung  des  wirtschaftlichen  und  socialen 
Lebens  und  der  Fähigkeit  zu  weiterer  Leistung  nötig  ist 
Gegenstände  dieser  Art,  die  in  Verwendung  stehen,  sollen 
nur  gefordert  werden,  soweit  sie  nicht  käuflich  sind,  und 
den  deutschen  Betrieben  soll  nicht  mehr  als  30  Proz.  Uires 
Bestandes  an  ihnen  weggenommen  werden.  Die  Lieferung 
landwirtschaftlicher  Geräte  an  Frankreich  nach  dem  ver- 
längerten WaffenstLilstandsvertrag  vom  16.  Januar  1919  ist 
fortzusetzen. 

Tiere. 

Es  sind  binnen  drei  Monaten  nach  Inl^rafttreten  des  Ver- 
trags zu  liefern: 

An  Frankreich:  500  Zuchthengste,  30  000  Stutfüllen  und 
Stuten,  2000  Stiere,  90  000  Milchkühe,  1000  Böcke,  100  000 
Schafe,  10  000  Ziegen. 

An  Belgien:  200  Zuchthengste,  5000  Stuten,  5000  Stut- 
füllen. 2000  Stiere,  50  000  Milchkühe,  40  000  Färsen,  200 
Böcke,  20  000  Schafe,  15  000  Mutterschweine. 
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Das  Ist  <E€  erste  Abs<:^lagslieferung;  der  Wiedergnt- 
machungsausschuß  wird  mitteilen,  wieviel  Tiere  dann 
weiter  als  Ersatz  für  beschlagnahmte,  verbrauchte  oder 
sonst  ai)haiKiei3  gekommene  abzuliefern  sein  werden. 

Materialien  für  den  Wiederaufbau. 

Als  solclie  werden  gefordert:  ..Steine.  Backsteine,  feuer- 
feste Steine.  Dachziejrel.  Ban'holz.  Fensterglas.  Stahl,  Kalk, 
Zement  usw..  Maschinen,  lieizeinrichtungen.  Möbel  und  alle 
im  Handel  erhältlichen  Gegenstände,  die  die  genannten  Re- 
gierungen in  Deutschland  erzengt  un<l  hergestellt  un'd  an 
sie  zur  Wiederherstellung  der  m'it  Krieg  überzogenen  Qe- 
bietsteile  geliefert  zu  sehen  wünschen." 

Die  Lieierfrist  soH  höcJistei]«  vier  Jahre  betragen. 

Kohle  und  Kohlennebenprodukte. 

Deutsctiland  hat  Frankreich  den  Prodtiktionsausfall  der 
zerstörten  Bergwerke  zu  ersetzen,  in  den  ersten  fünf  Jah- 
ren höchstens  20  Millionen  Tonnen,  in  den  folgenden  fünf 
Jahren  höchstens  jährlich  S  Millionen  Tonnen,  außerdem 
zehn  Jahre  lang  jährlich  7  Millionen  Tonnen. 

An  Belgien  zehn  Jahre  lang  jährlic:h  S  Millionen  Tonnen. 

Für  Italien  sind  Lieferungen  vorgesehen,  die  von  1919 
bis  1924  von  4V2  Millionen  Tonnen  auf  SV2  Millionen  Ton- 
nen steigen.  Die.se  jährliche  Lieferung  wird  dann  für  die 
fclgen-dcn  fünf  Jahre  festgehalten. 

Luxemburg  hat  auf  Wunsch  so  vnel  ziii  erlialten,  wie  es 
bis  zum  Kriege  aus  Deutschland  verbraucht  hat. 

Es  wird  der  Preis,  der  in  Deutschland  gezahlt  wird,  plus 
Fracht  in  Rechnung  gestelil.  Ist  der  deutsche  Preis  höher 
als  der  Preis  für  britische  Ausfuhrkohle,  so  wird  nur  dieser 
angerechnet.  Statt  Kohle  kann  auch  Koks  verlangt  wer- 
den; dann  gelten  drei  Tonnen  Koks  für  vier  Tonnen  Kohle. 

Lieferung  der  einzelnen  Raten  hat  binnen  30  Tagen  zu 
erfolgen. 

Ferner  sind  an  Frankreich  drei  Jahre  lang  jährlidh  m 
liefern  35  000  Tonnen  Renzol.  50  000  Tonnen  Steinkohlen- 
teer resp.  dessen  Destillationserzeugnisse,  und  30  000  Ton- 
nec  schwefelsaures  Ammoniak, 
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ChemiVaJien. 

Der  Wieder^iHmadhungsausschuß  kann  Ausllekrung 
der  Hälfte  aller  Farbstoffe  und  chemisch-pharmazeutjschen 
Erzeiisfnisse  fordern,  über  die  bei  Fnedensbejiinn  Deutsch- 
land verfüfft.  Er  erhält  ferner  bis  1.  Januar  1925  ein  Re- 
zusTsrecht  von  25  T^roz.  der  Erzeugnisse  des  letzten  Halb- 
jahres. Ist  die  Erzeugung  nach  seiner  Meinung  hinter  der 
normalen  zurü*i\g'-bliel'en,  so  kann  er  35  Proz.  der  norma- 
len Erzeugung  (aiso  mehr  als  ein  Viertel  der  tatsächliclien) 
fordern. 

Kabel. 

Deutschland  verzichtet  auf  seine  transozeanischen  Kabel 
Die  Anlagekosten  abzüglich  der  Abschreibungen  für  Ab- 
5utzung  werden  ihm  gutgeschrieben. 

Was  nicht  angerechnet  wird. 

Angerechnet  werden  Deutschland  auf  die  Kriegsentschä- 
digung außerdem  die  Gegenstände  nicht  militärischer  Na- 
tur, die  auf  Qrind  des  Waffenstillstands  ausgeliefert  wur- 
den (Maschmen  Waggons  usw.),  nicht  angerechnet  wer- 
den die  Auslieferungen  miUtärischer  Natur  (Kriegsschiffe, 
Geschütze  usw.).  Doch  muß  Deutschland  zum  Ersatz  der 
ausgelieferten,  aber  in  Scopa  Flow  versenkten  Flotte  auf 
Grund  eines  vor  Friedensbeginn  unterzeichneten  Schluß- 
protokolls sich  zur  Auslieferung  von  400  000  Tonnen 
Schwimmdocks,  Schwimmkränen,  Schleppern  und  Bag- 
gern verpflichten,  wovon  mit  Rücksicht  auf  deutsche  Be- 
dürfnisse ein  gewisser  Teil,  aber  niöhf  mehr  als  125  000 
Tonnen,  nachgesehen  werden  kann.  Diese  Schwimm- 
docks usw.  werden  aiso  auf  die  Wiedergutmachung  nicht 
angerechnet. 

Nicht  angerechnet  wird  das  verlorengehende  deutsche 
Staatseigentum  in  den  früher  deutschen  Kolonien  in  China, 
Slam.  Marokko.  Aegypten,  Schantung,  in  Elsaß-Lothringen 
und  Eupcn-Malinedy.  In  den  andern  abzutretenden  Gebie- 
ten wird  das  Staatseigentum  abgetreten  und  angerechnet. 

Die  losgelösten  Bevölkerungen  haben  einen  entsprechen- 
den Betrag  der  deutschen  Reichs-  und  Staatsschulden  bis 
Kriegsbeginn  auf  sich  zu  nehmen,  die  später  angehäuften 
Schulden  fallen  der  vexhleibeaden  Reich&bevölkerung  allein 
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zur  Last.  Ek?n  Lothrin'^en  und  die  Kolonien  uterneTimen 
überhaupt  nichts  von  den  Schulden.  Auch  die  hieraus  fol- 
gende weitere  Belastung  Deutsdilands  zum  Vorteil  der 
anneiv'tierenden  Staaten  wird  auf  die  Wiedergutmachung 

nicht  angerechnet. 

•  * 

• 

Aus  der  bisherigen  Darstellung  geht  hervor:  Die  En- 
tente eignet  sich  deutsches  Staatseigentum  im  Werte  von 
Milliarden  an,  ohne  diese  Leistung  auf  die  Kriegsentschä- 
digung oder  sonst  irgendwie  zu  buchen.  Es  sind  das  sozu- 
'sagen  Kleinig'keiten,  die  so  nebenbei  mitgehen.  Es  folgt 
dann,  neben  dieser  als  quantite  n^gligeable  behandelten 
Milliardcnleistung  die  eigentliche  Kriegsentschädigung,  die 
im  Namen  der  Wiedergutmachung  gefordert  wird:  ihr 
Betrag  ist  noch  nicht  bekannt,  er  wird  erst  am  1.  Mai  1921 
bekanntgegeben  werden.  Aber  Deutschland  hat  sich  be- 
reits unterschriftlich  verpflichten  müssen,  die  Rechnung, 
die  ihm  vorgelegt  werden  wird,  ohne  Prüfung  und  Ein- 
spruch zu  bezahlen. 

Es  handelt  sich  um  eine  Summe  von  xhundert  Alilliarden 
Friedens-  oder  Goldmark,  die  sich  aus  Millionen  kleiner 
und  kleinster  Teilchen  zusammensetzt.  Eine  gewissen- 
hafte Berechnung  der  laut  Vertrag  dem  Deutschen  Reich 
anzurechnenden  Schäden  wäre  selbst  bei  dem  allerbesten 
Willen  nicht  möglich,  es  wird  sich  also  um  Schätzungen 
handeln,  die  von  interessierter  Seite  aufgestellt  sind.  Auf 
diese  Weise  dürfte  zunächst  eine  Summe  zustande  kom- 
men, die  ernst  zu  nehmen  vielleicht  der  Wiedergut- 
machungskommission selbst  nicht  gelingen  wird.  Sie  wird 
dann  Abstriche  machen  müssen,  solange  bis  eine  Summe 
herauskommt,  die  man  vielleicht  aus  Deutschland  heraus- 
pressen zu  können  glaubt. 

Setzen  sich  die  Entschädigungsforderungen  aus  unzäh- 
ligen kleinen  Posten  zusammen,  so  gilt  auf  der  anderen 
Seite  für  die  Entschädigungen,  die  Deutschland  zu  zahlen 
hat,  genau  dasselbe.  Aber  wenn  dort  die  natürliche  Ten- 
denz besteht,  die  Forderungen  so  hoch  wie  möglich  hinauf- 
zuschrauben, so  besteht  hier  die  ebenso  natürliche  Tendenz, 
den  Wert  der  denischen  Leistung  so  niedrig  wie  möglich 
einzuschätzen.  Die  Wiedergutmachiingskommission  zahlt 
Deutschland  sozusagen  Stücklohn,  oder  richtiger,  sie  zahlt 
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fhn  nidit.  sondern  verrin.?ert  mir  die  noch  zu  za'hlende 
deutsche  Schul-d  um  die  entsprechende  Summe.  Die  Höhe 
dieses  Stücklohns  wird  nun  zwischen  dem  Arbeitgeber,  der 
Entente,  und  dem  Arbeitnehmer,  Deutschland,  nicht  ver- 
einbart, sondern  sie  wird  vom  Arbeitgeber  einseitig  festge- 
setzt. Auf  keinen  Fall  sollen  die  Preise  höher  sein  als  die, 
die  von  den  Deutschen  selbst  gezahlt  werden.  Wenn 
Deutschland  z.  B.  bestrebt  ist,  seiner  armen  Bevölkerung 
den  Brennstoff  so  billig  wie  möglich  zu  liefern,  so  tritt  die 
Entente  automatisch  in  denselben  Vorteil  ein,  und  das 
Tempo  der  deutschen  Schuidabtragung  verlangsamt  sich 
dementsprechend. 

Die  Wie<iergutmachnngskomnTission  hat  es  ferner  h\  der 
Hand,  durch  Bemängelung  der  Lieferungen  die  Preise  zu 
drücken,  ohne  daß  Deutschland  gegen  ein  solches  Verfah- 
ren irgendein  Rechtsweg  offen  stände.  Man  erinnert  sich 
an  das  berüchtigte  Nullen  im  Bergwerksbetrieb,  die  Nicht- 
bezahlung von  unreiner  Kohle,  die  von  den  Hauern  gelie- 
fert worden  ist.  Gegen  solche  und  ähnliche  Praktiken  ist 
Deutschland  vollkommen  wehrlos. 

Die  Zahlungsfristen  können  auch  Ober  dreißig  Jahre  hin- 
aus verlängert  werden,  wenn  sich  herausstellt,  daß  Deutsch- 
land die  geforderte  Summe  in  dieser  Zeit  nicht  bezahlen 
kann.  Theoretisch  besteht  also  die  Möglichkeit  einer  nie- 
mals endenden  Schuldknechtschaft  Deutschlands  gegen- 
über der  Entente.  Selbst  wenn  es  gelänge,  den  Kapitalis- 
mus innerhalb  Deutschlands  vollständig  abzuschaffen,  so 
bliebe  doch  eine  sich  mindestens  auf  dreißig  Jahre,  viel- 
leicht aber  auch  darüber  hinaus  erstreckende  Verpflidh- 
tung  des  arbeitenden  Deutschland,  Mehrwert  zu  schaffen, 
um  ihn  an  seine  Gläubiger  abzuführen. 

Die  deutsche  Regierung,  die  die  abzuliefernden  Arbeits- 
produkte kaufen  oder  in  eigener  Regie  herstellen  muß,  kann 
nur  in  Papiergeld  zahlen  und  damit  den  an  diesem  Werk 
Beschäftigten  eine  Anweisung  auf  einen  der  Kaufkraft  des 
Geldes  entsprechenden  Anteil  an  den  verfügbaren  Gütern 
gel>en.  Die  Menge  der  für  das  deutsche  Volk  verfügbaren 
Güter  wird  aber  immer  niedriger  bleiben  als  die  Menge  der 
vom  deutschen  Volk  erzeugten  Güter,  da  ein  weseniinclier 
Teil  von  ilinen  ins  Ausland  geht,  ohne  daß  eine  entspre- 
chende Gütermenge  im  Austausch     dafür    hereinkommt. 
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Diese  DHTererTz,  das  J51ir1!cti  von  Dcutsdifaird  otme  Ent- 
gelt zu  leistende  Arbeitspensum,  wird  einen  gewissen  Be- 
trag nicht  überschreiten  dürfen,  wenn  die  fortdauernde 
Entkräftung  mcht  zarn  Tode  der  Wirtschaft  führen  solL 
Die  Grenze  aber,  deren  Ueberschreitung  für  Millionen 
Deutsche  den  Tod  und  fortgesetzte  Entbehrung,  für  den 
Staat  die  vollständige  Zerrüttung  bedeutet,  wird  einseitig 
von  der  Wicdergutmacltungskonimission  festgesetzt. 

Es  ist  zweifellos  richtig,  daß  die  Entente  kein  Interesse 
an  dem  wirtschaftlichen  Zusammenbruch  Deutschlands 
hat,  der  ihren  cagenen  nach  sich  ziehen  mußte,  daß  ihr 
Kredit  und  ilire  Hoffnung  auf  Wiederauirichtung  zum  gro- 
ßen Teil  auf  der  Leistungsfähigkeit  Deutschlands  basiert. 
So  ist  auch  der  Sklavenhalter  am  Leben  seiner  Sklaven, 
der  Kapitalismus  an  der  Existenz  eines  leistungsfähigen 
Arbeiterstandes  interessiert.  Leider  lehrt  die  Wirtschafts- 
geschichte, daß  die  Sklavenhalter  und  die  Kapitalisten 
nicht  mimer  nach  dieser  Einsicht  gehandelt  haben  —  oft 
mir  deshalb  nicht,  weil  die  Verhältnisse  stärker  waren  als 
sie  —  und  daß  die  ihnen  unterworfenen  Subjekte  von  den 
schlimmsten  Leiden  nicht  verschont  blieben.  So  kann  die 
Hoffnung  auf  die  ö^o^ümische  Einsicht  der  Kommission 
noch  keine  Gewähr  dafür  geben,  daß  die  Ausführung  des 
Dokuments  von  Versailles  nicht  zur  Katastrophe  führen 
wird. 

In  Millionen  Marie  betrug  die  dentsdhc 

1909         1910         1911  1912  1913 

Ausfuhr    6594,2      7474,7      8106,1        8  956,8      10  096.5 
Einfuhr      8526,9      8934,1      9705,7      10691,8      10  770^ 

Deutschland  führte  also  vor  dem  Kriege  mehr  Waren  ein 
als  aus. 

Seitdem  ist  der  Einfuhrbedarf  gestiegen,  weil  1.  der  Er- 
trag der  Landwirtschaft  in  höherem  Grade  zurückgegan- 
gen ist,  als  die  Bevölkerung  durch  Krieg  und  Abtrennungs- 
verlust, der  Deutschland  wichtiger  landwirtschaftlicher 
Ueberschußgebiete  beraubt,  und  weil  2.  eben  durch  diese 
Abtrennung  bedeutende  Rohstoffgebiete  der  Industrie  ver- 
loren gehen.  In  dem  Notenwechsel  über  den  Frieden  ist 
von  deutscher  Seite  auf  diesen  letzten  Verlust  besonders 
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hinifewiesen  worden,  es  wurde  (hiranf  j^canfwortct,     daß 

Deutschland  diese  Rohstoffe  eben  würde  einführen  müssen, 
wie  es  andere  Länder  auch  täten.  Es  wird  dabei  über- 
sehen, daß  andere  Län^der  ^hre  Einfuhr  mit  auszuführen- 
den Produkten  bezahlen  können,  währeml  Deuischland 
den  s:rößten  Teil  seiner  Ausfuhr  hingeben  soll,  ohne  dafür 
etwas  anderes  zu  erlangen,  als  daß  der  Berg  seiner  Kriegs- 
schuld um  einige  Sandkörner  kleiner  wird. 

Während  aber  der  Eintuhrbedarf  gestiegen  ist  tst  (Tie 
Ausfuhrmöglichkeit  gesunken  1.  durcTi  die  verminderte 
Voikszahi,  2.  durch  die  Schwächung  der  Arbeitskraft  m- 
tolge  dauernder  Unterernährung  und  Kriegsscbäden, 
3.  durch  Abnutzung  und  zu  starke  Ausnutzung  der  voi'han- 
denen  Betriebe  bei  größter  Schwierigkeit,  die  Betriebs- 
mittel wieder  in  besseren  Stand  zu  setzen,  4.  durch  den 
Verlust  von  Gebieten,  deren  Produkte  für  die  Ausfuhr  we- 
sentlich in  Betracht  kamen. 

Ein  Ueberschuß  der  leistbaren  Arbeit  über  die  notwendige 
Einfuhr,  der  für  Entschädigungszwecke  verwendet  werden 
kann,  ist  nur  dann  zu  erzielen,  wenn  die  Leistung  auf  das 
höcliste  Maß  gehoben,  der  Bedarf  bis  aufs  äußerste  einge- 
schränkt wird.  Aber  es  leuchtet  von  vornherein  ein,  daß 
dieser  Oekonomisierungsprozeß  seine  Grenze  hat,  an  der 
er  in  sein  Gegenteil  umschlägt.  Wird  der  Bedarf  unter 
das  Existenzminimum  gemindert,  dann  kann  die  Leistung 
nicht  steigen,  sondern  sie  muß  fallen.  Die  arbeitende  Be- 
völkerung wird  durch  Tod,  Kran.khenl  und  Auswanderung 
und  Geburtenrückgang  —  da  memand  mehr  Kinder  in  die 
Welt  setzen  will  —  dezimiert. 

Es  macht  sich  dann  jenes  Gesetz  der  kapitalistisctien 
Wirtschaft  geltend,  das  zuerst  Ricardo  mit  grausamer 
Klarheit  dargelegt  hat.  Er  hat  ausgeführt,  daß  der  Ar- 
beitslohn dauernd  unter  die  Grenze  des  Existenzminimums 
nicht  sinken  kann,  weil  dann  der  Hunger  das  Angebot  auf 
dem  Arbeitsmarkt  vermindert  und  dadurch  die  Löhne 
wieder  steigen  müssen  Im  Falle  Deutschland  fehlt  auch 
diese  tröstliche  Aussicht,  weil  Deutschland  ja  der  Entente 
nicht  als  „freier"  Arbeiter  gegenübertritt,  der  den  Vorteil 
des  verminderten  Angebots  von  Arbeitskräften  für  sich 
ausnutzen  kann.  Ihm  wird  sein  Arbeitspensum  und  die 
Entlohnung,  die  es  dafür  in  Form  von  Abschreibung  von 


88 

der  Krie^ssdhuld  erlialten  soll,  von  der  Wedergut- 
machungskonmiission  vorgeschrieben.  Läßt  sich  diese 
nicht  von  höherer  ölionomisdher  Einsicht  leiten,  so  muß  die 
Folge  ein  Raubbau  an  der  deutschen  Wirtschaft  sein,  der 
fhre  rasche  Erschöpfung  und  das  vollstän-dige  Versagen 
ihrer  Leistungsfähigkeit  mit  sich  bringen  wird. 

In  den  Entgegnungen  auf  die  Einwendungen  der  dent- 
sdien  Friedensdelegation  ist  wiederholt  versichert  worden, 
daß  es  nicht  die  Absicht  der  alliierten  und  assoziierten  Re- 
gierungen sei,  einen  solchen  Verfall  der  deutsc^hen  Wirt- 
schaft herbeizuführen.  So  heißt  es  in  ilirer  Note  vom 
16.  Juni  1919: 

Die  Deutsche  Defegrattot!  hat  offenbar  <fre  wirtschaftlichen 
nnd  finanziellen  Besiimmoin'Ken  in  erneblichen  Punkten  falsch 
verstan'den.  Die  alliierten  un<i  assoziierten  Mächte  haben 
keinerlei  Absicht,  Deutschland  zu  erdrosseln  oder  daran  zn 
himlem,  den  ihm  zukonmienden  Platz  im  Welthandel  einza- 
nehftien.  Wenn  Deutschland  den  Friedensvertrag  hält  and  jene 
aggressiven  und  selbstsüchtigen  Tendenzen  aufgibt,  die  ebenso 
m  seiner  geschäftlichen  wie  auch  in  seiner  politischen  fiand- 
iDtigivvcis«  zutage  getreten  sirni,  so  haben  die  allhertcn  und 
assoziierten  Mächte  die  Absicht,  daß  Deutschland  gerecht  be- 
handelt  werden  soll  hinsichtlich  des  Bezuges  von    Rohstoffen 

and  des  Absatzes  von  Waren Sie  wünschen,  daß  die 

durch  den  Krie/  wachgerufenen  Leidenschaften  möglichst  bald 
ausstert)en  sollen,  und  daß  alle  Nationen  Anteil  haben  sollen 
an  dem  Wohlstände,  der  sich  aus  der  ehrlichen  Versorgung 
der  gegenseitigen  Bedürfnisse  entwickelt.  Sie  wünschen,  daß 
Deutschland  diesen  Wohlstand  genießen  soll  ebenso  wie  die  an- 
deren Völker,  obgleich  viele  der  daraus  gewonnenen  Früchte 
notwendigerweise  auf  viele  Jahre  hinaus  verwandt  werden 
müssen  zur  Wiedergutmachung  der  an  den  Nachbarn  began- 
genen Schäden. 

Deutschland  ist  jederzeit  bereit,  auf  die  ..FrücTite  seines 
Wohlstandes"  zu  Zwecken  der  Wiedergutmachung  zu  ver- 
zichten, wenn  man  ihm  nur  die  nackte  wirtschaftliche 
Exisienzmöglichkeit  läßt.  Wie  aber  diese  bei  strikter 
Durchfü'hrung  des  Friedensvertrags  wiederhergestellt 
werden  soll,  vermag  kein  Mensch  in  Deutschland  zu  be- 
greifen. Für  Deutschland  ist  es  auch  ziemlich  gleichgültig, 
ob  es  rnit  Absicht  erdrosselt  wird  oder  gegen  die  Absicht 
aus  bloßer  ökonomischer  Einsichtslosigkeit. 
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Zu  diesem  Thema  macht  übrigens  fiorman  'Ängett  in 
„The  Conlemporary  Review"  (Januarheft  1920)  einige  Be- 
merkijngen,  die  nicht  übersehen  zu  werden  verd'ienetu  Er 
sagt,  daß  sich  in  der  Friedenspolitik  der  Alliierten  zwei 
Strömungen  gekreuzt  hätten:  eine,  der  es  vor  allem  auf 
die  Ertiolung  Frankreichs,  Belgiens  und  Serbiens  an- 
komme, und  eine  andere,  von  Händlern  und  Industriellen 
repräsentierte,  die  auf  den  allgemeinen  Mangel  und  eine 
Monopolstellung  auf  dem  Markte  spekuliere.  Diese  sei  der 
Wiederherstellung  Deutschlands  durchaus  feirKllich  ür>d 
habe  an  dem  regelmäßigen  Eingang  der  Kriegsentschädi- 
gung gar  kein  Interesse.  Denn  die  Entschädigung  würde 
der  Allgemeinheit  zugute  kommen,  der  tiandelsvorteS  aber, 
der  sich  aus  der  Ausschaltung  Deutschlands  ergebe,  liege 
in  ibrem  eigenen  Interesse.  Norman  AngeU  fügt  hinzu, 
daß  es  diese  zweite  Strömung  sei,  die  unter  geschickter 
Ausnutzung  der  Kriegsleidenschaften  den  Sieg  davonge- 
tragen habe. 

Wenn  sChon  ein  Engländer  so  spricht,  so  wird  man  be- 
greifen, daß  sich  auch  in  Deutschland  die  Meinung  fest- 
setzen konnte,  das  eigentliche  Ziel  des  Friedens  von  Ver- 
sailles sei  gar  nicht  die  Wiedergutmachung,  die  mit  seinen 
Mitteln  nicht  erreicht  werden  kann,  sondern  der  Ruin 
Deutschlands  im  Interesse  seiner  einstigen  industriellen 
nnd  kommerziellen  Rivalen,  die  sich  jetzt  eines  unbe- 
quemen   Konkurrenten    endgültig   entledigen   wollen. 

Die  Frage  des  Friedens,  seiner  unveränderten  Ausfffh- 
rung  oder  seiner  Revision  ist  damit  klargestellt  als  eine 
Frage  zwischen  Sozialismus  und  Kapitalismus,  oder,  noch 
genauer,  als  eine  Frage  des  Klassenkampfes  zwischen  den 
arbeitenden  Völkern  auf  der  einen  Seite  und  gewissen  Ka-: 
pitalistengruppen  auf  der  andern.  Der  Masse  der  arbei- 
tenden Bevölkerung  in  dem  einen  Lande  ist  in  keiner 
Weise  damit  gedient,  daß  es  der  Masse  auf  der  andern 
Seite  schlecht  gehl  Wenn  es  der  Masse  in  einem  Lande 
schlecht  geht,  so  bedeutet  das,  daß  sie  ihre  Arbeitskraft 
billig  hergeben  muß,  und  dadurch  drückt  sie  auCh  auf  die 
Arbeitsbedingungen  des  andern  Landes.  Die  Internatio- 
nalität  der  Arbeiterbewegung  ist  darum  auch  nicht  bloß 
eine  ideologische  Formulierung,  sondern  eine  höchst  prak- 
tische Forderung,  die  um  so  dringender  ist,  wo  es  sich  in 
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der  Hauptsadie  am  drei  einander  so  eng  benac?ibarte  Ar- 
beitervölker wie  das  deutsche,  das  französische  und  das 
englische  handelt. 

Auf  der  andern  Seite  steht  das  Interesse  gewisser  Kapi- 
talistenkreise   in    den    Siegerländern,    die   nicht    gleichbe- 
deutend zu  sein  brauchen  mit  den  Interessen  des  Kapita- 
Iismus.    Der  einzelne  Kapitalist  kämpft  nicht  für  den  Ka- 
pitaiism^us    als    WirtschaitSRrmzip,    sondern     für    seinen 
eigenen  Profit,  und  er  kümmert  sicli  wenig  darum,  ob  er 
nicht  durch  die  Verfolgung  seiner  Geschäftsziele  vielleicht 
das  ganze  System,  dem  er  seine  wirtschaftliche  Herren- 
stellun.i»  verdanikt,  ins  Wanken  bringt.     So  mag  auch  der 
Fall  hier  liegen.    Die  Kapitalisten,  die  ihre  Spekulation  auf 
den  wirtschaftlichen  Zusammenbruch  Deutschlands  gestellt 
haben,  sind  Totengräber  des  kapitalistischen  Systems,  das 
zugleich  mit  dem  Untergang  Deutschlands  mit  Schrecken 
zusammenbrechen  muß,  wä'hrend  eine  verständnisvolle  Be- 
handlung Deutschlands  den  Weg  über  Anarchie  und  Chaos 
sparen  kann  und  die  Mögiicbkeit  zu  reformatorisch-orga- 
nischem Übergang  in  hö'here  Wirtschaftsformen  eröffnet. 
Nie  waren  die  Bemerkungen  des  „Quarterly  Reviewers", 
die  Marx  in  seinem  Kapital  zitiert,  währer  als  gegenwärtig: 
Kapital  fHcht  Tumult  und  Streit  und  Ist  ängstlicher   Natur. 
Das  ist  sehr  wahr,  aber  doch  nicht  die  g:anze  Wahrheit.     Das 
Kapital  hat  einen  Horror  vor  Abwesenheit  von  Profit  wie  die 
Natur  vor  der  Leere.    Bei  entsprechendem  Profil  wird  Kapital 
kühn.     Zehn   Prozent   sicher,   und    man   kann  es   überall   an- 
wenden;  20  Prozent,  es  wird  lebhaft;   50  Prozent  positiv  wag- 
halsig;   für  100  Prozent  stampft  es  alle  menschlichen  Gesetze 
unter  seinen  FuB;  300  Prozent  und  es  existiert  kein  Verbrechen, 
das  es  nicht   rislxiert,  selbst  auf  Gefahr  des  Gaisens.     Wenn 
Tumult  und  Streit  Profit  bringen,  wird  es  sie  beide  eticoura- 
gieren.     Beweis:    Schmuggel  und  Sklavenhandel 

Die  Aussicht  auf  eine  Weltmonopolstellung,  die  durch  die 
endgültige  Unterdrückung  der  deutschen  Konkurrenz  er- 
zielt werden  kann,  ist  für  manche  Kapitalistengruppen  der 
Siegerländer  so  berauschend,  daß  sie  auch  der  Gedanke 
an  den  wirtschaftlichen  Zusammenbruch  Europas  und  die 
bolschewistische  Weltrevolution  nicht  mehr  schreckt.  Dar- 
um scheuen  sie  auch  nicht  davor  zurück,  „Tumult  und 
Streit"  in  Europa  zu  verewigen,  den  Krieg  in  Form  eines 
Erdrosselungsfriedens   für   den    besiegten   Gegner   weiter 
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hin, daß  aber  der  Weg  zu  ihm  nicht  nur  mit  verhungerten 
Deutschen  sondern  auch  mit  verhungerten  Engländern  und 
Franzosen  bedecitt  ist.  steht  über  allem  Zweifel.  Deutsch- 
land ist  heute  der  größte  Schuldner  der  Welt,  sein  Ban- 
kerott wäre  zwar  für  die  Konkursverwalter  ein  Geschäft, 
für  die  Masse  der  Gläubiger  aber  der  gewisse  Ruin.  Jene 
Engländer  und  Franzosen,  die  jetzt  noch  in  dem  Rufe 
„Germany  niust  pay!"  „Le  Boche  payera!"  —  Deutsch- 
land muß  zahlen,  der  Deutsche  wird  zahlen!"  —  die  Lösung 
aller  Schwierigkeiten  erblicken,  alinen  nodh  gar  nicht, 
welches  Spiel  mit  ihnen  gespielt  wird:  ein  Spiel,  bei  dem 
sie  nicht  die  Gewinner  sein  werden. 

Werden  die  deutsche  Gesamtleistung  und  die  jälirUch 
zu  zahlenden  Raten  nidit  so  bemessen,  daß  Deutschland 
sie  leisten  kann,  ohne  die  Wurzeln  seiner  Leistungsfähig- 
keit zu  zerstören,  geht  nicht  diie  ganze  Wirtschaftspolitik 
der  Sieger  Deutschland  gegenül)er  von  dem  Grundsatz  aus, 
die  deutsche  Arbeitskraft  wieder  herzustellen  und  zu  er- 
halten, dann  wird  der  Sieg  derer  unvermeidlich,  die  auf 
den  Trümmern  nicht  nur  der  deutschen,  sondern  der 
ganzen  europäischen  Wirtschaft  ihren  Herrsch  er  thron  er- 
richten wollen.  Dann  wird  man  sich  aber  auch  nicht 
darüber  wundern  dürfen,  daß  eine  Bevölkerung,  die  durcli 
Krieg  und  Armut  in  die  Barbarei  hmabgestoßen  ist,  auch 
barbarisch  handelt:  ein  Prozeß,  der  in  Rußland  bis  zur 
Vollreife  gediehen  ist  und  von  dem  sich  auch  in  andern 
Ländern  schon  manche  bedenkliche  Spuren  gezeigt  haben. 

Die  wirtschaftlichen  Bestimnnmgen  des  Vertrages  von 
Versailles  bieten  alle  Handhaben  für  eine  solche  Politik 
systematischer  Wirtschaftszertrümmerung,  sie  bieten 
auf  der  andern  Seite,  buchstäblich  genommen,  kaum  die 
Möglichkeit,  ihr  und  itiren  katastrop'halen  Folgen  aus  dem 
Wege  zu  gehen.  Das  mag  in  manchen  EinzePheiten  noch 
nachgewiesen  werden. 

Die  Forderung  nach  Auslieferung  von  vorhandenen  Ma- 
schinen bis  zu  30%  ihres  Bestandes  läuft  geradezu  darauf 
hinaus,  die  deutsche  Wirtschaft  systematisch  zu  desorgani- 
sieren und  leistungsunfähig  zu  machen.  Man  stelle  sich 
vor.  daß  ein  Betrieb  jene  Summe  von  Aufträgen  über- 
nommen hat,  die  seiner  augenblicklichen  Leistungsfähigkeit 
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entspricht,  plötzlich  erhält  er  den  Befehl,  fast  eiti  Drittel 
seiner  masciiineilen  Einrichtungen  abzubrechen  und  ver- 
sandbereit zu  machen!  Die  Lähmung  des  Betriebes  nicht 
nur  zu  einem  Drittel  sondern  in  seiner  ganzen  Leistungs- 
fähig'keit  wird  die  Folge  sein.  Und  man  stelle  sich  weiter 
vor,  daß  jeder  industrielle  Betrieb  in  Deutschland  für  un- 
bestimmte Zeil  solchen  Möglichkeiten  ausgesetzt  sein  soll! 
Schon  diese  eine  Bestimmung,  zielbewußt  angewendet,  ge- 
nügt, um  die  ganze  deutsche  Wirtschaft  systematisch  za 
zerrütten. 

Die  ganze  Welt  weiß,  daß  Deutschland  Hungerqualen 
leidet,  daß  der  Stand  der  Valuta  wie  eine  fortgesetzte 
Blockade  wirkt,  daß  insbesondere  nicht  genug  Milch  rm. 
Lande  ist,  um  die  Kranken,  die  Wöchnerinnen,  die  Kinder 
angemessen  zu  versorgen.  Trotzdem  wird  die  Ablieferung 
bedeutender  Quanten  von   Milchvieh  gefordert. 

Nicht  -minder  bekannt  ist  der  Rückgang  der  deutschen 
Kohlenförderung.  Die  Erzeugung  des  Jahres  1913  betrug 
an  Steinkohle  187,7  Millionen  Tonnen.  Die  Einfuhr  betrug 
11,25  Millionen  Tonnen,  wobei  Koks  in  Steinkohlen  um- 
gerechnet ist,  um  einfache  Zahlen  zu  erhalten.  Der  Selbst- 
verbrauch der  Zechen  für  Wasserhaltung.  Wetterführung 
usw.  beträgt  zusammen  mit  dem  Verlust  bei  der  Aufberei- 
tung (Waschveriusi)  10%.  Bleiben  von  der  Inlandsför- 
derung 169  000  000  Tonnen,  abzüglich  Ausfuhrüberschuß 
von  30  000  000  Tonnen  139  000  000  Tonnen,  wovon 
39  710  000  Tonnen  für  Hausbrand,  Gas  und  Elektrizität, 
Wasserwerke,  Eisenbahnen  und  Straßenbahnen  verbraucht 
wurden.  Es  verbleiben  also  zur  Verfügung  der  deutschen 
Industrie  99  290  000  Tonnen. 

Wie  soll  sich  die  Sache  nun  künftig  gestalten?  Frank- 
reich erhält  das  freie  Eigentum  sämtlicher  preußischen  und 
bayerischen  im  Saarbezirk  gelegenen  Kohlenvorkommen, 
der  sämtlichen  Kohlengruben  mit  allem  Zubehör,  wie 
Wasser-,  Elektrizitätswerke,  Arbeiter-,  Beamtenhäuser 
usw.,  sowohl  der  fiskalischen  wie  der  privaten  Gruben. 
Es  darf  die  Kohlen  versenden  wohin  es  mag,  und  muß  nur 
denjenigen  prozentuellen  Bedari  des  Saarbezirks,  der  dem 
des  Jahres  1913  entspricht,  im  Saarbezirk  lassen.  Preis- 
bestimmung ist  Sache  von  Frankreich.  Damit  fallen  nach 
dea  Zahlen  von  1913  14  000  000  Tonnen  Kohleii  aus. 
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Elsaß- Lothringen  hatte  1913  3  800  000  Tonnen  Förde- 
rung; diese  fallen  für  Deutschland  ohne  weiteres  aus. 

Oberschlesien  halte  1913  rund  45  000  000  Tonnen  ge- 
fördert; es  soll,  wenn  die  Volksabstimmung  den  polnischen 
Wünschen  entspricht,  an  Polen  fallen.  Wieviel  Deutsch- 
land von  seinen  Kohlen  kaufen  kann,  hängt  von  seiner 
Zahlungsfähigkeit  ab.  Im  Jahre  1913  gingen  etwa  15  000  000 
Tonnen  nach  Österreich-Ungarn  und  Rußland.  Nehmen 
"Wir  an,  daß  diese  Ziffer  in  Zukunft  sich  nicht  steigern, 
sondern  sich  im  Gegenteil  so  vermindern  sollte,  daß  darin 
der  Bedarf  von  Oberschlesien  selbst  enthalten  wäre,  so 
bliebe  eine  Summe  von  etwa  24  000  000  Tonnen,  die 
Deutschland  kaufen  könnte,  wenn  es  sie  bezahlen  könnte 
und  nicht  allgemeine  tiefgreifende  Veränderungen  die 
Kohlenförderung  äußerst  nachteilig  beeinflußten. 

In  Deutschland  sind  bekanntlich  im  Feldzuge  gefallen, 
an  Verwundungen  gestorben  usw.  1,9  Millionen  Männer. 
Darüber  hinaus  sind  mindestens  600  000  Männer  so  be- 
schädigt, daß  sie  für  schwere  Arbeit  körperlicher  Natur 
nicht  mehr  fähig  sind.  Rechnet  man  nur,  daß  bei  diesen 
gewaltigen  Zahlen  für  die  nächsten  10  Jahre  eine  Vermin- 
derung der  arbeitsfähigen  Kohlenarbeiter  von  \0%  be- 
stehen bleibt,  so  dürfte  dadurch,  mit  Rücksicht  darauf,  daß 
es  die  gesündesten  und  kräftigsten  Männer  waren,  die  an 
der  Front  waren,  der  Abzug  den  gesamten  Nachwuchs 
aufzehren,  besonders,  wenn  man  daran  denkt,  wie  schlecht 
die  körperliche  Entwicklung  der  heranwachsenden  Jugend 
infolge  der  Hungerblockade  ist.  Weiter  macht  die  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  im  Bergbau  eine  rechnerische  Ver- 
minderung der  Leistung  der  Gruben  um  17,7%  aus.  Ob 
es  je  möglich  sein  wird,  diese  wieder  auszugleichen,  steht 
dahin.  Aber  setzen  wir  die  Verminderung  mir 
mit  10%  an,  so  bleiben  in  Oberschlesien  höchstens  17  Mil- 
lionen Tonnen  für  Deutschland. 

Es  bleiben  die  Förderungen  von  Rheinland-Westfalen, 
Aachen.  Niederschlesien,  Sachsen,  Oberbayern.  Diese  Ge- 
biete wiesen  1913  eine  Förderung  von  127  400  000  Tonnen 
auf;  ab  10%  Selbstverbrauch  und  Waschverlust  12  740  000 
Tonnen,  bleiben  114  700  000  Tonnen  Davon  ab  20''/o  für 
Minderleistung  22  940  000  Tonnen,  bleiben  81840  000 
Tonnen  oder  nach  Abzug  des  Hausbrands  usw.  wie  oben 
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42  130  000  Tonnen;  dam  dann  aUcnfalls  aus  Oberschle- 
sien  .17  000  000  Tonnen,  so  daß  insgesamt  59  130  000  Tonnen 
der  Industrie  zur  Verfügung  stünden. 

Damit  bliebe  immer  noch  etwas  mehr  als  die  tiäifte  des 
PriedensQuantums. 

Hiervon  soll  Deutschlanid  aber  folgende  Mengen  ab- 
geben: Frankreich  erstens  jährlich  auf  10  Jahre  7  000  000 
Tonnen;  zweitens  auf  10  Jahre  die  Differenz  zwischen  der 
Friedensförderung  im  Jahre  1913  und  der  späteren  För- 
derung der  in  Nordfrankreich  zerstörten  Gruben,  höchstens 
in  den  ersten  5  Jahren  20  000  000  Tonnen,  in  den  nächsten 
7  000  000  Tonnen.  Ferner  8  000  000  Tonnen  auf  10  Jahre 
nach  Belgien.  Dann  an  Italien  auf  5  Jahre  4,5  bis  8.5  Mil- 
lionen Tonnen  wachsend;  dann  auf  weitere  5  Jahre  8,5 
Millionen  Tonnen  jährlich! 

Es  verblieben  also  zur  Verfümn^  der  heimischen  Indu- 
strie 19  630  000  Tonnen.  Aber  auch  diese  sollen  nicht  etwa 
für  Deutschland  verbleiben,  sondern  daraus  soll  noch 
Luxemburg  beliefert  werden,  da  die  französische  Muni- 
tionsfirma Schneider-Creusot  sich  dort  an  deutschem  Be- 
sitz an  Hüttenwerken  bereichern  will.  Es  blieben  also  für 
die  deutsche  Industrie  gegen  fast  100  Millionen  Tonnen, 
die  sie  vor  dem  Kriege  hatte,  nur  die  Mengen,  die  Polen 
nicht  selbst  nötig  hätte. 

Deutschland  könnte  dann  bestenfalls  den  fünften  Teil 
seiner  Industrie  und  damit  seiner  Industriebevölkerung  sich 
erhalten. 

Aus  diesem  Fünftel  der  Industrie  soll  dann  Jie  ganze 
Arbeiterbevölkerung  ernährt  werden,  nachdem  alle  Ent- 
schädigungsansprüche der  Entente  vorweg  befriedigt 
worden  sind. 

Aus  solchen  Ziffern  gdit  hervor,  wie  wenig  sich  Deutsch- 
land auf  den  Trost,  es  solle  nach  dem  Willen  der  Sieger 
an  der  allgemeinen  Wohlfahrt  teilnehmen  und  nur  ihre 
Früchte  abgeben,  verlassen  kann.  Die  wirtschaftliche  Frie- 
denspolitik der  Entente  nimmt  nicht  nur  die  Früchte, 
sondern  sie  höhlt  den  Stamm  bis  aufs  Mark.  Sie  vernichtet 
dadurch  alle  Hoffnungen  der  Völker  in  den  Siegerländern, 
durch  den  Genuß  dieser  Früchte  die  schlimme  Nachfol- 
gerin der  Kriege,  die  Not,  überwinden  zu  können,  sie  be- 
friedigt desto  mehr  die  Wünsche  jener,  die  dem  rnüitä-' 
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rischen  Sieg  diie  wirtschaftriclie  VernicTitung  Polg-en  lassen 
wollen,  um  sich  eines  unbequemen  Konkurrenten  entledigen 
zu  können. 

Wie  wenig  man  mit  den  geplanten  Methoden  das  angeb- 
liche Ziel  erreichen  kan»n.  lehrt  auch  folgende  Erwägung. 
Der  französische  Finanzminister  Klotz  hat  in  einer  Kam- 
merredc  diie  Schuld  Deutschlands  an  Frankreich  allein  mit 
200  Milliarden  Francs  angegeben.  Das  ganze  deutsche 
Natinnalvcrmögen  wurde  aber  im  Jahre  1913  von  dem 
späteren  Reichsschatzminister  Helfferich  in  einer  Schrift, 
die  zur  Verherrlichung  der  wilhelminischen  Aera  diente, 
auf  run-d  300  Millionen  Mk.  berechnet.  Vielen  erschien  die 
damalige  Berechnung,  die  doch  ganz  gewiß  nicht  mit  Rück- 
sicht auf  die  jetzt  eingetretenen,  damals  nicht  ge-ahnten 
Möglichkeiten  aufgestelli  war,  als  reichlich  renommistisch. 
Der  Wert  der  vorhandenen  Mobilien  und  Immobilien  war 
mit  200  Milliarden  berechnet,  wovon  auf  Wohnungseinrich- 
tungen allein  50  Milliarden  entfielen.  Deutschlands  eigene 
Kriegskosten  werden  auf  135  Milliarden  gesc'hätzt,  so  daß 
eine  Minderung  des  Volksvermögens  auf  185  Milliarden 
Mark  eingetreten  wäre.  Demgegenüber  steht  die  fran- 
zösische Forderung  von  200  A^illiarden  Francs,  der  sich 
noch  die  Forderungen  der  übrigen  Alliierten  zugesellen. 
Man  mag  von  solchen  Berechnungen  halten,  was  man  will 
—  ein  einwandfrei  sicheres  Zahlenbild  werden  sie  nie  er- 
geben —  jedenialis  steht  fest,  daß  die  Sum.me,  die  in  den 
nächsten  dreißig  Ja'hren  zu  zahlen  man  Deutschland  zu- 
mutet, den  Wert  des  jetzt  vorhandenen  deutschen  National- 
vermögens bei  weitem  übersteigt.  Die  Produktivkräfte 
Deutschlands  müssen  sich  verzehnfachen,  wenn  es  gelingen 
soll,  in  den  nächsten  dreißig  Jahren  auch  nur  einen  an- 
nähernd so  hohen  Betrag  wie  den  augenscheinlich  vorge- 
sehenen, herauszuholen.  Wie  sollen  sie  aber  das,  wenn  die 
deutsche  Wirtschaft  dauernd  durch  überhohe  Abgaben  in 
den  Zustand  der  Lcistungsunfähigl^eit  hinabgedrückt  wird? 

Zum  1.  Mai  1921  wollen  die  Alliierten  Deutschland  den 
Gesamtbetrag  seiner  Verpflichtungen  mitteilen.  Dieser 
Gesamtbetrag  soll  laut  Artikel  232  nicht  alle  Summen  um- 
fassen, die  die  Alliierten  von  Deutschland  zu  fordern  sich 
berechtigt  halten,  „da  die  Hilfsmittel  Deutschlands  nicht 
ausreichen,  um  die  vollständige  Wiedergutmachung  aller 
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idi«er  Verluste  mvd  Sdiaden  sidherzustenen."  Danach 
würde  der  am  1.  Mai  1921  mitzuteilende  Betrag  das 
Hödistmaß  dessen  bedeuten,  was  man  glaubt,  Deutsctiland 
aLierlegen  zu  können,  und  dieses  wäre  dann  wenigstens 
vor  weiteren  Nachtorderun-gen  sic'her.  Aber  nein,  auf 
Wunsdi  der  Alliierten  soll  Deutschland  außerdem  auch 
noch  Rußland  nach  den  Grundsätzen  des  Vertrags  ent- 
schädigen. Es  ist  das  ein  Köder,  der  Rußland  geschickt 
hingeworfen  wird.  Wenn  sich  die  Verhältnisse  in  Rußland 
so  entwickeln,  wie  die  Aiiiierten  es  wünschen,  d.  h.  wenn 
Sich  ein  späteres,  nicht  mehr  bolschewistisches  Rußland 
ihnen  anschläeßt,  dann  soll  auch  noch  Rußland  seine  For- 
derungen an  Deutschland  anmelden  dürfen,  und  Deutsch- 
land hat  sich  jetzt  schon  verpilichten  müssen,  sie  zu  be- 
willigen. 

Zunächst  wird  Deutschland  verpflichtet,  alles,  was  es 
leisten  kann  und  mehr  noch  an  die  Alliierten  ohne  Ruß- 
land abzuführen.  Außerdem  soll  es  aber  auch,  falls  dies 
den  Alliierten  aus  Gründen  ihrer  eigenen  Polntik  erwünscht 
erscheint  Rußlands  Ansprüche  befriedigen!  Man  spricht 
bildlich  von  Hypotheken,  die  bis  zum  Schornstein  reichen, 
in  diesem  Fall  aber  sind  sie  schon  hoch  in  den  blauen  Luft- 
raum hinaufgetürmt.  Erst  verlangt  man  vom  Schuldner 
alles,  was  er  leisten  kann,  und  dann  noch  etwas  dazu! 

Man  versteht  nadh  alledem  die  Auffassung  Norman 
Angells,  daß  es  der  Strömung,  die  im  Kampf  um  den 
Friedensvertrag  siegreich  geblieben  ist,  gar  nicht 
darauf  ankommt,  Entschädigungen  von  Deutschland  zu  er- 
Ihalten,  sondern  vielmehr  darauf,  Deutschland  wirtschaftlich 
für  immer  zu  vernichten.  Und  man  versteht  die  deutsche 
Auffassung,  daß  die  Revision  des  Friedens  von  Versailles 
schon  bei  seiner  Ausführung  beginnen  muß,  wenn  Deutsch- 
land instand  gesetzt  werden  soll,  seine  auswärtigen  Ver- 
pflichtungen zu  erfüllen,  wenn  es  nicht  zu  einem  entvöl- 
kerten, ausgehungerten  Land  gemacht  werden  soll,  das 
selbst  als  Ausbeutungsobjekt  unrentabel  geworden  ist. 

Vor  die  Wahl  gestellt,  entweder  ganz  zugrunde  zu  gehen 
oder  nach  besten  Kräften  zum  Aufbau  der  durch  den  Krieg  . 
zerstörten  Wirtschaft  Europas  beizutragen,  kann  Deutsch- 
land, soweit  es  auf  seine  eigenen  Wünsche  ankommt,  gar 
nicht  daran  zweifeln,  welchen  Weg  es  zu  gehen  hat 
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DeiitscWand  müßte  sicli  heute  vernünftigerweise  zur  Mit- 
arbeit am  Wiederaufbau  beredterklären,  auch  wenn  es  nicht 
besiegt  wäre.  Denn  es  hat  kein  Interesse  daran,  daß  ein 
Land  zwischen  Frankreich  und  ihm  als  Wüste  liegen 
bleibt.  Die  Vorstellungsweise,  die  die  verschiedenen 
Volkswirtschaften  als  isolierte  Gebilde  betrachtet  und 
meint,  was  der  einen  genommen  werde,  komme  ohne  wei- 
teres der  andern  zugute,  ist  kindisch.  Deutschland  könnte 
nie  reich  gewesen  sein,  wenn  seine  Nachbarn  arm  gewesen 
wären,  die  Nachbarn  Deutschlands  können  nie  reich  wer- 
den, wenn  Deutschland  neben  ihnen  rettungslos  verarmt. 
Nicht  in  der  KonstruJ^tion  von  Schuldsklavenverhältnissen, 
sondern  nur  in  der  Solidarität,  die  auf  Eii^enntnis  und  Frei- 
willigkeit gegründet  ist,  liegt  die  Rettung  für  alle.  Nicht 
aus  unechter  Moraiität,  sondern  nur  aus  echter  sozialer 
Gesinnung  kommt  die  Gesundung,  Jene  unechte  Moraiität 
stürzt  sich  auf  den  schuldigen  Schuldner,  um  ihn  zu  er- 
drosseln. Echte  soziale  Gesinnung  hilft  den  am  meisten 
Bedürftigen  und  verteilt  die  Lasten  auf  die  verschiedenen 
Schultern  nach  ihrer  Tragfähigkeit  Nur  eine  Politik,  die 
Europa  als  ein  Ganzes  betrachtet,  und  ohne  Haß  und  natio- 
nalistische En^herzi^eit  zwischen  allen  ein  wirtschaft- 
liches Verhältnis  herzustellen  sucht,  bei  dem  alle  gedeihen 
können,  vennag  die  Kriegswunden  zu  heilen.  In  diesem 
Sinne  muß  der  Weg  vom  Imperialismus  zum  Sozialismus 
gehen,  was  ebensoviel  bedeutet,  wie  von  der  Zerstörung 
durch  rivalisierende  Kapitalsmächte  zum  Wiederaufbau 
durch  die  zu  gemeinsamem  Zweck  international  organi- 
sierte Arbeit. 

Die  Wiedergutmachungskommission. 

Mit  der  Eintreibung  der  Forderungen  an  Deutschland 
ist  die  Wieder gütmachungskommission  beauftragt,  die 
ihren  Hauptsitz  in  Paris  liat.  Sieben  Mächte,  die  Ver- 
einigten Staaten,  England,  Frankreich,  Italien,  Japan,  Bel- 
gien und  Serbien,  sollen  zu  ihr  je  einen  Delegierten  ernen- 
nen, doch  sollen  nie  mehr  als  fünf  an  den  Sitzungen  teil- 
nehmen und  stimmberechtigt  sein.  Vier  Mächte,  die  Ver- 
einigten Staaten,  England,  Frankreich  und  Italien,  sind 
siändige  Mitglieder.    Der  fünfte  Platz  gehört  Belgien,  er 
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ist  von  diesem  an  Japan  oder  Serbien  abzutreten,  wenn 
japanische  oder  serbische  Interessen  zur  Erörterung  ste- 
hen. Die  übrigen  Alliierten  haben  ein  Recht  auf  Vertre- 
tung, wenn  i'hre  Interessen  behandelt  werden,  jedoch  kein 
Stimmrecht.    Die  Beratungen  sind  in  der  Regel  geheim. 

Deutschland  hat  das  Recht,  gehört  zu  werden,  wenn  es 
Ausführungen  über  seine  Zahlungsfähigikeiten  madhen  will. 
Die  Fristen  für  dieses  Vorbringen  setzt  die  Kommission 
von  Zeit  zu  Zeit  fest,  Deutschland  hat  also  nicht  das  Recht, 
jederzeit  gehört  zu  werden.  Noch  weniger  ist  von  einem 
Recht  Deutschlands  die  Rede,  gegen  die  Höhe  der  Scha- 
deneinschätzung oder  gegen  die  Bemessung  der  Preise, 
die  ihm  für  seine  Entschädigungsleistungen  angerechnet 
werden,  Einwendungen  zu  erheben.  Irgendein  Antedi  an 
den  Beschlüssen  steht  Deutschland  nicht  zu. 

Für  die  Beschlüsse  der  Kommission  ist  Einstimmigkeit 
erforderlich  bei: 

a)  Fragen,  die  die  Souveränität  eines  der  alliierten  und 
assoziierten  Staaten  oder  die  den  ganzen  oder  teilweisen 
Erlaß  der  Schuld  oder  der  Verpflichtungen  Deutschlands 
betreffen; 

b)  Fragen  über  den  Betrag  und  die  Bedingungen  der 
Anweisungen  oder  Schuldverschreibungen  der  deutschen 
Regierung  und  über  die  Festsetzung  des  Zeitpunktes  und 
der  Art  und  Weise  ihres  Verkaufs,  ihrer  Begebung  oder 
Verteilung; 

c)  jedem  ganzen  oder  teilweisen  Aufschub  der  zwischen 
dem  1.  Mai  1921  und  Ende  1926  einschließlich  fällig  wer- 
denden Zahlungen  über  das  Jahr  1930  hinaus; 

d)  jedem  ganzen  oder  teilweisen  Aufschub  der  nach  1926 
fällig  werdenden  Zahlungen  für  eine  Dauer  von  mehr  als 
drei  Jahren; 

e)  Fragen  der  Anwendiing  einer  bestimmten  Berech- 
nung sart  bei  der  SchadensabscJiätzung  in  einem  Einzelfall, 
wenn  diese  Berechnungsart  von  der  in  einem  früheren, 
gleichliegenden  Fall  befolgten  abweicht; 

f)  Fragen  der  Auslegung  der  Bestimmungen  dieses  Teiles 
des  gegenwärtigen  Vertrags  (nämlich  der  Wiedergut- 
machungsbestimmungen). 

Alle  anderen  Fragen  werden  mit  Stimmemnehrheit  ent- 
schieden. 


99 

Allgemein  stehen  der  Kommission  liiinsichtlicti  der  Frage 
Üer  Wiedergutmachung  die  weitestgehenden  Ueber- 
wachungs-  und  Ausführungsbefugnisse  sowie  die  Ermäch- 
tigung zur  Auslegung  der  Bestimmungen  über  die  Wieder- 
gutmachung zu. 

In  regelmäßiger  Wiederkehr  schätzt  der  Ausschuß  die 
Zahlungsfähigkeit  Deutschlands  ab  und  prüft  das  deutsche 
Steuersystem,  und  zwar:  1.  Damit  alle  Einkünfte  Deutsch- 
lands einschließlich  der  für  den  Zinsendienst  und  die  Til- 
gung seiner  inneren  Anleihen  bestimmten  vorzugsweise 
zur  Abtragung  der  Wiedergutmachungsschuld  verwendet 
werden;  2.  um  die  Gewißheit  zu  erlangen,  daß  das  deutsche 
Steuersystem  hn  allgemeinen  im  Verhältnis  vollkommen 
ebenso  schwer  ist  wie  dasjenige  irgendeiner  der  im  Aus- 
schuß vertretenen  Mächte. 

Die  Maßnähmen,  zu  denen  die  alliierten  und  assoziier- 
ten Regierungen,  falls  Deutschland  vorsätzlich  seinen  Ver- 
pflichtungen nicht  nachkommt,  berechtigt  sind  und  die 
Deutschl'ind  sich  vei  pflichtet,  nicht  als  feindselige  Hand- 
lungen zu  betrachten,  können  sein:  wirtschaftliche  und. 
finanzielle  Sperr-  und  Vergeltungsmaßregeln,  „überhaupt 
solche  Maßnahmen,  welche  die  genannten  Regierungen 
als  durch  die  Umstände  geboten  erachten". 

Damit  ist  die  Wiedergutmachungskommission  zum  Uenn 
über  Leben  und  Tod  Deutschlands  gemacht.  Eine  einzige 
Stimme  des  Widerspruchs  genügt,  um  einen  teilweisen 
Erlaß  der  Schuld  oder  einen  Aufschub  der  Fälligkeiten  zu 
verhindern.  Wenn  vier  von  den  fünf  Mächten,  die  in  der 
Kommission  Sitz  und  Stimme  haben,  der  Ueberzeugung 
sind,  daß  eine  Forderung  von  bestimmter  Höhe  oder  ihre 
Erfüllung  zu  einem  bestimmten  Termin  für  Deutschland 
unerträglich  sei,  so  genügt  der  Widerspruch  der  fünften, 
Deutschland  zur  zeitgerechten  Erfüllung  der  Forderung, 
ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Konsequenzen,  zu  zwingen. 

Die  Kommission  bestimmt,  wieviel  Waren  (Tiere,  Ma- 
schinen, Baumaterialien,  Schiffe  usw.)  Deutschland  in  be- 
stimmten Fristen  zu  liefern  hat. 

Die  Kommission  überwacht  die  deutschen  Einnahmen 
und  Ausgaben.  Sie  soll  dafür  sorgen,  daß  die  deutschen 
Steuern  im  Verhältnis  ebenso  schwer  sind  wie  die  der  in 
der  Kommission  vertretenen  Mädhte  —  das  sollte  ühr  an 
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sith  nicht  sdiwer  fallen,  denn  die  deutschen  Steuern  wer- 
den schon  von  selbst  auf  alle  Fälle  schwerer  sein.  Aber 
bei  der  Verschiedenheit  der  Steuersysteme  wird  jeder  Ver- 
gleich schwer  —  und  wenn  die  Kommission  zu  der  subjek- 
tiven Ueberzeugung  kommt,  daß  d'ie  deutschen  Steuern  zu 
niedrig  seien,  muß  die  deutsche  Gesetzgebung  gehorsam 
neue  Steuern  beschließen,  denn  Deutschland  ist  verpflich- 
tet, alle  Gesetze  zu  erlassen,  dk  zur  Ausführung  des  Frie- 
densvertrages notwendig  sind. 

Sie  kann  jeden  beliebigen  Teil  der  deutschen  Einkünfte 
mit  Beschlag  belegen.  Sie  kann  insbesondere  die  Summen, 
die  zur  Verzinsung  innerer  Anleihen  bestimmt  sind,  zu 
Zwecken  der  Wiedergutmachung  einziehen,  das  heißt, 
Deutschland  ziim  Bankerott  zwingen.  Es  scheint  dabei 
vergessen  worden  zu  sein,  daß  Deutschlands  Einnahmen 
und  Ausga'ben  aus  Papiergeld  bestehen,  das  zwar  im  Inland 
einen  gewissen  Zirkuiationswert  hat,  im  Auslande  aber 
beinahe  nichts  gilt.  Eine  einschneidende  Besserung  dieses 
ZuStandes  ist  nicht  zu  erwarten,  da  Deutschland  den  Ar- 
beitslohn für  alle  Waren,  die  es  zur  Entschädigung  zu  liefern 
hat,  nur  in  Papiergeld  bezahlen  kann,  wofür  es  keinerlei 
Gegenwert  erhält.  Der  wirtschaftliche  Schaden,  der  Deutsch- 
land dadurch  zugefügt  wird,  daß  man  ihm  sein  Papiergeld 
wegnimmt  und  es  zwingt,  die  Notenpresse  zum  Ersatz  noch 
schneller  laufen  zu  lassen,  ist  unendlich  viel  größer  als  der 
wirtschaftliche  Nutzen,  den  die  andere  Seite  aus  dem  Erlös 
dieses  entwerteten  Geldes  ziehen  kann. 

Oder  will  man  das  deutsche  Geld  im  deutschen  Inland 
anlegen?  Dann  wird  sich  die  Entente  allmählich  in  den 
Besitz  aller  deutschen  Arbeitsmittel,  Grund  und  Boden, 
Fabriken  usw.  setzen  und  als  Kapitalist  auc^h  die  sozialen 
Ansprüche  der  gänzlich  verelendeten  Bevölkerung  zu  tra- 
gen haben. 

Wegen  der  Entwertung  des  deutschen  Geldes  war  es 
konsequent,  Deutschland  nicht  in  Wertscheinen,  sondern  in 
Wertgegenständen,  Waren,  zahlen  zu  lassen.  Diese  Kon- 
sequenz wird  aber  wieder  durchbrochen  durch  die  Ab- 
sicht, auch  die  Geldeinkünfte  Deutschlands  zur  Wieder- 
gutmachung heranzuziehen.  Der  dadurch  verursachte 
Bankerott  Deutschlands  wird  auch  zahllose  deutsche  Aus- 
landsgläubiger treffen,  er  wird  Deutschland  zur  Leistung 
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weiterer  Entschädigungen  unfähig  macTien,  und  dann  wird 
man  wieder  einmal  erfahren  haben,  wie  leidit  im  wirt- 
schaftlichen Kampf  die  Kugel  auf  den  Schützen  zurück- 
prallt. Der  Bankerott  Deutschlands  ist  der  Bankerott  Euro- 
pas mit  allen  seinen  unabsehbaren  Folgen.  Vielleicht  steht 
die  Wiedergutmachungskommission  eines  Tages  vor  einem 
allgemeinen  Trümmer'haufen  und  wird  dann  klagend  aus- 
rufen:   „Das  war  nicht  die  Absicht!" 

Wenn  aber  die  Kuh,  die  Milch  geben  soll,  tot  ist,  wird 
man  sie  durch  Futterentziehung,  „wirtschaftliche  und  fi- 
nanzielle Sperr-  und  Vergeltungsmaßregeln"  nicht  wieder 
lebendig  machen,  noch  weniger  durch  „sonstige  Maßnah- 
men", die  verschwommen  angedeutet  werden,  die  Deutsch- 
land aber  auf  keinen  Fall  als  feindliche  Handlungen  be- 
trachten darf.  Es  ist  alles  erlaubt  —  aber  wird  es  helfen? 
Qegen  das  Institut  der  Wiedergutmachungskommission 
hatte  die  deutsche  Note  vom  29.  Mai  1919  ausgeführt: 

Die  internationale  Kommission  für  Wiedergutmachun'g  erhält 
diktatorische  Gewalt  über  unser  gesamtes  Volksleben  in  Wirt- 
schaft und  Kultur,  ihre  I3efugnisse  gehen  weit  über  die  hinaus, 
die  der  Kaiser,  der  deutsche  Bundesrat  und  der  deutsche 
Reichstag  zusammen  jemals  im  Reichsgebiet  besessen  haben. 
Die  Kommission  verfügt  unbeschränkt  über  die  Wirtschaft  der 
Staaten,  der  Kommunen  und  des  einzelnen.  Auch  das  gesamte 
Bildungs-  und  Gesundheitswesen  ist  von  ihr  abhängig.  Sie 
kann,  um  die  Steuerzahlungen  zu  erhöhen,  die  soziale  Fürsorge 
für  die  deutschen  Arbeiter  unterbinden. 

In  ihrer  Antwort  erklärten  die  alliierten  und  assoziierten 
Regierungen,  der  Charakter  der  Wiedergutmachungskom- 
mission sei  von  der  deutschen  Friedensdelegation  völlig 
verkannt  worden.  Die  Kommission  solle  wohl  die  Erfül- 
lung der  deutschen  Wiedergutmachungspflichten  sicher- 
stellen, auf  der  anderen  Seite  aber  sei  ihr  auch  einge- 
schärft, „hierbei  der  ^Notwendigkeit  Rechnung  zn  tragen, 
die  gesellschaftliche,  wirtschaftliche  und  finanzielle  Orga- 
nisation eines  Deutschland  aufrechtzuerhalten,  welches 
sich  autrichtig  anstrengt,  seine  volle  Tatkraft  der  Wieder- 
gutmacliung  der  von  ihm  verursachten  Verluste  und  Schä- 
den zu  widmen."  Die  Kommission  habe  nicht  das  Recht, 
Deutschland  seine  innere  Gesetzgebung  zu  diktieren,  die 
Ausschreibung  oder  Einziehung  von  Steuern  anzuordncM 
oder  leitende  Vorschriften  über  die  Aufstellung  des  deui- 
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sehen  Sfaatsfianslialfe  zu  macfien.  Die  Kommfssion  werde 
den  deutschen  Staatshaushalt  nur  in  zwei  Richtungen  prü- 
fen, erstens  um  festzustellen,  ob  die  Hinausrückung  von 
Zahlungsterminen  und  die  Aenderung  von  Zahhingsweisen 
notwendig  sei,  und  zweitens  um  fe^tzustelkn,  ob  das 
deutsche  Steuersystem  ebenso  schwer  sei  wie  das  jedes 
einzelnen  m  der  Kommission  vertretenen  Staates.  Weiter 
wird  gesagt: 

Die  Kommission  ist  weder  ein  Werkzeug  zar  Bedrückung 
noch  ein  listiges  Mittel  zur  Einmischung  in  Deutschlands  Ho- 
heitsrechte. Sie  hat  keine  Truppen  zur  Verfügung;  sie  hat  kei- 
nerlei Exekutivrechte  innerhalb  der  Gebiete  Deutschlands;  sie 
kann  sich  nicht  wie  man  ihr  untersteHt,  in  die  Leitung  oder 
Ueberwachnn?  des  Erziehiungrswesens  oder  irgendwelcher  an- 
deren deutschen  Einrichtungen  mischen.  Ihre  Aufgabe  ist  es, 
das  festzusetzen,  was  bezahlt  werden  muß,  sich  zu  vergewis- 
sern, daß  Dciutschland  zahlen  kann,  und  den  von  ihr  vertrete- 
nen JMächten  2m  berichten,  falls  Deutschland  seine  Verpflich- 
tungen nicht  erfüllen  sollte;  welches  auch  immer  die  V/ege 
sein  mögen,  durch  die  sich  Deutschland  die  zu  zahlende  Summe 
verschafft,  die  Kommission  kann  nicht  das  Einschlagen  anderer 
Wege  fordern;  wenn  Deutschland  Zahlung  in  natura  anbietet, 
hat  die  Kommission  das  Recht,  diese  anzunehmen,  aber  mit 
Ausnahme  der  im  Vertrage  vorgesehenen  Fälle  kann  die  Kom- 
mission eine  solche  Zahlungsweise  nicht  fordern. 

Die  Bemerkungen  der  deutschen  Delegation  scheinen  zu  zei- 
gen, daß  sie  nicht  verstanden  hat,  daß  die  der  Kommission 
vorgeschriebene  Prüfung  der  deutschen  Finanzwirtschaft  den 
Zweck  hat,  das  deutsche  Volk  nicht  weniger  als  die  alliierten 
Völker  zu  schützen.  Eine  solche  Prüfung  ist  nicht  inquisito- 
risch, denn  das  deutsche  Steuersystem  kümmert  die  anderen 
Mächte  nicht,  noch  ist  seine  Kenntnis  an  sich  für  sie  von  Inter- 
esse. Aber  wenn  jede  Erklärung  der  deutschen  Regierung 
über  ihre  Zahlungsunfähi'gkeit  ordnungsgemäß  erwogen  wer- 
den soll,  ist  eine  solche  Prüfung  unerläßlich. 

Die  Zukunft  muß  zeägen,  ob  diese  Ausführungen  nur  ein 
Versuch  waren,  den  Widerstand  Deutschlands  gegen  die 
Unterzeichnung  des  Friedensvertrags  zu  mildem,  oder  ob 
sie  eine  Absicht  ausdrücken,  die  ehrlich  ist  und  die  dann 
ebenso  vernünftig  wie  ehrlich  wäre.  Es  hängt  in  dieser 
Beziehung  alles  davon  ab,  welcher  Geist  die  in  der  Kom- 
mission vertretenen  Völker  und  ihre  Regierungen  beseelen 
wird.    Wenn  in  der  Wiedergutmachungskomimission  die 
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Vertreter  kanftalistischer  Cliqueii  sitzen,  ifie  in  der  Aus- 
fü'hrung  des  Friedensvertrags  nur  die  letzte  Phase  eines 
Kon'kurrenzliampfs  erblicken,  wird  sich  ihre  Tätigkeit  ganz 
anders  gestalten,  als  wenn  die  Vertreter  der  arbeitenden 
Völker  dort  Sitz  und  Stimme  haben.  Die  Kommission  soll 
dreißig  Jahre  amtieren,  ja  noch  länger,  bis  aHe  Schulden 
beza'hit,  alle  Kontributionen  unter  den  Alliierten  verteilt 
sind.  In  diesen  dreißig  Jahren  kann  viel  gutgemacht  wer- 
den, wenn  nicht  sdhon  in  den  ersten  Jahren  alles  schlecht 
gemacht  wird. 

Einstweilen  aber  ist  Poincare  von  Frankreich  zu  seinem 
Vertreter  in  der  Kommission  und  von  dieser  zu  ihrem  Prä- 
sidenten gewählt  worden. 


Wirtschaftliche  Bestimmungen. 

Der  X.  Teil  des  Friedensdokuments  legt  zunächst  in 
Art.  264  und  den  folgenden  Deutschland  die  Verpflichtung 
auf,  den  alliierten  und  assoziierten  Staaten  volle  zollpoli- 
tische  Meistbegünstigung  zu  gewähren,  so  daß  jeder  Staat 
automatisch  in  dieselben  Vorteile  eintrit-t,  die  irgendeinem 
andern  gewährt  werden.  Diese  Meistbegünstigung 
beruht  jedoch  nicht  auf  Gegenseitigkeit,  wie  sie  im  Frieden 
mit  Frankreich  im  Jahre  1871  sti'puiiert  wurde.  Deutsch- 
land kann  demnach  wohl  einen  autonomen  Zolltarif  auf- 
stellen, aber  keine  Handelsverträge  schließen,  und  es  kann 
handelspolitische  Schikanen,  denen  es  von  selten  eines 
alliierten  oder  assoziierten  Staates  ausgesetzt  sein  kann, 
nicht  mit  Vergeltungsmaßregeln  beantworten.  Im  besetzten 
Gebiet  können  die  Besatzungsmächte  ein  eigenes  Zoll- 
regime einrichten. 

Die  gleiche  Meisthegünstigung  ohne  Gegenseitigkeit 
gilt  auch  für  die  Schiffahrt.  Deutschland  verpflichtet  sich, 
Maßnahmen  gegen  den  unlautern  Wettbewerb  zu  treffen; 
hier  ist  Gegenseitigkeit  wenigstens  für  den  Schutz  der  Her- 
kunftsbezeichnungen gewährt.  Die  Staatsangehörigen  der 
Entente  dürfen  im  deutschen  Inland  keinen  Maßnahmen 
unterworfen  werden,  die  nicht  für  alle  Ausländer  gelten,  sie 
sind  auch  in  dieser  Beziehung  als  Meistbegünstigte  zu  be- 
handeln, sie  dürfen  nicht  höher  besteuert  werden  als  In- 
länder,   ihnen    dürfen    keine    Beschränkungen    auferlegt 
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werden,  cfte  nfchtt  sdßon  vor  dem  Kriege  ßesfemöen,  falls 
diese  Besdiränikungen  nicht  auch  den  Iniändern  auferlegt 
werden,  sie  sollen  für  fhre  Person,  fhr  Eigentum  und  ilire 
Rechte  dauernden  Sclnitz  genießen  und  freien  Zutritt  zu 
den  Qeridhten  haben.  Die  Staaten  der  Entente  können 
Konsuln  ernennen,  Deutschland  verpflichtet  sich,  ihre  Er- 
nennung gutzuheißen. 

Gegenseitigkeit  ist  in  all  diesen  Bestimmirngen  nicht 
vorgesehen.  Irgendwelche  Redhle  Deutschlands  und  der 
Deutschen  imi  Ententegebiet  werden  wörtlich  überhaupt 
nicht  anericannt.  Dagegen  wird  ausdrücklich  bestimnrt, 
daß  rn  gewissen  Gebieten  —  Elsaß-Lx>thringen,  den  frü- 
heren deutschen  Kolonien  —  der  Zuzwg  von  Deutschem  und 
der  Erwert  von  Eigentumi  durch  Deutsche  verboten  werden 
kann.  Wenn  ein  Ententestaat  Deutschland  das  Recht  auf 
konsularische  Vertretung,  den  Deutschen  das  Recht  der 
Niederlassunig  und  des  Erwerbs  auf  seinem  Gebiet  ver- 
weigert, so  ist  Deutschland  nicht  in  der  Lage,  Gegeranaß- 
regeln   ergreifen  zu  können. 

Alle  Kriegsmaßnahmen,  die  Deutschland  gegen  feind- 
liches Eigentum  getroffen  hat,  sind  aufgehoben.  Aue 
Kriegsmaßnahmen,  die  die  Entente  gegen  deutsches  Eigen- 
tum getroffen  hat,  können  fortgesetzt  werden.  Das  vor 
dem  Krieg  in  Ententehand  voi'handen  gewesene  deutsche 
Eigentum  bleibt  zu  Zwecken  der  Wiedergutmachung  ver- 
fallen, die  Begründung  von  neuem  ist  Schwierigkeiten 
unterworfen,  die  umgekehrt  für  die  Ententearrgehörigen 
hinsichtlich  des  Erwerbs  von  Eigentum  in  Deutschland 
nidit  bestdien.  Heute  bereits  geht  bisher  deutsches  Eigen- 
tum auf  deutschem  Boden  in  ungeheuren  Massen  in  den 
Besitz  von  Ausländern  über,  während  Deutsche  aus  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Gründen  sogut  wie  gar  kein 
Eigentum  im  Ausiland  erwerben  können.  Der  deutsche 
Kapitalismus  ist  niciht  nur  aus  dem  Ausland  hinausgeworfen, 
sondern  auch  in  Deutschland  selbst  vom  ausländischen 
Kapitalismus  hart  bedrängt.  In  diesem  Tatbestand  drückt 
sich  sinnfällig  das  vorläufige  wirtschaftliche  Ergebnis  des 
Krieges  aus.  Deutschland  wird  der  rechtlose  Proletarier 
unter  den  Nationen. 

Im  Xil.  Teil  des  Vertrages  werden  Deutschlands  Haupt- 
wasserwege für  international  erklärt:  Rhein,  Mosel,  ElhCj 
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Oder,  Donan  iiml  jVder  schiffbare  Telt  fhrer  niiß'netze.  Sie 
werden  internationalen  Ausschüssen  unterstellt,  in  denen 
die  Deutschen  rn  der  Mirrderheit  sind  (Rlhein  4  von  19, 
Oder  3  von  9,  Eibe  4  von  10).  Deutschland  hat  —  wie  fast 
seine  gairze  Handelsflotte  —  audh  einen  Teil  semer  Fhiß- 
fahrzeuge  abzutreten.  Seine  Souverämtätsredhte  über  die 
schiffbaren  Flüsse  innerhalt)  seines  Gebiets  smd  tatsächlidh 
aufgehoben.  Frankreich  efhäH;  u.  a.  das  ausscMießliobe 
Recht  auf  die  durch  Bauten  im  Rhein  erzeugte  Wasserkraft 
mit  dem  Vorbehalt,  daß  an  Deutschland  die  Hälfte  des 
Wertes  der  gewonnenen  Kraft  zu  bezahlen  ist,  ferner  das 
Recht,  auch  am  rechten  RheLnufer  Arbeiten  auszuführen. 
Wenn  Belgien  in  den  nächsten  25  Jahren  einen  Qroßschif- 
f^rtsweg  Rhein-Maas  anliegen  will,  so  ist  Deutschäaod 
verpflichtet,  das  auf  seinem  Gebiet  belegene  Teilstüdk  nach 
belgischen  Ränen  auszuführen.  Die  belgische  Regierung 
bat  das  Recht,  im  Gelände  alle  nötigen  Vorarbeiten  zu 
machen,  und  wenn  Deutschland  die  Ausführung  verweigert, 
erfolgt  sie  durch  den  2^ntralaussdhuß. 

Auf  den  deutschen  Eisenbahnen  genießen  Enterrtegüter 
tarifarische  Meistbegünstigung.  Auch  hier  ist  von  Gegen- 
seitigkeit nicht  die  Rede.  So  ist  das  gamze  Budh  auf  den- 
selben Ton  gestimmt:  „Deutschland  verzichtet  .  .  ."  oder 
„Deutschland  verpflichtet  sich  . .  .**  Von  Rechten  ist  nicht 
die  Rede!  

Internationaler  Arbeiterschutz. 

Das  Dokument  von  Versailles  handelt  in  seinem  13.  Teil 
von  der  Organisation  der  Arbeit.  Der  Weitfrieden  sei  ntrr 
auf  dem  Boden  der  sozialen  Gerechtigikeit  zu  begründefi. 
Dazu  gehöre  die  Beseitigung  der  Unzufriedenheit  mit  den  Ar- 
beitsbedingungen, die  Ungerechtigkeit,  Elend  und  Entbeh- 
rung für  eine  große  Zahl  von  Personen  erzeuge.  „Bewegt 
durch  Gefühle  der  Gerechtigkeit  und  Menschlichkeit"  hat 
man  vereinbart,  eine  ständige  Organisation  zu  begründen, 
die  sich  mit  folgenden  Dingen  beschäftigen  soll:  Maximal- 
arbeitstag, Arbeitsvermittlnng,  Bekämpfung  der  Arbeits- 
losigkeit, Zusicherung  eines  Lohnes,  der  angemessene  Da- 
seinsbedingungen garantiert,  Schutz  der  Arbeiter  gegen 
Krankheiten  und  Unfälle,  Sühutz  der  Kinder,  Jugendlichen 
und  Frauen,  Alters-  und  Invalidenversicherung,  Schutz  der 
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Interessen  der  itti  Auslan<i  bescTiäftisten  Arbeiter,  Anerken- 
nung der  Koalitionsfreiheit,  der  beruflichen  un«d  technisdien 
Fortbildung. 

Die  ursprünglichen  Mitglieder  des  Völkerbundes  sind 
auch  die  Mitglieder  der  Organisation  der  Arbeit.  Zur 
ständigen  Organisation  gehören  1.  eine  allgemeine  Konfe- 
renz der  Vertreter  der  Mitglieder,  2.  ein  internationales 
Arbeitsamt  unter  Leitung  eines  Verwaltungsrates.  Mit- 
glieder sind  die  Regierungen.  Die  Konferenz  der  Vertre- 
ter dieser  Regieningen  setzt  sich  zusammen  aus  je  vier 
Vertretern  der  Regierungen,  von  denen  zwei  Delegierte 
der  einzelnen  Regierungen  sind,  die  übrigen  zwei  ein  Ar- 
beiter und  ein  Arbeitgeber.  Hiernach  ist  der  direkte  Ein- 
fluß der  Arbeiter  auf  ein  Viertel  der  Beteiligten  beschränkt 

Am  Sitz  des  Völkerbundes  wird  ein  internationales  Ar- 
beitsamt errichtet,  als  l'eil  der  Einrichtungen  dieses  Völ- 
kerbundes. Das  Arbeitsamt  besteht  aus  24  Personen,  wo- 
von 12  Vertreter  der  Regierungen,  6  Arbeitgeber  und  6 
Arbeitnehmer  sind.  Die  Aufgaben  des  internationalen  Ar- 
beitsamts sind  die  Sammlung  und  Verteilung  aller  Infor- 
mationen in  bezug  auf  die  internationale  Regelung  der  Ar- 
beitsverhältnisse und  Arbeitsbedingungen,  das  Studium 
derjenigen  Fragen,  die  der  Konferenz  vorgelegt  werden  sol- 
len, zum  Zwecke  des  Abschlusses  internationaler  Abkom- 
men und  die  Durchführung  der  von  der  Konferenz  be- 
schlossenen Untersuchungen.  Das  Amt  ist  aber  keine 
Einrichtung,  mit  der  die  Arbeiterorganisationen  aller  Län- 
der direkt  in  Verbindung  treten  können.  Nur  die  Mini- 
sterien der  angeschlossenen  Länder  können  mit  dem  Di- 
rektor direkt  verkehren. 

Die  Tagesordnung  der  internationalen  Konferenz  ist  vier 
Monate  vor  ihrer  Eröffnung  allen  Regierungen  mitzuteilen. 
Damit  sich  aber  diese  internationale  Konferenz  nicht  mit 
Angelegenheiten  beschäftigen  kann,  die  den  Regierungen 
unangenehm  sind,  hat  jede  Regierung  das  Recht,  die  Auf- 
nahme eines  oder  mehrerer  Punkte  in  die  Tagesordnung 
abzulehnen.  Diese  von  einer  Regierung  abgelehnten  Gegen- 
stände können  nur  auf  die  Tagesordnung  kommen,  wenn 
zwei  Drittel  der  abgegebenen  Stimmen  der  anwesenden 
Delegierten  dies  beschließen.  Damit  wird  auf  der  Konferenz 
die  bestimmende  Teilnahme  der  Arbeiter  unmöglich  ge- 
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macht,  es  sei  denn,  daß  es  den  Arbeftern  berehs  gelungen 
sei,  bestimmenden  Einfluß  auf  ihre  Regierung  auszuüben. 
Die  Konferenz  kann  Vorschläge  beschließen,  die  die  Form 
einer  Empfehlung  oder  des  Entwurfs  einer  durch  die  Mit- 
glieder zu  ratifizierenden  internationalen  Abmachung  ha- 
ben. Die  angeschlossenen  Regierungen  müssen  sich  ver- 
pflichten, innerhalb  eines  Jahres  den  Entwurf  oder  die 
Abmachung  den  zuständigen  Qesetzgebungsfaktoren  vor- 
zulegen. Lehnt  die  Regierung  oder  die  für  die  Zustim- 
mung zuständige  Instanz  das  Abkommen  ab,  dann  unter- 
liegt es  keiner  Verpflichtung  zur  Durchfühning  der  Be- 
stimmungen. 

Wenn  eine  Vereinbarung  von  einer  Regierung  nicht  in 
genügender  V/eise  durchgeführt  wird,  obgleich  sie  der 
Vereinbarung  beigetreten  ist,  so  kann  diese  Regierung  auf- 
gefordert werden,  ein  Erklärung  abzugeben.  Der  Ver- 
waltungsrat kann  sich  aber  auch  mit  dieser  Regierung  in 
Verbindung  setzen  und,  wenn  er  es  für  notwendig  erachtet, 
die  Bildung  einer  Untersiichimgskommission  veranlassen. 
Diese  verfaßt  einen  Bericht,  in  dem  nötigenfalls  auc^h  die- 
jenige Bestimmung  wirtschaftlicher  Art  festzulegen  ist,  die 
die  Kommission  für  angebracht  erachtet  und  deren  An- 
wendung durch  die  anderen  Regierungen  ihr  gerechtfertigt 
erscheint.  Die  angegriffene  Regierung  kann  aber  auch  die 
Vorschläge  ablehnen  und  sie  dem  ständigen  Gerichtshof 
des  Völkerbundes  unterbreiten.  Dieser  entscheidet  end- 
gültig. Fügt  sich  die  betreffende  Regierung  auch  dann 
nicht,  dann  kann  jede  dem  Völkerbund  angeschlossene  Re- 
gierung diejenigen  Sicherungen  wirtschaftlicher  Art  an- 
wenden, die  die  Gerichtsentscheidung  für  anwendbar  be- 
zeichnet. Die  schuldige  Regienmg  kann  erklären,  daß  sie 
die  notwendigen  Maßnahmen  ergriffen  hat,  und  den  Ver- 
waltungsrat auffordern,  eine  Untersuchungskommission 
einzusetzen,  um  ihre  Angaben  nachzuprüfen. 

So  unzureichend  der  Gedanke  des  internationalen  Ar- 
beiterschutzes durch  diese  Bestimmungen  durchgeführt 
wird,  so  sehr  darf  man  den  Gedanken  selbst  begrüßen.  Und 
dazu  hat  Deutschland  den  allermeisten  Anlaß,  denn  da  es 
durch  den  übrigen  Inhalt  des  Friedensvertrags  zum  Pro- 
letarier der  Weltvölker  gemacht  wird,  der  zu  Zwecken  der 
Wiedergutmac^hung  Mehrwert  in  ungeheurer  Menge  her^ 
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zustellen  hat,  ist  es  audi  am  Arbeiterschutz  ganz  beson- 
ders interessiert.  Darum  lohnt  es  sich  auch,  den  einleiten- 
den Bemerkungen  dieses  Vertrag&kapitels  eine  nähere  Be- 
trachtung zu  widmen.    Sie  besagen  folgendes: 

Da  der  Völkerbuird  die  Begründung  des  Weltfriedens  zum 
Ziele  hat,  und  ein  solcher  Friede  nur  auf  dem  Boden  der  so- 
zialen Gerechtigkeit  aufgebaut  werden  kann, 

da  ferner  Arbeitsbedirijgiungen  bestehen,  die  für  eine  große 
Anzahl  von  Menschen  mät  so  viel  Ungerechtigkeit,  Elend  und 
Entbehrungen  verbunden  sind,  daß  eine  den  Weltfrieden  und 
die  Welteintracht  gefährdende  Unzufriedenheit  entsteht,  und 
da  eine  Verbesserung  dieser  Bedingungen  dringend  erforder- 
lich ist,  zaim  Beispiel  hinsichtlich  der  Regelung  der  Arbeitszeit, 
der  Festsetzun'g  einer  Höchstdauer  des  Arbeitstages  und  der 
Arbeitswoche,  der  Regelung  des  Arbeitsrnarkts,  der  Verhütung 
der  Arbeitslosigkeit,  der  Gewährleistung  von  Löhnen,  welche 
angemessene  Lebensbedingungen  ermöglichen,  des  Schutzes 
der  Arbeiter  gegen  allgemeine  und  Berufskrankheiten  sowie 
gegen  Arbeitsunfälle,  des  Schutzes  der  Kinder,  Jugendlichen 
und  Frauen,  der  Alters-  und  Invalidenunterstützung,  des 
Schutzes  der  Interessen  der  im  Ausland  beschäftigten  Arbeiter, 
der  Anerkennung  des  Grundsatzes  der  Freiheit  gewerkschaft- 
lichen Zusammenschlusses,  der  Gestaltung  de^  beruflichen  und 
tec'mischen  Unterrichts  und  ähnlicher  Maßnahmen, 

da  endlich  die  Nichtannahme  einer  wirklich  menschlichen  Ar- 
beitsordnung durch  irgendeine  Regierung  die  Bemühungen  der 
anderen,  auf  die  Verbesserung  des  Loses  der  Arbeiter  in  ihrem 
eigenen  Lande  bedachten  Nationen  hemmt, 

haben  die  hohen  vertragschließenden  Teile,  geleitet  sowohl 
von  den  Gefühlen  der  Gerechtigkeit  und  Menschlichkeit  als 
auch  von  dem  Wunsche,  einen  dauernden  Weltfrieden  zu  si- 
chern, folgendes  vereinbart. 

Die  theoretische  Einsicht,  die  aus  diesen  Bemerkungen 
spricht,  kann  gar  nicht  hoch  genug  gepriesen  werden.  So- 
ziales Elend  in  einzelnen  Ländern  gefährdet  den  Weitfrie- 
den und  hemmt  den  sozialen  Aufstieg  der  Arbeiter  in  den 
andern  Ländern.  Mit  dieser  Feststellung  ist  die  schärfste 
Verurteilung  einer  Friedenspolitik  ausgesprochen,  die  dar- 
auf ausgeht,  die  Völker  der  besiegten  Staaten  in  einen  dau- 
ernden Zustand  sozialen  Elends  herabzudrücken. 

Dadurch,  daß  Deutschland  den  i3.  Teil  des  Friedens- 
vertrags —  lieber  als  jeden  andern  —  angenommen  hat, 
ist  es  in  einen  Konflikt  der  Pflichten  geraten.     Auf  der 


109 

einen  Seite  liat  es  sich  verpflichtet,  die  Arbeifszeit  zu  be- 
schränken, Löhne  zu  zahlen,  die  eine  angemessene  Lebens- 
haltung möglich  machen,  die  Arbeiter  vor  Unfall  und  Be- 
rufs'kranktheit  zu  schützen,  Kinder,  Jugendliche  und  Frauen 
vor  schädigender  Ausbeutung  zu  bewahren  usw.  Auf  der 
anderen  Seite  hat  es  aber  Verpflichtungen  übernehmen  müs- 
sen, die  ihm  nach  der  in  Deutschland  allgemeinen  Meinung 
die  Erfüllung  der  ersieren  Verpflichtungen  unmöglich 
machen.  Man  ist  in  Deutschland  allgemein  davon  über- 
zeugt, daß  die  Befriedigun-g  der  von  den  Siegern  gestellten 
Ansprüche  selbst  dann  nicht  möglich  ist,  wenn  alle  erwach- 
senen Deutschen  bei  kärglichstem  Lohn  Tag  und  Nacht  ar- 
beiten würden.  Wenn  sich  mm  herausstellt,  daß  hier  ein 
Widerspruch  vorliegt  und  daß  man  Deutschland  nur  ver- 
pflichten kann,  das  eine  oder  das  andere  zu  tun  —  ent- 
weder seine  arbeitende  BevölTcerung  vor  der  sdhiimmsten 
Ausbeutun-g  zu  schützen  oder  aber,  ohne  Rücksicht  auf 
diesen  geforderten  Schutz  die  von  der  Wiedergut- 
machungskommission  festgesetzten  Beträge  bis  zum  letz- 
ten Pfennig  aufzubringen  — ,  welche  von  diesen  beiden  mit- 
eiaander  unvereinbaren  Verpflichtungen  wird  dann 
Deutschland  nadhgesehen  oder  wenigstens  gemildert  wer- 
den? Die  Antwort  auf  diese  Frage  hängt  in  hohem  Maße 
ab  von  der  Zusammensetzung  der  Wiedergutmachungs- 
kommission,  deren  Mitglieder  von  den  alliierten  und  asso- 
ziierten Regierungen  ernannt  werden,  und  von  den  Instruk^ 
tionen,  die  sie  erhalten  wird.  Auf  alle  Fälle  muß  aber  fest- 
gehalten werden,  daß  nach  dem  klaren  Wortlaut  des  Ver- 
trages selbst  jede  Anspannung  der  Arbeitskräfte,  die  die 
Vorschriften  des  internationalen  Arbeiterschutzes  über  den 
Haufen  rennt,  als  eine  Schädigung  der  internationalen  Ar- 
beiterinteressen zu  betrachten  ist.  Auch  aus  dieser  Be- 
trachtung geht  hervor,  was  auc!h  an  anderer  Stelle  nach- 
gewiesen wird,  daß  die  Regelung  der  aus  dem  Kriege  ent- 
standenen Verbindlichkeiten  im  Sinne  eines  sozialen  Aus- 
gleichs und  nicht  als  kapitalistische  Ausbeutung  der  besieg- 
ten Länder  durch  die  Sieger  erfolgen  muß.  Sonst  wird 
als  der  eigentliche  Sieger  im  Weltkrieg  die  internationale 
Kapitalsmacht  dastehen,  und  die  Arbeiter  aller  Länder,  der 
siegreichen  wie  der  besiegten,  werden  unter  ihrem  Druck 
auf  das  schwerste  zu  leiden  haben. 
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Die  Zwecke  der  gesch'üffenen  EinricMung  werden  dann 
noch  in  einem  zweiten  Absdhnitt  des  13.  Teils  zu  folgen- 
den  „Allgemeinen   Grundsätzen"  zusammengefaßt: 

Die  hohen  vertragschließenden  Teile  haben  in  Anerkennung: 
dessen,  daß  das  körperliche,  sittliche  und  geistige  Wohlergehen 
der  Lohnarbeiter  vom  internationalen  Standpunkt  aus  von 
höclistcr  Bedeutung  ist,  zur  Erreichung  dieses  erhabenen  Zieles 
die  in  Abschnitt  I  vorgesehene  und  dem  Völkerbund  angeglie- 
derte ständige  Einrichtung  geschaffen. 

Sie  erkennen  an,  daß  die  Verschiedenheiten  des  Klimas,  der 
Sitten  und  Gebräuche,  der  wirtschaftlichen  Zweckmäßigkeit  und 
industrielle  Ueberlieferung  die  sofortige  Herteiführung  der  voll- 
ständigen Einheitlichkeit  in  den  Arbeitsverhältnissen  erschwe- 
ren. Aber  in  der  Ueberzeugung.  daß  die  Arbeit  nicht  als  bloße 
Handelsware  betrachtet  werden  darf,  glauben  sie,  daß  Wege 
und  Grundsätze  für  die  Regelung  der  Arbeitsverhältnisse  sich 
finden  lassen,  die  alle  industriellen  Gemeinschaften  zu  befolgen 
sich  bemühen  sollten,  soweit  ihre  I^esonderen  Verhältnisse  dies 
gestatten. 

Unter  diesen  Wegen  und  Grundsätzen  erscheinen  den  hohen 
vertragschließenden  Teilen  die  folgenden  von  besonderer  und 
Beschleunigung   erheischender   Wichtigkeit: 

1.  E>er  obenerwähnte  leitende  Grundsatz,  daß  die  Arbeit  nicht 
lediglich  als  Ware  oder  Handelsartikel  angesehen  werden 
darf; 

2.  das  Recht  des  Zusammenschlusses  zu  allen  nicht  dem  Gesetz 
zuwiderlaufenden  Zwecken  sowohl  für  Arbeitnehmer  als 
auch  für  Arbeitgeber; 

3.  die  Bezahlung  der  Arbeiter  mit  einem  Lohn,  der  ihnen  eine 
nach  der  Auffassung  ihrer  Zeit  und  ilires  Landes  ange- 
messene Lebensführung  ermöglicht; 

4.  Annahme  des  Achtstundentags  und  der  48-Stunden-Woche 
als  zu  erstrebendes  Ziel  überall  da,  wo  es  noch  nicht  er- 
reicht ist; 

5.  die  Annahme  einer  wöchentlichen  Arbeitsruhe  von  minde- 
stens 24  Stunden,  die  nach  Möglichkeit  den  Sonntag  ein- 
schließen soll; 

6.  die  Beseitigung  der  Kinderarbeit  und  die  Verpflichtung,  die 
Arbeit  Jugendlicher  beiderlei  Geschlechts  so  einzuschrän- 
ken, wie  es  notwendig  ist,  um  ihnen  die  Fortsetzung  ihrer 
Ausbildung  zu  ermögliclien  und  ilire  körperidohe  Entwick- 
lung sicherzustellen; 

7.  der  Grundsatz  gleichen  Lohnes  ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechts für  eine  Arbeit  von  gleidiem  Werte; 
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8.  die  in  jedem  Lamle  über  die  Arbeitsverhältnisse  erlassenen 
Vorschriften  haben  allen  im  Lande  sich  erlaubterweise  auf- 
haltenden Atbeitern  eine  gerechte  wirischaHUche  Behand- 
lung zu  sichern; 

9.  jeder  Staat  hat  einen  Aufsichtsdienst  einzurichten,  an  dem 
auch  Frauen  teilnehmen,  um  die  Durchführung  der  Gesetze 
und  Vorschriften  für  den  Arbeiterschutz  sicherzustellen. 

Die  ho'hen  vertragschließenden  Teile  verkünden  nicht  die 
Vollständigkeit  oder  Endgültigkeit  dieser  Grundsätze  und 
Wege,  erachten  sie  jedoch  für  geeignet,  der  Politik  des  Völ- 
kerbundes als  Richtschnur  zu  dienen  und,  im  Falle  ihrer  An- 
nahme durch  die  dem  Staatenausschuß  als  Mitglieder  ange- 
hörenden industriellen  Gemeinschaften  sowie  der  Sicherstel- 
lung ihrer  praktischen  Durchführung  durch  eine  entsprechende 
Aufsichtsbehörde,  dauernde  Wohltaten  unter  den  Lohnarbeitern 
der  Welt  zu  verbreiten. 

Sollte  es  unter  der  Herrschaft  des  Friedens  von  Ver- 
sailles möglich  sein,  daß  jeder  arbeitende  Bürger  der  Deut- 
schen Republik  in  täglicher  achtstündiger  Arbeitszeit  soviel 
verdiente,  daß  iihm  ein  angemessener  Lebensunterhalt  ge- 
sichert wäre,  so  wäre  vom  deutschen  Standpunkt  aus  kein 
Wort  dagegen  eänzuwenden,  daß  überschießende  Erträge 
zur  Wiederaufrichtung  jener  Völker  verwendet  werden 
sollen,  die  im  Kriege  noch  mehr  gelitten  haben  als  das 
deutsche.  Der  Frieden  wird  aber  nur  dann  wirklich  für 
alle  Zeit  gesichert  sein  und  nur  dann  zum  Heil  der  arbei- 
tenden Völker  aller  Länder  dienen,  wenn  der  13.  Teil  des 
Friedensvertrags  in  der  Praxis  als  einschränkende  Inter- 
pretation aller  übrigen  Teile  angenommen  wird,  d.  h.,  wenn 
der  Grundsatz  angenommen  wird,  daß  Deutschland  zu 
nichts  verpflichtet  wird,  was  es  nur  durch  Ueberarbeitung 
und  Unterernährung  seiner  arbeitenden  Bevölkerung  zu 
erfüllen  imstande  wäre. 

Die  erste  internationale  Arbeiterkonferenz,  die  auf  Grund 
des  Friedensvertrages  einberufen  wurde,  hat  im  November 
1919  in  Washington  unter  prinzipieller  Zulassung  der  Deut- 
schen, aber  in  ihrer  tatsächlichen  Abwesenheit  getagt.  Es 
waren  vierzig  Staaten  vertreten.  Ihre  Beschlüsse  umfas- 
sen verschiedene  Vorschläge  für  internationale  Arbeits- 
übereinkommen und  einige  Vorschläge,  die  den  Mitglieds- 
staaten für  ihre  Landesgesetzgebung  gemacht  werden 
sollen. 


112 

Der  Achtstundentag  und  die  48-SturKienwodie  für  die 
Industrie  sind  die  Gegenstände  des  ersten  Uebereinkom- 
mens,  und  zwar  mit  folgenden  zum  Teil  weitgehenden  Aus- 
nalimen : 

1.  Wenn  innerhalb  einer  Woche  die  tädiche  Arbeitszeit  unter 
8  Stunden  bleibt,  soll  an  den  anderen  Wochentagen  mit  behörd- 
licher Genehmigung;  bis  zu  9  Stunden  gearbeitet  werden  können; 

2.  Bei  Scliichtwechsel  können  der  8-Stunden-Tag  und  die 
48-Stunden-Woche  überschritten  werden  unter  der  Voraus- 
setzung, daß,  auf  je  3  Wochen  berechnet,  die  mittlere  Arbeits- 
dauer 8  Stunden  pro  Tag  und  48  Stunden  pro  Woche  bleibt; 

3.  bei  durchgehendem  Schichtwechsel  kann  die  Gesanit- 
arbeiiszeit  pro  Woche  auf  56  Stunden  erstreckt  werden; 

4.  besondere  Ausnahmen  können  bewilligt  werden  für  Arbei- 
ts, die  außerhalb  der  gewöhnlichen  Zeit  für  einen  Betrieb  oder 
für  eine  bestimmte  Zeit  notwendig  sind. 

Für  Qriedienland,  Rumänien,  Indien  und  Japan  sind 
wegen  ihrer  besonderen  klimatischen  und  gewerblidien 
Entwicklungsverhältnisse  noch  weitere  Ausnahmen  vorge- 
sehen. An  zweiter  Steile  wird  ein  Verbot  der  Kinderarbeit 
unter  14  Jahren  und  eine  Registerführung  über  alle  Jugend- 
lidien  unter  16  Jahren,  wieider  mit  besonderen  Ausnahmen 
für  Indien  und  Japan,  als  Gegenstand  eines  internationailen 
Vertrags  vorgeschlagen. 

Ein  weiteres  internationales  Uebereinkommen  soll  die 
Beschäftigung  der  Jugendlichen  unter  18  Jahren  während 
der  Nachtzeit  von  10  Uhr  abends  bis  5  Uhr  morgens  ver- 
bieten, aber  mit  erheblichen  Ausnahmen  für  kontinuierliche 
Betriebe,  wie  Stahlwerke,  Glashütten,  Papier-  und  Zucker- 
fabriken und  Goldscheideanstalten.  Indien  und  Japan 
prangen  wiederum  mit  Sonderausnahmen. 

Aehnlich  unvollkommen  ist  der  Washingtoner  Vorschlag 
zur  Abschaffung  der  weiblichen  Nachtarbeit,  noch  dazu 
mit  Ausnahmen  für  Arbeiten,  durch  die  „ein  Betriebsver- 
lust verhütet"  werden  soll. 

Ferner  wird  vorgeschlagen  eine  internationale  Verein- 
barung über  den  Wöchnerinnenschutz.  Sedis  Wochen 
nach  der  Niederkunft  soll  keine  Frau  arbeiten  dürfen,  und 
zwar  nicht  bloß  in  der  Industrie,  sondern  audh  im  Handel. 
Jede  Frau  soll  ihre  Arbeit  verlassen  dürfen,  wenn  sie  ein 
ärztliches  Zeugnis  darüber  beibringt,  daß  die  Niederkunft 
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vermutlich"  In  äen  nächsten  sechs  Wochen  stattfindet.  In 
beiden  Fällen  soll  die  Frau  nicht  entlassen  werden  dürfen 
UDd  einen  hinreichenden  Beitrag  zu  ihrem  und  des  Kindes 
Unterhalt  erhalten,  wobei  die  Zahlung  aus  der  Staatskasse 
oder  aus  einer  Versicherung  freigehalten  ist.  Eine  stil- 
lende Mutter  soll  zur  Besorgung  ihres  Kindes  zweimal 
eine  halbstündige  Pause  während  ihrer  Arbeitszeit  frei- 
bekommen. 

Ein  letzter  Vorsdhlag  will  den  Kampf  gegen  die  Arbeits- 
losigkeit international  regeln.  Die  Mitgliedstaaten  sollen 
sich  verpflichten,  die  öffentliche  upd  unentgeltüche  Lei- 
tung einzuricihten  und  sie  mit  denjenigen  der  anderen 
Staaten  in  Verbindung  zu  setzen.  Staaten,  welche  die 
Arbeitslosenversiicherung  eingeführt  haben,  sollen  fremde 
Arbeiter  zum  vollen  Genuß  zulassen. 

Für  Deutschland  bedeutet,  wie  Max  Quardk  im  „Vor- 
wärts" bemerkt,  weder  der  Achtstundentag  noch  die  Re- 
gistrierung der  Jugendlidhen  etwas  Neues.  Nur  der  Kin- 
derschutz müßte  auch  auf  ein  Jahr  weiter  ausgedehnt  und 
statt  6  Stunden  erlaubter  Arbeit  auch  für  12-  bis  14jährige 
das  völlige  Beschäftiguugsverbot  eingeführt  werden,  eäne 
Maßregel,  die  kaum  Widerspruch  finden  dürfte.  Bezüg- 
lich der  Jugendlichen  hat  Deutschland  viel  weitergehende 
Schutzbestimmungen,  da  es  für  sie  die  Nachtarbeit  von 
8  Uhr  abends  bis  6  Uhr  früh  verbietet  und  auch  für  die 
Tagesarbeit  der  Jugendlidien  Qesundheitspausen  vor- 
schreibt. 

Auch  der  deutsche  Arbeiterinnensdhutz  geht  k\  bezug 
auf  Nachtarbeit,  Pausen  und  Wöchnerinnenfürsorge  zum 
großen  Teil  weiter.  Die  Nachtarbeit  ist  hier  von  8  Uhr 
abends  bis  6  Uhr  morgens  verboten,  der  Samstagnachmit- 
tag  frei,  eine  mindestens  eänstündige  Mittagspause  ge- 
sichert, und  die  Leistungen  des  Wöchnerinnenschutzes  sind 
durch  die  Wocheufürsorge  der  Kriegszeit  und  jetzt  der 
Revolution  besser  ausgebaut.  Außerdem  besitzt  Deutsdi^- 
land  bereits  das  völlige  Verbot  der  Frauenarbeit  in  Koke- 
reien, bei  Bauten  zum  Transport  von  Materialien  und  in 
einer  Reihe  weiterer,  besonders  gesundheits gefährlicher 
Betriebe,  wo  übrigens  auch, Kinder-  und  Jiigendlichenarbeit 
viel  weiter  beschränkt  sind,  als  die  Arbeiterschutzkonferenz 
es  plant. 
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Erwerßslosenunierstützung  wfrd  In  Deutsdhland  tatsädh- 
läch  gewährt  und  durch  die  Verfassung  gewährleistet. 

Was  an  dringenden  Wünschen  für  den  Arbeiterschutz 
übrig  blieb,  hat  man  in  weiteren  Vorschlägen  zusammen- 
gefaßt, die  nicht  international,  sondern  nur  für  die  Landes- 
gesetzgebung gemacht  werden  und  mit  denen  jeder  Mit- 
glicdstaat  anfangen  kann,  was  er  will.  Hier  steht  der 
Vorschlag,  daß  der  Berner  Uebereinkuhft  über  das  Phos- 
phorverbot  bei  der  Streich'holzfabrikation  beigetreten  wer- 
den .möge  (von  Deutschland  längst  geschehen) ;  daß  volle 
Gegenseitigkeit  in  der  Zulassung  fremder  Arbeiter  und 
ihrer  Familie-n  zum  Genuß  des  Arbeiterschutzes  und  des 
Koalitionsrechtes  der  eigenen  Arbeiter  Platz  greifen  möge? 
daß  Frauen  und  Junge  Leute  unter  18  Jahren  von  der  Be- 
scbäftigung  mit  Bleiverwendung  ausgeschlossen  werden 
möchten;  daß  eine  richtige  Gewerbeinspektion  eingerichtet 
werde;  daß  die  entgeltHChe  Arbeitsvermittlung  möglichst 
schnell  verboten  und  da,  wo  sie  besteht,  der  behördlichen 
Genehmigung  unterstellt  werde;  daß  die  Anwerbung  frem- 
der Arbeiter  nur  stattfinden  dürfe  nach  Verständigung  un-( 
ter  den  beteiligten  Staaten  und  nach  Befragung  der  Un- 
ternehmer und  Arbeiter  jedes  Landes;  daß  eine  Arbeits- 
losenversicherung eingerichtet  werden  müsse,  und  daß  die 
öffentlichen  Arbeiten  so  organisiert  werden,  daß  ihre  Aus- 
führung in  der  Zeit  der  größten  Arbeitslosigkeit  stattfindet. 
Lauter  Dinge,  für  welche  die  deutschen  Sozialdemokraten 
lange  vor  dem  Völkerbund   mit  gutem  Erfolg  kämpften. 

Alles  in  allem  hat  Deutschland  nach  den  ersten  Proben 
von  den  internationalen  Konferenzen  keine  entscheidende 
Förderung  seines  Arbeiterschutzes  zu  erwarten;  es  würde 
ihm  schon  genügen,  wenn  ihm  der  Friedensvertrag  als 
Ganzes  gestatten  würde,  seinen  Arbeiterschutz  zu  erhal- 
ten und  weiter  auszubauen.  Deutschland  kann  mit  gutem 
Gewissen  erklären,  daß  es  die  Verpflichtungen,  die  iihm 
der  Friedensvertrag  hi,nsichtMch  des  Arbeiterschutzes  auf- 
erlegt, so  ernst  wie  nur  möglich  nehmen  wird,  daß  es 
aber  auch  bei  einem  Konflikt  der  Pflicfiten  von  den  Alliier- 
ten die  Einsicht  erwartet,  daß  die  Pflichten  des  Arbeiter- 
schutzes wegen  ihrer  internationalen  Rückwirkung  auf  die 
Gesamtlage  der  Arbeiterklasse  in  allen  Ländern  auf  keinen 
Fall  bintei  andere  zurückgesetzt  werden  dürfeiL 
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Bei  dfesem  Stan'de  der  Din^e  ist  es  midh  be^reiilich, 
ülaß  die  von  den  Alliierten  nicht  angenommenen  deutschen 
Vorschläge  für  den  internationalen  Arbeitersd.hutz  eriieb- 
lieh  weiter  gingen  als  die  Bedingungen  des  Friedensver- 
trags.   Deutschland  hatte  vorgeschlagen,  die  Freizügigkeit 
und    das    Koalitionsrecht    der    Arbeiter    international    zu 
sichern.    Allgemeine  Einwanideningsverbote  sollten  unter- 
sagt, ausländische  Arbeifer  sollten  wegen   gewerkschaft- 
licher Handlungen  nicht  ausgewiesen  werden  dürfen  und 
gegen   Ausweisung  aus   solchen   Gründen   duröh   gericht- 
lidhe    Entsöhcidung    geschützt    sein.     Der   Anspruch    aui 
tarifarische,  wo  soldhe  nicht  bestehen,  auf  ortsübliche  Ar- 
beitsbedingungen sollte  i'hnen  gesichert  werden.    Arbeiter- 
anwerbungen    unter     Außerachtlassung     dieser     Bestim- 
mungen solten  unter  Strafe,  die  Anwerbung  für  das  Aus^ 
land  unter  Aufsicht  gestellt  werden.    Alle  Vertragschlie- 
ßenden sollten  sieb  verpflichten,  die  obligatorische  Wer- 
sicherung  gegen  Krankheit,  Unfall,  Invalidität,  Alter  und 
Arbeitslosigkeit  durchzuführen,  eine  Hinterbliebenen-  und 
Mutterschaf tsv erSicherung  einzuführen  und  die  Sozialver- 
sicherung auf  die  Heimarbeit  auszudehnen.    Es  war  weiter 
gefordert   besonderer   Schutz   in   gefährlichen   Betrieben, 
als  welche  anzusehen  sind  Bergbau  unter  Tage,  Hütten-, 
Stahl-    und    Walzwerke,    Unternehmungen    mit    ununter- 
brochenem Betrieb,  Unternehmungen,  die  mit  giftigen  Sub- 
stanzen   arbeiten    oder   Tunnelbauten    oder   Arbeiten    in 
Druckluft  unter  Wasser  ausführen.    Die  Verwendung  von 
weißem    (gelbem)   Phosphor   zur   Herstellung   von   Zünd- 
hölzern sollte  allgemein  verboten  werden.    Ferner  wurde 
verlangt:    AcJitstundentag,    Verbot    der    Nachtarbeit    für 
Frauen  und  Jugendliche  sowie  in  allen  Betrieben,  die  nicht 
ihrer  Art  nach  oder  aus  tecTinisc'hen  Gründen  auf  sie  ange- 
wiesen sind.     32stündige  Ruhepause  in  der  V/ochc,  ?\/lit- 
tagsschluß    an    Sonnabenden,    Zehnwochen-Schonzeit    für 
Wöchnerinnen,  davon  mindestens  sechs  Wochen  nach  der 
Niederkunft,    gleicher   Lohn    bei    gleicher   Leistung  ohne 
Unterschied  des  Geschlechts,  Verlx)t  der  Arbeit  von  Kin- 
dern  unter   14  Jahren,  Verlegung  des  Fortbüdungsschul- 
unterricbts  für  Jugendliche  bis  zu  18  Jahren  in  die  Arbeits- 
zeit.   Sinngem.äße  Anwendung  aller  dieser  Bestimmungen 
aui  die  Heimarbeit.    Verbot  gesuiidheitsgefährliöher  Heim- 
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arbeit  oder  der  Heitnarbeit  an  Lebens-  und  Qenußmitteln, 
gesundheitliche  Überwaciiung  der  Minderjährigen.  Ver- 
pflichtung zur  offenen  Auslage  der  Lohnverzeidhnisse, 
Mindestlöhne.  Verbot  der  Beschäftigung  jugendlicher  und 
weiblicher  Heimarbeiter  außer  Hause  nach  beendeter  Ar- 
beitszeit Schaffung  eines  internationalen  Seemannsrechts 
und  Seemannsschutzes. 

Aucb  die  bier  er*hobenen  Forflerungen  sind,  soweit  das 
durch  die  eigene  Gesetzgebung  möglich  ist,  in  Deutschland 
dank  dem  Einfluß  der  Sozialdemokratie  als  der  politischen 
Arbeitervertretung  zum  großen  Teil  schon  erfüllt.  Eine 
der  wenigen  Ausnahmen  bildet  die  Mutterschaftsversiche- 
rung,  die  in  der  deuts(ihen  Verfassung  vom  11.  August  1919 
verheißen  wird,  zu  deren  Ausführung  aber  die  Mittel  fehlen. 
Und  doch  wäre  der  internationale  Schutz  von  Mutter  und 
Kind  gegen  die  Gefahren  der  allerschllmmsten  Not  einer 
der  wichtigsten  Akte  der  „V/iedergutmachung",  geeignet, 
die  durch  Kriegsnot  und  Kriegselend  geschwächte  Bevöl- 
kerung wieder  z-u  kräftigen  1 


Was  allen  nottuti 

Was  haben  die  Sozialisten  und  alle  aufrichtigen  Freunde 
des  Friedens  zu  tun,  um  zu  verhindern,  daß  das  Dokument 
von  Versailles  zu  einer  Quelle  der  Bedrückung  und  Aus- 
beutung, zu  einem  neuen  Herd  internationaler  Unruhe  und 
späterer  Kriege  werde?  Wie  kann  trotz  dem  Dokument 
von  Versailles,  das  nun  einmal  weltgeschichtliche  Tatsache 
ist,  der  Frieden  zwischen  den  großen  zivilisierten  Völkern 
Europas  gesichert  und  ihre  Genesung  von  den  Wunden  des 
Weltkrieges  herbeigeführt  werden? 

Die  deutschen  Kommunisten  träumen  von  einer  bolsche- 
wistischen Weltrevolution,  die  die  Kapitalsmacht  in  allen 
Staaten,  den  siegreichen  wie  den  besiegten,  mit  einem 
Schlage  zertrümmert  und  den  Vertrag  von  Versailles  in 
einen  Fetzen  Papier  verwandelt.  Die  deutsche  Sozial- 
demokratie weist  solche  Gedankengänge  weit  von  sich. 

Sie  hat  erkannt,  daß  der  Weg  vom  Sozialismus  nicht 
über  Diktatur  und  Terror,  sondern  über  die  Demokratie 


117 

geht.  Sie  wefß,  daß  der  Versuch,  die  kapitalistfedie  Wirt- 
schaft der  ganzen  Welt  mit  einemmai  in  eine  sozialistische 
umzustellen,  eine  allgemeine  Stockung  der  Produktion  und 
damit  eine  Welthungersnot  hervorrufen  würde.  Solche 
erste  Resultate  einer  allgemeinen  Weltsozialisierung 
würden  die  Völker  derart  abschrecken,  daß  sich  2hre 
Mehrheiten  zu  entschiedenen  Gegnern  des  Sozialismus 
wandeln  würden,  und  daß  dan-n  die  Sozialisierung  an  dem 
Willen  der  Völker  selbst  scheitern  müßte.  Die  deutsche 
Sozialdemokratie  bekennt  sich  daher  zu  den  Methoden  der 
sozialen  Reform  auf  dem  Boden  des  demokraiisc'hen  Prin- 
zips in  der  Richtung  zum  Sozialismus.  Sic  will  die  plan- 
mäßige soziale  Reorganisation  der  Gesellschaft  in  dem 
Maße,  in  dem  ihre  Notwendigkeit  von  der  Mehrheit  der  Be- 
völkerung eingesehen  wird  und  unmittelbare  praktische  Vor- 
teile für  die  arbeitende  Menschheit,  Vorteile,  die  sich  in  ver- 
besserten Arbeitsbedingungen  und  erhöhter  Lebenshaltung 
ausdrücken,  von  Phr  zu  erwarten  sind. 

Die  deutsche  Sozialdemokratie  kann  in  diesem  Sinne 
keinen  Gegensatz  zwischen  sozialer  Revolution  und  so- 
zialer Reform  anerkennen.  Die  soziale  Revolution  ist  in 
ihren  Augen  eine  Kette  von  methodisch  aneinander  ge- 
reihten sozialen  Reformen,  die  in  demokratischen  Ländern 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  ohne 
Gewaltanwendung,  zu  erreichen  sind.  Sie  glaubt  nicht, 
daß  der  Weltkrieg  den  Kapitalismus  in  allen  Ländern  zum 
plötzlichen  jähen  Sturz  reif  gemacht  hat,  sie  ist  aber  der 
Überzeugung,  daß  er  in  allen  Ländern  das  Tempo  der  so- 
zialen Revolution,  in  deren  Zuge  wir  uns  seit  Jahrzehnten 
befinden,  gesteigert  hat.  Sie  wünscht  die  engste  Zusam- 
menarbeit mit  den  Sozialisten  aller  Länder,  die  auf  dem- 
selben Boden  der  Überzeugung  stehen  wie  sie. 

Entsprechend  dieser  Auffassung  kann  sie  sich  auch  von 
gewaltsamen  Methoden  bei  der  unvermeidlichen  Revision 
des  Friedens  nichts  erwarten.  Sie  hofft  aber,  daß  in  allen 
ausschlaggebenden  Ländern  in  absehbarer  Zeit  Sozialisten 
und  aufrichti^'e  Friedensfreunde  zu  bestimmendem  Ein- 
fluß gelangen  werden,  die  ihre  Überzeugungen  teilen  und 
mit  ihr  die  gleidien  Ziele  verfolgen.  Dazu  scheint  unter 
Oleichstrebenden  die  Anerkennung  folgender  allgemeiner 
Grundsätze  notwendig  zu  sein: 
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1.  DeutsdilatKf  ist  zwecks  Enfscftääigtmg  <lcr  cferdi  den 
Krieg  geschädigten  Gebiete  und  Bevölkerungen  zu  jeder 
Leistung  verpfliditet,  die  es,  ohne  seine  eigene  Bevöl- 
kerung der  sicheren  Verelendung  entgegenzuföhren,  leisten 
kann.  Deutschland  verzichtet  auf  jeden  offenen  oder  heäm- 
lichen  Aufbau  seines  alten  militärischen  Apparats  und  auf 
jeden  Gedanken,  die  durch  den  Frieden  geschaffenen  Tat- 
sachen diJTdh  einen  neuen  Krieg  zu  korrigieren. 

2.  Deutscliland  wird  in  den  Völkerbund  aufgenommen. 
Die  Abrüstung  in  den  Siegerstaaten  hat  der  vorausgegan- 
genen deutschen  Abrüstung  im  schnellsten  Tempo  zu 
folgen. 

3.  Deutschland  wird  zu  keinerlei  Leistxmgen  gezwTmgen, 
die  es  nachweislich  zu  vollbringen  nicht  imstande  ist,  ohne 
die  Qnmdsätze  des  13.  Teils  des  Friedensvertrags  (Inter- 
nationaler Arbeitersctuitz)  zu  übertreten. 

4.  Die  Bürger  der  Deutschen  Republik  sind  im  Gebiet 
der  Siegerstaaten  und  ihrer  Kolonien  in  der  gleichen  Weise 
zu  behandeln,  in  der  laut  Friedensvertrag  die  Bürger  der 
Siegerstaaten  im  Gebiet  der  Deutschen  Republik  m  be- 
handeln sind, 

5.  Der  nationale  Minderheitsschutz  der  deutschspredien- 
den  Bevölkerung,  die  unter  veränderte  Staatshoheit  (fran- 
zösische, dänische,  polnische,  italienische,  tschechoslowa- 
kische, litauische)  gekommen  sind,  ist  so  effektiv  zu  ge- 
stalten, daß  das  Entstehen  neuer  Irredenten,  die  neuen 
Grenzstreit  zwischen  die  Völker  bringen,  vermieden  wird. 

6.  Österreich  ist  der  Anschluß  an  Deutschland  zu  ge- 
statten, falls  seine  Bevölkerung  den  Wunsch  danadh  in 
freier  Abstimmung  ausspricht. 

7.  Die  Truppen  in  den  besetzten  Gebieten  sind  zu  ver- 
ringern und  so  bald  wie  möglich  zurückzuziehen.  Alle 
andern  Friedensbedingungen,  die  als  nationale  Demütigung 
empfunden  werden,  gegen  den  Grundsatz  der  Gleichberech- 
tigung verstoßen  und  Anlaß  zu  dauernden  Reibungen 
geben,  sind  nach  Möglichkeit  zu  mildern  oder  ganz  zu 
erlassen. 

8.  Der  Rückkehr  des  unzweifelhaft  deutschen  Saar- 
gebiets TAX  Deutschland  sind  —  unter  Wahrung  der  fran- 
zösischen Rechte  an  den  Bergwerken  —  keine  Schwierig-^ 
keiten  in  den  Weg  zu  legen. 
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Unter  diesen  grundsätzlichen  Forderungen  Ist  keine,  die 
nicht  im  Rahmen  des  Vertrags  von  Versailles  —  sei  es 
durch  verständnisvolle  Ausftihrung,  sei  es  durch  Sonder-, 
abkommen  zwischen  den  beteiligten  Staaten  —  erfüllbar 
wäre.  Es  ist  keine  unter  ihnen,  die  die  envorbenen  Rechte 
der  Siegerstaaten  auf  bisher  deutsches  Gebiet  oder  Gut 
oder  ihren  Anspruch  auf  Wiedergutmach-ung  antastet.  Es 
ist  keine  unter  ihnen,  durch  deren  Vertretung  sich  ein  So- 
zialist in  Gegensaty.  zu  den  wirklichen  Interessen  seines 
eigenen  Landes  begeben  würde.  Sie  sind  vielmehr  alle  ge- 
eignet, den  wahren  Interessen  aller  beteiligten  Völker  zu 
dienen. 

Was  immer  die  Zukunft  bringen  mag,  so  wird  das 
deutsche  Volk  doch  nicht  aufhören,  eine  Rolle  in  der  Ge- 
schichte zu  spielen.  Gerade  der  Weltkrieg  und  sein  Aus- 
gang haben  gezeigt,  daß  selbst  kleinere  und  schwächere 
Völker  nach  jahrhundertelanger  Zerreißung  und  Unter- 
drückung ihr  eigenes  Leben  behalten  und  daß  ihre  Freund- 
schaft auch  den  Mächtigsten  erstrebenswert,  ihre  Feind- 
schaft gefährlich  werden  kann.  Wer  vermag  zu  sagen, 
wie  sich  nadh  dem  Ablauf  eines  halben  Jahr'hunderts  die 
Verhältnisse  auf  unserm  Erdteil  und  in  der  Welt  gestalten 
werden? 

Die  Feindschaft  zwischen  Deutschland  und  Frankreich 
war  seit  Jahrhunderten  das  Unglück  Europas,  und  stets  hat 
die  Wage  der  Macht  zwischen  den  beiden  Völkern  ge- 
schwankt. Der  Sieg  war  der  Vorbote  späterer  Niederlage, 
die  Niederlage  das  Vorzeichen  des  künftigen  Siegs.  Keines 
der  beiden  Völker  vermag  das  andere  so  vollständig  und 
dauernd  zu  überwinden,  daß  der  Haß  des  andern  seinen 
spätem  Generationen  nicht  gefährlich  werden  könnte.  Ein 
Frankreich,  das  in  Deutschland  den  Geist  der  Revanche 
züchtete,  würde  sich  an  seinen  Kindern  und  Enkeln  a^ifs 
schwerste  versündigen. 

Für  den  dauernden  Frieden  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich  hat  die  deutsche  Revolution  die  günstigsten 
Voraussetzungen  geschaffen,  denn  sie  hat  den  Nationalis- 
mus in  die  Ecke  -gedrängt  und  den  Gegensatz  der  Regie- 
rungsformen zwischen  den  beiden  Staaten  beseitigt.  Zum 
erstenmal  in  der  Weltgeschichte  bildet  der  Rhein  bei 
Straßburg  die  Grenze  zwischen  zwei  großen  RepublikeUf 
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sollte  es  n^fdit  möglfcti  sein,  'daß  republTJcanfscfie  Ö€s!niraTig 
und  gemeinsamer  Wille  zum  sozialen  Fortschritt  Brücken 
schlagen,  die  jeder  nationÄlistisclien  Hodiflut  standzulialteai 
vermögen? 

Als  am  1.  März  1871  in  der  französischen  Nationalver- 
sammlung die  damaligen  Friedenspräliminarien  debattiert 
wurden,  hielt  Victor  Hugo  jene  herülimte  Rede,  in  der  er 
den  künftigen  Sieg  Frankreichs  verkündete,  den  weitern 
Verlauf  der  Dinge  aber  in  dichterischer  Vision  folgender- 
maßen sdhilderte: 

Frankreich  wird  ansrnfen:     Dentsdiland,  da  bin  iclil     Sind 
■wir  Feinde?    Nein,  ich  bin  deine  Schwester!    Die  Völker  biMen 
nur  ein  Volk,  eine  einzige  Republik,  vereinigt  durch  die  Brüder- 
lichkeit    Seien  wir  d^e  vereinigten  Staaten   von  Europa,   die 
unrverselte  Freiheit,  der  nniverselle  Frieden!     Und  dann  möge 
Frankreich   zu   Deutschland   sagen;     Wir  sind  Freunde!     Ic!i 
werde  niemals  vergessen,   daß    du   mich   von   meinem   Kaiser 
befreit  hast,  ich  werde  dich  von  dem  deinigen  befreien. 
Aus  der  kurzen  Ansprache,  mit  der  Herr  Clemencean 
der  deutsdhen  Friedensdelegation  das  Dokument  von  Ver- 
sailles  überreichte,  klang  ein   ganz   anderer  Ton.     Nach 
einem  verlorenen  Kriege  mögen  sich  die  Dichter  in  schönen 
Zukunftsbildern  berauschen,  nach  einem  gewonnenen  haben 
die  Geschäftsleute  das  Wort.    Und  doch  wird  vielleidht  die 
Zukunft   erweisen,    daß   jene  Vision   eines   großen  Sehers 
mdhr  als  die  Phantasie  eines  unpraktischen  Sdiwärmers 
gewesen  ist! 

.Die  deutsch-französische  Verständigung,  die  immer  enger 
werdende  Verbindung  zwischen  den  beiden  Nachbarvölkern 
—  es  gehört  heute  nodh  Mut  dazu,  von  ihr  zu  reden  — 
würde  das  Antlitz  der  alten  Welt  mit  einem  Schlage  ver- 
ändern, sie  allein  vermöchte  einen  Zustand  zu  schaffen,  der 
den  Ausspruch  rechtfertigen  könnte,  daß  die  schrecklichen 
Lehren  und  Opfer  dieses  Krieges  nicht  ohne  Frucht  ge- 
blieben sind. 

Der  Gedanke  der  deutsch-französischen  Verständigimg, 
wie  ihn  die  deutsche  Sozialdemokratie  vertritt,  wird  ver- 
dunkelt durch  die  Lehren  einer  kleinen  Gruppe,  die  sich 
die  „koniinentalpolitische"  nennt  und  der  als  Ziel  die  Ver- 
einigung der  europäischen  Kontinentalvölker  vorschwebt, 
die  dazu  bestimmt  sein  soll,  dem  englischen  Weltreich  ein 
Gegengewicht  zu  bieten.    Die  deutsche  Sozialdemokratie 
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leünt  •diese  neue  Tlieorie  vom  Gleidh^ewicht  der  Machte 
ab,  und  wenn  sie  für  die  Herstellung  eines  dauernden 
Friedens  zwischen  den  Völkern  des  Kontinents  eintritt,  so 
beabsichtigt  si-e  damit  nicht,  eine  neue  Mächtekoalitior 
gegen  irgendeine  Macht  zu  schaffen.  In  Deutsdiland 
hält  man  es  für  einen  Grundsatz  der  englischen  Politik, 
die  Zwietradht  unter  den  Kontinentalvölkern  z«  schüren, 
ura  durch  deren  Schwächung  die  eigene  Machtstellung  zu 
festigen.  Allein,  wäre  dies  ein  Grundsatz  der  englischen 
Politik  gewesen,  so  hätte  England  alle  Ursache,  ihn  zu  ver- 
lassen, nachdem  die  Eriahrun-g  dieses  Krieges  gezeigt  hat, 
daß  England  bei  jeder  großen  europäischen  Konflagration 
in  die  Lage  versetzt  wird,  große  Opfer  zu  bringen  und 
schwere  Risiken  tragen  zu  müssen. 

Die  englischen  Arbeiter  haben  keinerlei  Interessen  an 
europäischen  Kriegen  oder  an  der  Ausschaltung  Deutsch- 
lands als  Wirtschüftsmadht.  Denn  in  europäischen  Kriegen 
müssen  sie,  so  gut  wie  die  andern  ihr  Blul  vergießen,  und 
die  Ausschaltung  Deutschlands  als  Wirtschaftsrnacht  Icann 
ihnen  nicht  helfen,  weil  sie  doch  nicht  den  Ehrgeiz  haben 
können,  den  industriellen  V/eltb?darf  allein  zu  befriedigen 
—  der  Achtstundentag  würde  dazu  nicht  ausreichen.  Ihr 
Interesse  verlangt  vielmehr,  daß  in  keinem  Lan^de  der. 
Welt,  am  allerwenigsten  in  einem  so  nah  benachbarten, 
Schmutzkonkurrrenz  getrieben  wird,  die  zu  treiben  e*n 
sozial  verelendetes  Land  gezwungen  ist.  Aber  auch  die 
englische  Handelswelt,  die  zum  großen  Teil  den  Güter- 
verkehr zwischen  dem  Kontingent  und  Uebersee  ver- 
mittelte, hat  von  einem  wiederaufblühenden  Europa  nicht 
Nachteil,  sondern  nur  Vorteil  zu  erwarten.  Der  imperia- 
listische Vernichtungsgedanke  Deutschland  gegenüber  ist 
das  Monopol  einer  kleinen  Interessentenschidit,  und  man 
hofft  in  Deutschland,  daß  der  praktisdi-politische  Sinn  des 
englischen  Volkes  dieser  Schicht  nicht  gestatten  wird,  die 
englische  Politik  dauernd  gegen  die  wirklichen  englischen 
Interessen  zu  beeinflussen. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  ein  großer  Teil  des  deutsdhen 
Volkes  in  seiner  gegenwärtigen  Stimmung  alle  englische 
Humanität  und  allen  englischen  Sinn  für  Recht  und  Ge- 
rechtigkeit als  bloßen  „Cant"  zu  betrachten  geneigt  i?t. 
Es  kann  nicht  der  Zweck  dieser  Untersuchungen  sein,  fest- 
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zustellen,  ob  die  Meinung,  die  man  in  Deutschland  von 
England  hat,  für  England  wichtig  genug  ist,  um  den  Ver- 
such einer  Widerlegung  durch  die  Tat  'zu  rechtfertigen. 
Die  deutsche  Sozialdemokratie  muß  es  auf  alle  Fälle  als 
ihre  Aufgabe  betrachten,  ein  nationalistisch  verfälschtes 
Büd  Englands  in  der  deutschen  Vorstellung  nidht  auf- 
kommen zu  lassen.  Mit  dem  Kriege  ist  die  Zeit  vorbei, 
in  der  die  Völker  einander  nur  durch  einen  Zerrspiegel 
sehen  durften,  der  alle  sympathischen  Züge  verschwinden 
ließ,  die  hassenswerten  aber  ins  Unendliche  vergrößerte. 
Nur  der  Kinderstube  könnte  man  erzählen,  daß  England 
seine  Weltstellung  bloß  seiner  Tücke,  Niedertracht  und 
Grausamkeit  verdankt,  daß  diese  Stellung  errungen  werden 
konnte  ohne  große  geistige  Verdienste  und  ohne  ein  be- 
deutendes Maß  von  sittlicher  Tüchtigkeit.  Der  ernste 
Beurteiler  wird  sich  sagen,  daß  Englands  Wissenschaft, 
Literatur  und  fortschrittlicher  Qeist  ebenso  zu  den  welt- 
erobernden Mächten  gehören  wie  Englands  Kapitalismus, 
Diplomatie,  Flotte  und  Heer. 

Vielleicht  sind  aus  England  die  ersten  Zeichen  der  be- 
ginnenden Wiederversöhnung  der  Völker  zu  erwarten, 
weil  dort  die  pazifistischen  Traditionen  am  ältesten  und 
am  stärksten  entwickelt  sind.  Deutschland  wird  dann  alle 
Ursache  haben,  diese  Versöhnungstendenzen  als  aufrichtig 
anzuerkennen,  erstens  einmal,  weil  an  der  persönlichen  Auf- 
richtigkeit der  englischen  Friedensfreunde  nicht  zu  zwei- 
feln ist,  zweitens  aber  auch  deshalb,  weil  eine  Versöhnungs- 
politik den  wirklichen  Interessen  des  englischen  Weltreichs 
entspricht.  England  hat  von  Deutschland  als  einer  Militär- 
macht nichts  zu  fürchten,  aber  ein  Deutschland,  das  als 
moralische  Macht  an  allen  Ecken  und  Enden  der  Welt  die 
Feindschaft^  gegen  England  schürte,  könnte  bald,  trotz 
seiner  physischen  Schwäche,  ein  bedenklicher  Faktor  in 
der  Rechnung  der  englischen  Weltpolitik  werden.  Solche 
Einsicht  in  Verbindung  mit  den  reellen  Interessen  der  eng- 
lischen Arbeiterklasse  und  mit  dem  ehrlichen  ethischen 
Idealismus  der  besten  Geister  des  Landes  kann  eine  Macht 
werden,  die  das  Verhältnis  Deutschlands  zu  England  in 
günstigem  Sinne  entscheidend  beeinflußt. 

Vom  deutschen  Standpunkt  aus  wäre  es  aber  eine  unbe- 
greifliche Torheit^  wenn  man  sich  auf  eine  antienglische 
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kombiTTation,  die  mr  In  der  Phairtas^e  vortramlen  Ist,  fest- 
legen wollte.  Deutschland  ist  nicht  in  der  Lage,  eine  liilie 
—  vorausgesetzt,  daß  sie  sich  i5im  böte  —  ans  Gründen 
eines  antienglisch  orientierten  Dogmatismus  abzuldhnen 
oder  gering  zu  schätzen.  Es  kann  nicht  an  geöffneten 
Türen  vorübergehen  —  vorausgesetzt,  daß  sie  sich  ihm 
öffneten  — ,  um  vor  verschlossenen  vergeblich  zu  warten. 
So  decken  sich  die  praktischen  Bedürfnisse  der  deutschen 
Politik  mit  den  idealen  Forderungen  der  deutschen  Sozial- 
demokratie, die  schon  aus  prinzipiellen  Gründen  nicht  kon- 
tinentalpolitisch" sondern  nur  international  sein  kann,  die 
die  Brüderlichkeit  zwischen  deutschen  und  englischen  Ar- 
beitern ebenso  wollen  muß  wie  die  zwischen  deutschen 
und  französischen  oder  deutschen  und  italienischen  Ar- 
beitern. 

Zwischen  Deutschland  und  Italien  hat  vor  dem  Kriege 
keine  Feindschaft,  sondern  ein  Bündnis  bestanden.  Hat 
man  sich  in  Deutschland  während  des  Krieges  darüber  ent- 
rüstet, daß  dieses  Bündnis  in  seinem  Verlauf  nicht  in  Er- 
scheinung trat,  sich  vielmehr  in  sein  Gegenteil  verwandelte, 
so  hat  man  jetzt  längst  begonnen,  die  Gründe  zu  würdigen, 
die  zu  diesem  Ergebnis  geführt  haben.  Da  das  Bündnis 
nur  für  den  Fall  der  Verteidigung  galt,  der  Krieg  aber  von 
den  verblendeten  Machthabern  der  Mittelmächte  als  ein 
Angriffskrieg  begonnen  wurde,  kann  man  nicht  umhin,  die 
Haltung,  die  Italien  in  der  Bündnisfrage  einnahm,  als  kor- 
rekt anzuerkennen.  Italien  war  über  die  Schritte,  die  von 
den  Mittelmächten  unternommen  wurden,  absichtlich  voll- 
ständig im  Dunkeln  gelassen  worden,  und  man  kann  ihm 
keinen  Vorwurf  daraus  machen,  daß  es  einer  Politik,  die 
über  das  Ultimatum  an  Serbien  zum  Bru<ih  der  belgischen 
Neutralität  führte  —  ohne  daß  man  es  um  seine  Meinung 
gefragt  hatte  —  Schwert  und  Schild  zu  leihen  sich 
weigerte. 

"Wenn  später  die  Meinung,  daß  man  bei  der  erwarteten 
Aufteilung  Österreichs  nicht  den  Serben  den  allein  berech- 
tigten Erbanspruch  auf  die  südlichen  Teile  der  Monarchie 
überlassen  dürfe.  Italien  auf  die  Seite  der  Alliierten  führte, 
so  sind  jedenfalls  die  deutschen  Annexionisten  die  aller- 
letzten, die  das  Recht  hätten,  eine  solche  Politik  sittlich  zu 
verdammen.    Auf  der  andern  Seite  hat  Italien  in  diesem 
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Krieg  aucti  keinen  Angriff  Deutschlands  erfahren,  und  es 
sind  sehr  wenig  Kugeln  zwischen  den  Armeen  dieser  beiden 
Staaten  gewechselt  worden.  Schließlich:  Italien  gehört 
zu  den  Enttäuschten  des  Weltkrieges,  es  weiß  aus  eigener 
Erfahrung,  daß  die  Politik  der  Entente,  die  nach  Versailles 
führte,  mehr  von  Qeheimverträgen  und  machtpolitisdhen 
Kalkulationen  bestimmt  war,  als  von  den  Grundsätzen 
vollkommener  Gerechtigkeit  und  Unparteilichkeit.  Zwi- 
schen Deutschland  und  Italien  bestehen  keine  dauernden 
Reibungsflächen,  sofern  nicht  die  italienisch  gewordenen 
Teile  Deutsch-Tirols  durch  eine  nationalistische  Unter- 
drückungspolitik zu  einer  solchen  kmistlich  gemacht 
werden. 

Viel  eher  bestelhen  solche  Reibungsflächen  zwischen 
Deutschland  und  der  Tschechoslowakei,  der  durdh  die 
Friedensschlüsse  von  Paris  weite,  von  Deutschen  bewohnte 
Gebiete  einverleibt  worden  sind.  Deutschland  wird  aber 
mit  der  Tatsache  zu  rechnen  haben,  daß  der  Völkerbund 
den  neugeschaffenen  Staaten  die  Unversehrtheit  ihrer  Ge- 
biete garantiert,  und  es  könnte  niemals  daran  denken,  Los- 
reißungsbestrebungen  zu  fördern,  die  zu  blutiger  Unter- 
drückung oder  zu  einem  neuen  europäischen  Kriege  führen 
müßten.  Außerdem  sind  die  Deutschen  in  der  Tschecho- 
slowakei, zumal  in  Verbindung  mit  der  übrigen  nicht- 
tschechischen  Bevölkerung  dieses  neugeschaffenen  „Klein- 
Alt-Österreich"  stark  genug,  um  die  Respektierung  ilrrer 
Stellung  als  nationale  Minderheit  aus  eigenen  Kräften 
durchsetzen  zu  können.  In  Deutschland  kann  man  mir 
wünschen,  daß  es  gelingen  möge,  ohne  dauernde  Kämpfe 
den  notwendigen  gerechten  Ausgleich  zu  finden,  so  daß 
dann  die  Deutschen  in  der  Tschechoslowakei  mit  ihren 
tschechischen  Mitbürgern  in  ebenso  gutem  Einvernehmen 
leben  könnten,  wie  Deutschland  mit  diesem  neuentstan- 
denen Freistaat  als  Ganzem  zu  leben  wünscht.  Die  Deut- 
schen in  der  Tschechoslowakei  können  Deutschland  jeden- 
falls viel  mehr  nützen,  wenn  sie  ein  Verbindungsglied 
zwischen  den  beiden  Nachbarstaaten  bilden,  als  wenn  sie 
emen  Damm  feindlicher  Absperrung  zwischen  sie  legen. 

Die  Tschechoslowakei  befindet  sich  in  einer  eigentüm- 
lichen Lage.-  Sie  ist  auf  drei  Seiten,  nördlich,  westlich  und 
südlich,  von  deutschen  Staatsgebieten  umgeben,  und  auf 
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anen  drei  Seiten  dringt  das  deutsche  Sprachgebiet  in  ilir 
Staatsgebiet  ein.  Ihr  Personen-  und  Warenverkehr  mit 
dem  weiteren  Ausland  geht  fast  in  allen  Fällen  durch 
deutsches  Gebiet.  Durch  Elbe  und  Oder  gehl  sein  Weg 
zum  Meer.  Die  deutsche  Sprache  ist  neben  der  tschechi- 
schen die  weitaus  gebräuchlichste  im  Lande,  so  daß  sich 
der  Tscheche  in  Deutschland  viel  weniger  in  der  Fremde 
fühlt  als  im  übrigen  Ausland.  Alle  diese  unveränderlichen 
Tatsachen  haben  im  Laufe  der  Qeschicbte  sogar  dazu  ge- 
führt, daß  Böhmen  ein  Bestandteil  des  alten  Reiches  deut- 
scher Nation,  sogar  eines  seiner  Zentren  wurde,  und  daß 
sich  aoii  einem  Haupt  die  böhmische  Königskrone  und  die 
deutsche  Kaiserkrone  vereinigten. 

Die  machtpoliitische  Künstelei,  die  die  Tschechoslowakei 
zu  einem  Qlied  im  „Ring  um  Deutschland"  machen  wollte, 
muß  an  den  geographischen  und  historischen  Tatsachen 
scheitern.  Die  junge  Republik  wird  sich  Deutschland  ge- 
genüber nicht  in  eine  Rolle  begeben,  in  der  sie  ständig  auf 
die  Hilfe  eines  stärkeren  Dritten  angewiesen  ist  Sie  kann 
sich  nicht  dazu  hergeben,  der  Bauer  in  einem  diplomati- 
schen Schachspiel  zu  sein,  das  von  Paris  aus  gespielt  wird. 
Sie  muß  ihre  Existenz  und  Selbständigkeit  auf  festere 
Grundlage  stellen  als  auf  die  Gunst  fremder  Machthaber, 
die  sie  durch  dauernde  Gegensätzlichkeit  zu  ihrem  Drei- 
seiten-Nachbarn  und  zu  einem  großen  Teil  ihrer  eigenen 
Staatsbürger  erkaufen  soll.  Das  sind  Kartenhäuser,  die 
zusammenbrechen.  Tschechen  und  Deutsche  sind  wie  in 
der  Tschechoslowakei  so  in  ganz  Europa  darauf  ange- 
wiesen, m//einander  zu  arbeiten. 

Wird  zwischen  den  beiden  Staaten  das  gute  Verhältnis 
hergestellt,  auf  das  sie  durch  die  Natur  angewiesen  sind, 
dann  brauchen  die  Deutschen  der  Sudetenländer  nicht  zu 
fürchten,  daß  sie  ihrem  Muttervolk  schaden  könnten,  wenn 
sie  ihre  Kraft  in  den  Dienst  des  neuen  Staates  stellen.  Sie 
werden  letzten  Endes  sidh  selber  nützen,  wenn  sie  nach 
Möglichkeit  zu  tun  unterlassen,  was  ein  gutes  Einverneh- 
men zwischen  Deutschland  und  der  Tschechoslowakei 
stören  könnte.  Auf  der  andern  Seite  liegt  es"  ebenso  im 
Interesse  der  Tschechen,  nicht  vor  Deutschland  als  eine 
Nation  zu  erscheinen,  die  einen  deutschen  Voiksteil  mit 
der  Faust  des  Unterdrückers  regiert     Denn  daran    läßt 
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sidh  mm  einmal  »lohts  ändern,  'daß  das  Zusammengehö- 
rigkeitsgefühl eines  Volkes  über  die  staatlichen  Grenzen 
Irinaus  emipfunden  wird,  und  daß  der  ScTimerz,  der  einen 
Teil  trifft,  sich  durch  den  ganzen  Körper  hindurdh  ver- 
breitet. Die  TschedhoslowaJcei  kann  den  Deutschen  ihres 
Landes  nichts  Unerträgliches  zumuten,  ohne  daß  diese  Zu- 
mutung von  Wien  bis  Hamburg  als  Bedrückung  emp- 
funden würde,  und  sie  kann  sich  nicht  zu  Deutschland 
feindlidi  stellen,  ohne  innere  Gegensätze  gefäihrlichster 
Art  aufzureißen.  Ihrer  Staatskimst  wird  es  gelingen,  den 
ridhtigen  Kurs  zu  steuern,  wenn  ihr  die  Grundsätze  echter 
Demokratie  als  Kompaß  dienen. 

Gänzlich  ungeklärt  sind  die  Zustände  im  Osten.     Der 
Frieden  hat  ein  großes  polnisches  Reich  erstehen  lassen; 
nach  Jahrhunderten  des  Unglücks  ist  den  Polen  der  natio- 
nale Qlückdiern   aufgegangen;   aus  dem  Zusammenbruch 
dreier  Großmächte  konnten  sie  ihren  Staat  wiederaufrichten, 
ohne   auf    irgendeiner   Seite    auf    nennenswerten   Wider- 
stand gegen  ihre  Bestrebungen  zu  stoßen.    Kein  Schicksal 
illustriert  den  Wechsel  der  Geschicke  besser  als  das  pol- 
nische.   Aber  noch  befindet  sich  östlich  des  neuen  Reiches 
alles  im  reißenden  Fluß  der  Entv/icklung,  und  in  abseh- 
barer Zeit  wird  Polen  es  vielleicht  noch  zu  schätzen  wissen, 
wenn  es  im  Westen  einen  Nachbar  besitzt,  der  nicht  nur 
durch  Gewalt  in  Frieden  gehalten  wird,  sondern  den  dau- 
ernden Frieden  in  seinen  Willen  aufgenommen  hat.   Auch 
Polen  hat  deutsche  Sprachgebiete  in  sein  Staatsgebiet  ein- 
verleibt, und  so  gilt  für  es  in  vieler  Beziehung  dasselbe, 
was  schon  von  der  Tschechoslowakei  gesagt  worden  ist. 
Als  Bürger  Preußens  haben  die  Polen  viel  Unbill  erfahren, 
aber  sie  sollten  nicht  vergessen,  daß  das  neue  Deutschland 
nicht  von  den  ehemaligen  Trägern  der  preußischen  Polen- 
politik, sondern  von  ihren  Gegnern  regiert  wird.    Wie  die 
Tschechoslowakei  ist  auch  Polen  darauf  angewiesen,  zu 
Deutschland  enge  wirtschaftliche  und  geistige  Beziehungen 
aufrechtzuerhalten,  und  es  kann  nicht  wünschen,  daß  das 
Land,  das  zwischen  ihm  und  den  Ländern  westlicher  Kultur 
die   Verbindung   herstellt,   wirtschaftlich    und    sozial    zur 
Wüste  gemacht  wird.    Vor  allem  ist  es  die  Arbeiterschaft 
Polens,  die  damit  rechnen  muß,  daß  die  sozialen  Verhält- 
nisse der  wesüichcü  Nachbarländer  von  stärkstem  Ein- 
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fluß  auf  lüie  eigenen  sein  werden.  Man  wird  den  Arbeitern 
Polens  schwer  vorentlialten  können,  was  sich  die  Arbeiter 
Deutsolllands  errungen  haben,  umgekehrt  werden  die  Ar- 
beiter Polens  kaum  jemals  ein  Lebensniveau  erredchen 
können,  das  über  jenes  der  deutsdlien  Arbeiter  hinausgeht. 
Sie  haben  also  das  stärkste  Interesse  daran,  in  Deutschland 
einen  Bahnbrecher  der  sozialen  Fortschritte  zu  besitzen, 
den  es  nur  darstellen  kann,  wenn  seine  Wirtschaft  nicht 
durch  eine  destruktiv  wirkende  Ausführung  der  Friedens- 
bedingungen vernichtet  wird. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  die  neue  Qrenzfests«tzung 
im  Osten  die  Interessen  und  Empfindungen  des  deutschen 
Volkes  hart  getroffen  hat.  Nur  durch  eine  gerechte  Be- 
handlung der  unter  polnische  Herrschaft  gefallenen  deut- 
schen Minderheiten  kann  verhindert  werden,  daß  die  dort 
aufgerissenen  Wunden  immer  wieder  aufs  neue  zu  bluten 
beginnen.  AUzudeutlicfh  ist  hier  die  Absicht  geworden,  in 
Polen  einen  Ersatz  für  das  zerfallene  Bündnis  mit  Ruß- 
land zu  finden  und  durch  einen  Vertrag,  der  angeblich  den 
dauernden  Frieden  der  Welt  herstellen  soll,  günstige  Vor- 
bereitungen für  einen  militärischen  Aufmarsch  zu  schaffen. 
Aber  diese  Lösung  trägt  alle  Züge  eines  Provisoriums,  denn 
östlich  hinter  Polen  steht  immer  noch  das  ungeheure 
Rätsel:  Rußland. 

Der  Gegensatz  zwischen  Deutschland  und  Rußland  war 
vor  dem  Kriege  ein  doppelter:  erstens  einmal  ein  macht- 
politischer,  weil  sich  Deutschland  eben  die  Staaten  als 
Brücken  zum  nahen  Orient  erhalten  wollte,  durch  deren 
Zertrümmerung  allein  Rußland  zu  seinem  imperialistischen 
Ziel,  der  Beherrschung  des  Ausgangs  aus  dem  Schwar- 
zen Meer,  gelangen  konnte,  und  zweitens  ein  ideeller,  weil 
die  Masse  des  deutschen  Volkes  im  russischen  Zarismus 
ein  seinem  eigenen  freiheitlichen  Autstieg  feindliches  Prin- 
zip haßte  und  fürchtete.  Der  Zusammenfluß  dieser  beiden 
Strömungen  hat  im  August  1914  dem  Krieg  gegen  Ruß- 
land einen  so  starken  Impuls  gegeben,  daß  der  gleichzeitige 
Angriff  auf  Belgien  und  Frankreich  nur  als  ein  natürlicher 
Rückprall  empfunden  wurde.  Das  Auge  auf  den  Osten 
gerichtet,  von  dem  Willen  beseelt,  daß  der  Zarismus  nicht 
Herr  über  Deutschlands  Schicksal  werden  dürfe,  verlor 
das  deutsche  Volk  jedes  klare  Uri^4  über  das,  was  im 
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Westen  mit  Unredrt  begonnen  wurde,  nm  mit  Unheil  zu 
enden. 

Heute  ist  CvS  der  logische  und  moralische  Widerstand 
gegen  den  Bolschewismus,  der  den  alten  Gegensatz  nicht 
zur  Ruhe  kommen  läBt  Das  gilt  aber  nur  so  lange,  als  der 
Bolschewismus  aggressiv  auftritt  un-d  in  seinem  Drang, 
sich  die  Welt  zu  erobern,  zum  Affen  seiner  Gegenpartei, 
des  kapitalistischen  Imperialismus,  wird.  Deutschland 
fühlt  nicht  den  Beruf  in  sich,  Rußland  in  seine  eigenen  ■ 
Angelegenheiten  dreinzureden,  und  darum  hat  auch  die 
deutsche  Sozialdemokratie  die  Einmischung  deutscher 
Freibeuter  in  die  russischen  Kämpfe  auf  das  schärfste  ver- 
urteilt. Deutsdiland  kann  vielmdlir  zu  jedem,  wie  immer 
regierten  Rußland  freundschaftliche  Beziehungen  unterhal- 
ten, vorausgesetzt,  daß  dieses  Rußland  Deutschland  weder 
mit  Waffen  bedroht  noch  durch  Unterstützung  einer  Pro- 
paganda, die  auf  den  gewaJtsamen  Umsturz  der  deutschen 
Republik  gerichtet  ist,  einen  das  Leben  des  deutschen  Vol- 
kes bedrohenden  Eingriff  m  desseji  innere  Verhältnisse 
unternimmt. 

Nach  der  Ueberzeugimg  der  deutschen  Sozialdemokratie 
stellt  die  Sowjetherrschaft  gegenüber  der  Demokratie  keine 
weiterfortgeschrittene,  sondern  eine  zurückgebliebene  Re- 
gierungsform dar  und  ist  mit  den  vielfach  wechselnden 
Methoden  bolschewistischer  Wirtsdhafts-  und  Soziialpolitik 
ein  wirkliches,  dem  Wohl  des  arbeitenden  Volkes  dienen- 
des System  sozialistischer  Wirtschaft  nicht  zu  erzielen. 
Da  die  russischen  Methoden  auf  den  Westen  keinesfalls 
anzuv/enden  sind,  muß  sich  der  Ausgleich  so  volJziehen, 
daß  sich  Rußland  den  politischen  und  sozialen  Zuständen 
der  übrigen  Welt  wieder  annähert,  und  es  ist  nur  die  Frage, 
ob  sich  dieser  für  Rußland  selbst  notwendige  Ausgleich  aui 
dem  Wege  friedlicher  Entwicklung  durch  die  Einsicht  des 
bolschewistischen  Führer tums  selbst  oder  auf  dem  Wege 
einer  Katastrophe  vollziehen  wird. 

Wenn  audh  die  Wünsche  der  deutschen  Sozialdemokra- 
tie, die  gleichlaufend  sind  mit  den  Interessen  der  deutschen 
Arbeiterschaft,  auf  den  wirklichen  Gang  der  Ereignisse 
kaum  einen  starken  Einfluß  üben  v/erden,  so  ist  es  viel- 
leicht doch  nicht  überflüssig,  sie  klar  zu  formulieren.  Die 
deutsche  Sozialdemolfratie  kann  ©ine  fiatastrophe  in  Ruß- 
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land,  mag  sie  von  außen  oder  innen  kommen,  nicht  wün- 
schen, weil  sie  iürditet,  daß  sie  einen  Sieg  d-er  äußersten 
Reaktion  bedeuten  würde.  Diese  Reaktion  würde  sich 
aber  auch  nationalistisch  gebärden  und  sich  bemühen, 
noch  nachträglich  wieder  in  die  Reihe  der  Alliierten  und 
Assoziierten  aufgenommen  zu  werden,  um  an  der  Sieges- 
beute Anteil  zu  nehmen.  Der  Köder  ist  ihr  bereits  hinge- 
worfen in  jenem  Artikel  des  Friedensvertrages,  der  be- 
stimmt, daß  Deutschland,  falls  die  Alliierten  dies  wünsch- 
ten, über  alle  schon  übernommenen  Lasten  hinaus  auch 
die'  Entschädigungsansprüche  Rußlands  zu  erfüllen  ver- 
pflichtet sei.  Das  ist  ein  offenkundiger  Versuch,  das  künf- 
tige Rußland  für  eine  nach  dem  Kriege  fortgesetzte,  gegen 
Deutschland  gerichtete  Politik  materiell  zu  interessieren. 

Das  künftige  Rußland  wird  sich  allerdings  fragen  müs- 
sen, ob  ihm  mit  einer  allerletzten  Hypothek  auf  die  über- 
l'astete  deutsche  Wirtschaft  gedient  ist  und  ob  es  unein- 
bringliche Forderungen  höher  taxieren  will  als  die  Leistun- 
gen, die  ein  kräftiges  und  gesundes  Deutschland  zu  seinem 
Nutzen  vollbringen  kann.  Es  wird  sich  dann  herausstellen, 
daß  sein  Bedarf  an  deutscher  Arbeit  und  deutschen  Ar- 
beitsprodukten nicht  aus  der  letzten  Entschädigungsquote, 
die  ihm  seine  ehemaligen  Verbündeten  zugestehen  wollen, 
sondern  nur  in  freiem  Austausch  gedeckt  werden  kann. 
Das  gilt  für  jedes  künftige  Rußland,  mag  es  bolsche- 
wistisch-orthodox oder  bolschewistisöh-reformiert,  demo- 
kratisch oder  reaktionär  regiert  sein. 

In  den  weltpolitischen  Fragen  des  nahen  und  fernen 
Ostens  ist  Deutschland  ausgeschaltet,  Rußland  wird  sich 
über  sie  mit  seinen  einstigen  Verbündeten  auseinanderzu- 
setzen haben.  Dasselbe  gilt  für  die  Fragen  der  neuen 
Ostseestaaten.  Durch  ihre  und  des  polnischen  Reiches  Ent- 
stehung hat  Rußland  aufgehört,  der  unmittelbare  Nachbar 
Deutschlands  zu  sein.  Die  aus  dem  Leib  des  russischen 
Reichs  herausgeschnittenen  Pufferstaaten  sind  bestehen  ge- 
blieben, sie  sind  jetzt  aber  statt  unter  den  Einfluß  Deutsch- 
lands unter  den  Einfluß  der  Entente  gestellt.  Es  leuchtet 
von  selbst  ein,  daß  durch  diesen  Szenenwechsel  ein  Hinder- 
nis für  die  Wiederherstellung  guter  Beziehungen  zwischen 
Deutschland  und  Rußland  beseitigt  ist.  Ein  Rußland  aber, 
das  nicht  Deutschlands  Feind  ist,  sondern  die  Deutschen 
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auf  dem  gleicÜen  Fuß  mH  den  andern  Völkern  be'han^elt, 
wäre  für  Deutsdhland  ein  nicht  ieic'ht  zu  überschätzender 
Gewinn. 

Nidht  minder  ungeklärt  wie  Deutschlands  Beziehungen 
zu  Rußland  sind  —  wenn  auch  aus  anderen  Gründen  —  die 
zu  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  In  dem  Augen- 
blick, in  dem  diese  Betrachtungen  niedergeschrieben  wer- 
den, ist  zwar  schon  der  Frieden  durch  den  Austausch  der 
bisher  unterzeichneten  Ratifikationsurkunden  in  Kraft  ge- 
treten, die  Vereinigten  Staaten  haben  sieb  ihm  aber  nicbt 
angeschlossen.  Durch  das  Fernbleiben  Amerikas  würde 
die  Zukunft  des  Völkerbundes  noch  problematischer  ge- 
staltet, und  aus  der  Wiedergutmacbungskommission  würde 
damit  ein  Mitglied  ausscheiden,  von  dem  ein  unparteiisch 
nüchternes  Urteil  bei  auftauchenden  Meinungsverschieden- 
heiten am  ehesten  zu  erwarten  war.  Auf  der  anderen  Seite 
könnte  die  völlige  Herauslösung  der  Vereinigten  Staaten 
aus  dem  Verbände  der  Alliierten  und  der  Abschluß  eines 
besonderen  Vertrages  mit  ?hnen  möglidherweise  für  beide 
Teile  von  Nutzen  sein.  Natürlich  käme  es  aui  den  Inhalt 
des  Vertrages  an. 

Das  Verhältnis  Deutschlands  zu  Amerika  wird  dauernd 
durch  eine  falsche  Informierung  der  öffentlichen  Meinung 
geschädigt.  Deutschland  wird  den  Amerikanern  zumeist 
entweder  als  ein  Herd  des  Bolschewismus  oder  —  noch 
immer  —  als  ein  Hort  des  Militarismus  dargestellt.  Dar- 
über wird  die  in  der  Mitte  liegende  Wahr'heit  übersehen, 
daß  Deutschland  heute  eine  Republik  ist,  die  in  ihrem  In- 
nern Aufbau  und  in  der  sozialen  Kultur  ihrer  Bevölkerung 
bedeutendere  Aehnlichkeiten  mit  den  Vereinigten  Staaten 
aufweist  als  irgendein  anderes  Land  der  Welt. 

Ein  aus  wirtschaftlichen,  ethnographischen,  geschicht- 
lichen Ursachen  entspringender  Gegensatz  zwischen 
Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  be- 
stand auch  schon  damals  nicht,  als  die  deutsche  Kriegs- 
und Handelsflagge  noCh  auf  allen  Meeren  wehte.  Es  kann 
von  einem  solchen  heute  erst  recht  nicht  mehr  die  Rede 
sein,  da  Deutschland  aufgehört  hat,  ein  aktiver  Faktor 
der  Weltpolitik  zu  sein.  Daß  es  den  ehemaligen  deutschen 
Machthabern  gelang,  die  Vereinigten  Staaten  in  den  Krieg 
hineinzuziehen,  war  ein  umgekehrtes  Kunststück  von  sol- 
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eher  Außerordentlicfikeit,  daß  es  keinem  deutscTien  Politi- 
ker der  Zukunft  gelingen  könnte,  es  jemals  wieder  naoh- 
zumac'h-en. 

Der  Frieden  von  Versailles  entspricht  weder  den  Grund- 
sätzen des  Präsidenten  Wilson  noch  dem,  was  irgendein 
Amerikaner  als  Ergebnis  dieses  Krieges  gewünscht  hat. 
Und  doch  ist  dieses  Ergebnis  herbeigeführt  worden  durch 
die  ausschlaggebende  Hilfe  Amerikas.  Zieht  sich  dieses 
jetzt  wieder  auf  seinen  Kontinent  zurück,  so  überläßt  es 
Deutschland  einem  Schicksal,  das  ihm  zu  bereiten  nicht 
seine  Absicht  gewesen  ist.  Es  würde  zugleich,  wenn  es 
einer  gegen  Deutschland  gerichteten  wirtschaftlichen  Er- 
drosselungspolitik als  gleichmütiger  Zuschauer  zusähe, 
einen  zahlungsfähigen  Abnehmer  seiner  Rohprodukte  ver- 
lieren. Weder  Amerikas  ideale  Weltziele  noch  seine  wirt- 
schaftlichen Interessen  können  es  dazu  bringen,  sich  aktiv 
an  einer  solchen  Politik  zu  beteiligen  oder  sich  auch  nur 
passiv  gegen  sie  zu  verhalten. 

So  glaubt  Deutschland,  obgleich  es  durch  den  Kriegs- 
ausgang aufs  schwerste  gefährdet  ist  und  einer  dunklen 
Zukunft  entgegengeht,  politisch  nicht  in  einer  verzweifel- 
ten Lage  zu  sein.  Die  ungeheure  Koalition,  die  sich  gegen 
den  deutschen  Zäsarismus  gebildet  hatte,  kann  gegenüber 
dem  deutschen  Volk,  das  die  Demokratie,  den  sozialen 
Fortschritt  und  den  dauernden  Weltfrieden  auf  sein  Panier 
geschrieben  hat,  unmöglich  bestehen  bleiben.  Deutsch- 
land hat  keinen  Nachbar  mehr,  der  sich  durch  die  Unter- 
drückung seiner  eigenen  Volksgenossen  auf  deutschem 
Staatsgebiet  gereizt  fühleri  könnte  es  ist  nicht  in  Bünd- 
nisse verwickelt,  die  es  zum  Teilnehmer  an  neuen  impe- 
rialistischen Machtkämpfen  machen  könnte,  es  kann  keinen 
anderen  Ehrgeiz  haben  als  den,  durch  seine  Leistungen 
an  geistiger  und  körperlicher  Arbeit  die  Vorurteile  zu  zer- 
streuen, die  sich  während  des  Krieges  bei  den  andern  Völ- 
kern über  sein  Wesen  gebildet  haben. 

Der  eigentliche  Träger  dieser  neuen  Politik  Deutsch- 
lands ist  die  deutsche  Sozialdemokratie  geworden.  Ihr 
vielumstrittenes  Verhalten  während  des  Krieges  wird  viel- 
leicht auch  den  Gegnern  in  milderem  Lichte  erscheinen, 
wenn  sie  diesen  Frieden  betrachten,  der  die  Grenzen  einer 
ausgleichenden  Gerechtigkeit  so  weit  übersc'hritten  hat  Es 
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war  der  leitende  Gedanke  der  deutscTien  Sozialdemokratie 
v.'ährend  des  Krieges,  sich  nicht  als  Kriegsinstrument  der 
imperialistischen  Gegner  Deutschlands  mißbrauchen  zu 
lassen  und  am  Ende  des  Krieges  nicht  so  dazustehen,  daß 
das  deutsche  Volk  sie  mit  Recht  für  einen  unglücklichen 
Ausgang  verantwortlich  machen  könnte.  Sie  hat  die  na- 
türliche Liebe  zu  fhrem  Volk  empfunden,  als  es  in  Qeialir 
geriet,  sie  empfindet  sie  doppelt  in  seinem  Unglück. 

Die  deutsche  Sozialdemokratie  ist  eine  sozialistische 
Partei  geblieben.  Von  den  andern  sozialistischen  Parteien 
und  Gruppen  m  Deutschland  unterscheidet  sie  sich  da- 
durch, daß  sie  den  Sieg  des  Sozialismus  auf  dem  Wege 
über  die  Demokratie  anstrebt  und  daß  sie  sich  über  die 
Schwierigkeiten,  die  bei  der  Lösung  des  sozialen  Problems 
zu  lösen  sind,  kernen  Täuschungen  hingibt,  während  die 
Unabhängigen  und  Kommunisten  der  Demokratie  die 
Fehde  angesagt  haben  und  durch  die  „Diktatur  des  Pro- 
letariats", verwirklicht  durch  die  politische  Räteherrschaft, 
den  Sozialismus  in  kürzester  Zeit  zu  verwirklichen  geden- 
ken. Demgegenüber  erklärt  die  deutsche  Sozialdemo- 
kratie 

1.  daß  sozialistische  Reformen  nur  in  dem  Maße  mög- 
lich sind,  in  dem  die  Mehrheit  des  Volkes  ihre  Notwendig- 
keit erfaßt  hat; 

2.  daß  der  Versuch,  das  kapitalistische  System  mit  einem 
Schlage  durch  ein  sozialistisches  zu  ersetzen,  zu  einem 
Niedergang  der  Produktion,  statt  zu  ihrem  erhofften  Auf- 
stieg und  damit  zu  weiterer  Verarmung  und  zum  Tode 
vieler  Millionen  führen  müßte; 

3.  daß  der  Stand  der  sozialistischen  Bewegung  in  den 
Siegerländern  nicht  die  Hoffnung  gestattet,  der  Sozialis- 
rnus  werde  dort  auch  nur  in  dem  gleichen  Maße  fortschrei- 
ttii,  als  er  es  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  in 
Deutschland  vermag. 

Die  deutsche  Sozialdemokratie  ist  in  ein  parlamentari- 
sches Bündnis  mit  jenen  bürgerlichen  Parteien  eingetreten, 
die  sich  bereit  erklärten,  mit  ihr  gemeinsam  den  Neuaufbau 
des  Staatswesens  in  republikanisch-demokratischem  Sinne 
zu  vollziehen  und  dem  sozialen  Fortschritt  den  Weg  zu 
ebnen.    Es  ist  ihr  auf  diese  Weise  gelungen,  eine  Verfas- 
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suH'g  ZU  schaffen,  die  alle  Macht  in  die  Hfinde  des  ganzen 
Volkes  legt.  Alle  über  20  Jahre  alten  Männer  und  Frauen 
haben  gleiches  Wahlrecht  zu  den  Volksvertretungen  der 
Gesamtrepublik,  der  Länder,  denen  eine  republikanische 
Verfassung  vorgeschrieben  ist,  und  der  Qemein-den.  Keine 
Regierung  darf  im  Amte  bleiben,  die  sich  nicht  auf  das 
Vertrauen  der  Mehrheit  des  Parlaments  stützt  Auf  Wunsch 
eines  Zehntels  der  stimmberechtigten  Volksgenossen  muß 
jeder  aus  dem  Volk  selbst  hervorgegangene  Qesetzes- 
antrag  dem  Volk  zur  allgemeinen  Abstimmung  unterbreitet 
werden;  seine  Entscheidung  ist  endgültig. 

Die  Verfassung  verkündet  als  ihr  soziales  Ziel  ,4ie  Ge- 
währleistung eines  menschenwürdigen  Daseins  für  alle." 
Sie  läßt  Enteignungen  zu,  die  auf  Grund  eines  Reichs- 
gesetzes auch  ohne  Entschädigung  erfolgen  können.  Das 
Reich  kann  für  die  Vergesellschaftung  geeignete  private 
wirtschaftliche  Unternehmungen  in  Gemeineigentum  über- 
führen, es  kann  sich  selbst,  die  Länder  oder  die  Gemein- 
den, an  der  Verwaltung  wirtschaftlicher  Unternehmiungen 
beteiligen  und  sich  in  ihnen  einen  bestimmenden  Einfluß 
sichern.  Es  kann  die  Aufsicht  über  privatwirtschaftliche 
Unternehmungen  übernehmen  und  Erzeugung,  Herstellung, 
Verteilung,  Verwendung,  Preisgestaltung  sowie  Ein-  und 
Ausfuhr  des  Wirtschaftsgutes  nach  gemeinwirtschaftlichen 
Grundsätzen  regeln.  Für  Arbeitslose,  denen  angemessene 
Arbeitsgelegenheit  nicht  nachgewiesen  werden  kann,  ist 
aus  öffentlichen  Mitteln  zu  sorgen.  Die  Koalitionsfreiheit 
ist  gewährleistet  und  kann  auch  im  Fall  vorübergehender 
Suspension  der  verfassungsrechtlichen  Gaiantien  nicht 
aufgehoben  werdeii.  Die  Arbeiter  und  Angestellten  haben 
zur  Wahrung  ihrer  sozialen  und  wirtschaftlichen  Interessen 
gesetzliche  Vertretungen  in  Betriebsräten  erhalten,  denen 
die  Unternehmer  Bücher  und  Bilanzen  vorzulegen  ver- 
pflichtet sind.  Die  Mutterschaft  hat  Anspruch  auf  staat- 
liche Fürsorge,  den  unehelichen  Kindern  sind  durch  die 
Gesetzgebung  die  gleichen  Entwicklungsbedingungen  zu 
schaffen  wie  den  ehelichen. 

Die  Verfassung  erklärt  in  ihrer  Praeambel  als  ihren 
Zweck,  „dem  äußern  und  Innern  Frieden  zu  dienen",  uwd 
erklärt  die  allgemein  anerkannten  Regeln  des  Völkerrechts 
für  bindende  Bestandteile  de3  deutschen  Reichsrechts. 
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Die  Verfassung  stellt  sich  damit  als  ein  Versudi  dar, 
den  Gedanken  der  Demokratie  in  seiner  reinsten  Form  zu 
verwirklichen,  und  sie  kommt  den  Bestrebungen  des  So- 
zialismus in  einem  Maße  entgegen,  v/ie  keine  andere  Ver- 
fassung der  zivilisierten  Welt.  Ihrer  vollen  Auswirkung 
aber  wirkt  die  wirtschaftliche  Not,  die  durch  den  Friedens- 
vertrag ins  Ungemessene  gesteigert  wird,  entgegen.  So 
konnte  ihr  Versprechen,  die  Lernmittel  der  Volksschulen 
und  Fortbildungsschulen  unentgeltlich  z\i  liefern,  eine 
alte  sozialdemokratische  Forderang,  noch  ni(^ht  erfüllt 
werden. 

In  ihrem  Bestreben,  Deutschlaml  auf  dem  Wege  der  De- 
mokratie dem  Sozialismus  entgegenzuführen  und  die  Wie- 
derversöhnung der  Völker  herbeizuführen,  glaubt  die 
deutsche  Sozialdemokratie  die  Unterstützung  aller  Arbei- 
ter- und  Sozialistenpartelen  der  Welt  zu  verdienen.  Lei- 
der sieht  sie  sich  in  ihren  Erwartungen  getäuscht,  da  der 
eine  Teil  der  ausländischen  Sozialisten  glaubt,  gegen  sie 
wegen  ihrer  Haltung  im  Kriege  Vorwürfe  erheben  zu  müs- 
sen, und  der  andere  das  alte,  von  Jaur^s  wie  von 
Bebel,  von  Bernstein  wie  von  Kautsky,  vertretene  Pro- 
gramm des  demokratischen  Sozialismus  preisgegeben  hat 
und  für  die  antidemokratischen  Strömungen  in  der  deut- 
schen Arbeiterbewegung  leidenschaftlich  Partei  ergreift. 

Die  Zeit  wird  die  notwendige  Klärung  bringen  und  nach 
,der  Ueberzeugung  der  deutschen  Sozialdemokratie  den 
Sieg  des  demokratischen  Gedankens  im  Sozialismus  her- 
beiführen. Aber  die  Zeit,  die  bis  dahin  vergeht,  ist  für  die 
Sache  des  Weltfriedens  und  die  Sache  des  internationalen 
Sozialismus  schmerzlich  verlorene  Zeit.  Eine  Lösung  der 
internationalen  und  sozialen  Wirren  ist  nur  dann  zu  errei- 
chen, wenn  sich  die  Arbeiter-  und  Sozialistenparteien  aller 
Länder  auf  dem  Boden  des  demokratischen  Sozialismus 
wieder  zusammenfinden,  wenn  jede  in  ihrem  Lande  zu 
möglichst  großem  Einfluß  zu  gelangen  sucht  und  dem  Ge- 
danken zum  Durchbruch  verhilft,  daß  nur  die  Solidarität 
gleichberechtigter  Völker,  nicht  die  Unterdrückung  einer 
Völkergruppe  durch  die  andere,  für  Europa  Rettung  brin- 
gen kann.  Darüber  hinaus  ist  ein  Austausch  der  Erfahrun- 
gen notwendig  über  die  Frage,  wie  die  Wirtschaftsordnung 
durch  soziale  Reformen    —    einen  andern  Weg  gibt  es 
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nldit  —  bis  zu  den  Endzielen  des  Sozialismus  schrittweise 
und   planmäßig   umgestaltet   werden  kami. 

Der  Parteitag  der  französischen  Sozialisien  hat  am 
22.  April  1919  in  Paris  eine  Resolution  angenommen,  die 
besagt : 

Es  ist  d«r  Kapitalismus  aller  Länder,  der  die  Verantwortung 
und  die  ewijre  Schande  dieses  Krieges  trägt.    Der  kapitalistische 
Charakter  dieses   Krieges,    den  man    gewagt  hat    als  einen 
Krieg  des  Rechts  darzustellen,  liegt  offen  vor  aller  Augen.    Die 
sozialistische  Partei  brandmarkt  die  Heuchelei  der  französischen 
Regierung,  die,  nachdem  sie  die  Unwissenheit  und  Leichtgläu- 
bigkeit der  Volksmassen  ausgenutzt  hat,  um  ihnen  einzureden, 
daß  es  sich   nur  um  einen  Krieg  der  Landesverteidigung,  um 
einen  Krieg  zur  Zerstörung   des  Militarismus  und  zur  Unter- 
drückung der  Rüstungen  handle,  sich  heute  anschickt,  diesem 
Krieg,  der  zu  Ende  geht,  cmen  rein  imperialistischen  und  kapi- 
talistischen Ausgang  zu  geben,  woraus  unvermeidlich  neue  Kon- 
flikte entstehen   müßten,   wenn    das   internationale   Proletariat 
nicht  bald  Herr  seiner  Geschicke  würde. 
Die   französischen   Sozialisten   waren   ebensowenig  im-. 
Stande,  diesen  Ausgang  des  Krieges  zu  verhindern,  wie  die 
deutschen  Sozialdemokraten  imstande  waren,     wirksame 
Gegenwehr  gegen  den  Frieden     von     Brest-Litowsk    zu 
leisten,  den  Einbruch  in  Belgien  zu  verhindern  und  den 
Ausschreitungen  des  Militarismus  Einhalt  zu  gebieten.  Der 
Krieg  hat  den  Sozialismus  in  allen  Ländern  in  Ohnmacht 
zurückgeworfen,  und  es  ist  Zeit  für  ihn,  den  Weg  zur  Macht 
wiederzugewinnen.     Damit  glaubt  die     deutsche     Sozial- 
demokratie, den  richtigen  Anfang  gemacht  zu  haben;  das 
Beispiel   Rußlands  kann  sie   nicht  locken.     Ihr   hat   einst 
Edgar  Milhaud  einen  Hymnus  gesungen  in  einem  Budh,  das 
er  mit  den  Worten  schloß,  die  Sache  der  Kultur  in  jeder 
Beziehung  sei  die  ihre.    Vielleicht  war  das  damals  zuviel 
des  Lobes,  heute  sollte  man  ernstlich  darüber  nachdenken, 
ob  aii  der  Tadel  verdient  ist,  den  man  seitdem  über  sie 
genniifi  haL 

Die  deutsche  Sozialdemokratie  plädiert  heute  nicht  nur 
für  ihre  Sache  und  die  ihrer  eigenen  Volksgenossen,  sondern 
für  die  Sache  Europas  und  der  gesamten  Menschheit,  in- 
dem sie  die  Forderung  nach  einem  Frieden  erhebt,  der 
nicht  ein  nach  dem  Kriege  fortgesetzter  Völkermord  ist. 
Der  Krieg  hat  die  Sieger  nicht  reicher  gemaclit,  ein  Frie-* 
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den,  der  nidrts  anderes  wäre  als  die  Fortsetzung  des  Krie- 
ges mii  anderen  Mitteln,  könnte  das  durch  den  Krieg  ge- 
schaffene Elend  nur  steigern.  Der  wirkliche  Frieden  wird 
erst  da  sein,  wenn  dieser  Taumel  von  Haß  und  gegenseiti- 
ger Befehdung  zwischen  den  Völkern,  zwischen  den  Sozia- 
listen der  verschiedenen  Völker  und  schließlich  zwischen 
den  Sozialistan  jedes  einzelnen  Landes  ein  Ende  nimmt 
und  sich  die  trbeitende  Menschheit  auf  ihre  gemeinsamen 
Interessen  zurückbesinnt.  Das  ist  die  Aufgabe,  vor  die  sich 
heute  die  Sozialisten  und  alle  aufrichtigen  Friedensfreunde 
aller  Länder  gestellt  sehen,  die  Zukunft  der  Menschheit 
hängt  von  ihrer  Lösung  ab! 
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